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Kritik an EVG-Abschluss 

Führt der Abschluss der EVG dazu, dass Teile der 
Belegschaft ihre Arbeitszeitverkürzung selber be¬ 
zahlen? Eine Diskussion auf 
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Bilanz mit Licht und Schatten 

2016 hat Russland seinen Platz in der Weltpolitik 
gefestigt und die Wirtschaft stabilisiert. Aber die 
Verelendung von Teilen der Bevölkerung wächst. 
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Thema der Woche 


Deutsche Truppen in aller Welt 

Bundeskanzlerin Angela Merkel behauptet, 
dass Deutschland in den aktuellen Krisen 
beweise, „dass es zu seiner sicherheitspoli¬ 
tischen Verantwortung steht. Und auch, dass 
wir bereit sind zu führen.“ 

Die DKP stellt in ihrem Sofortprogramm 
fest: „Unser Land führt Krieg nach außen. 
Gezielt lenkt die Bundesregierung davon ab, 
dass Kriege die Fluchtursache Nummer Eins 
sind. Kriege, die die Politiker von CDU/CSU, 
SPD und Grünen regelmäßig ermöglichen 
und damit den Banken und Konzernen ihre 
Profite sichern.“ 
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Griff in die Arbeitsamts-Kasse 

Dem großen neoliberalen Sparkartell sind die BA-Überschüsse ein Dorn im Auge 



Auch Sanktionen sorgen für den Überschuss in der Kasse der Bundesanstalt für Arbeit 


L aut Frank-Jürgen Weise weist die 
„Bundesagentur für Arbeit“ (BA) 
in 2016 einen Jahresüberschuss 
von 4,9 Mrd. Euro aus. Die Rückla¬ 
gen insgesamt sollen 11,4 Milliarden 
betragen. 

Wenn irgendwo Überschüsse in 
Sozialkassen auftauchen, sind die 
neoliberalen Glaubenskrieger nicht 
weit. Sowohl SPD-Fraktionsvize Cars¬ 
ten Schneider, als auch der Chef der 
CDU-MittelstandsVereinigung, Cars¬ 
ten Linnemann, wollen, unterstützt 
von den Mainstream-Medien, die - 
paritätisch finanzierten - Beitrags¬ 
sätze senken. Linnemann, von plötz¬ 
licher Sorge um das Wohl der arbei¬ 
tenden Menschen ergriffen: „Was jetzt 
an Überschüssen erzielt wird, gehört 
den Arbeitnehmern und Arbeitge¬ 
bern.“ Mit paralleler Argumentation 
reiht sich auch die AfD-Vizechefin, 
Herzogin von Storch, ins neoliberale 
Kartell ein. Die Anhäufung von Über¬ 
schüssen komme „einem Diebstahl 
gleich“. Die Beiträge müssten „sofort 
von 3 auf 1,5 Prozent halbiert werden“. 

Auch Frau von Storch hat offenbar 
die neoliberale Methodik begriffen, 
nach der Steuern und Beiträge zu Sozi¬ 
alsystemen möglichst gesenkt werden 
sollen. Aber, wie bei einem Klinken¬ 
rad, Bewegung ist nur in eine Richtung 
möglich: nach unten. Fehlen später 
Mittel für die notwendigen Ausgaben, 
wird auf die leeren Kassen verwiesen 
und auf die Notwendigkeit zu sparen. 
Auf diese Weise ist eine dramatische 
Unterfinanzierung der öffentlichen 
Infrastruktur, der Bildung, der Ge- 
sundheits- und Sozialsysteme erreicht 
worden. Der Griff in die BA-Kasse soll 
diese Muster bei der Arbeitslosenun¬ 
terstützung fortschreiben. 

Die Überschüsse der BA sind in 
der Tat ein Skandal. Nur auf eine ganz 
andere Weise, als es die neoliberalen 
Blockparteien zu propagieren versu¬ 
chen. Immerhin sind mehr als 3,5 Mil¬ 
lionen Menschen in der Bundesrepu¬ 
blik ohne Stelle. Rund eine Million 
wurden sanktioniert. Das heißt ihnen 
wurde verfassungswidrig die Leistung 
unter das Existenzminimum gekürzt. 
Von den weit mehr als einer Milli¬ 


on Flüchtlingen und Asylsuchenden 
in 2015/2016 wurden gerade einmal 
30 000 in den Arbeitsmarkt integriert. 
Hier gibt es also schon auf den ersten 
Blick reichlich Handlungsbedarf an 
wirklich sinnvoller beruflicher Qua¬ 
lifikation und humaner Behandlung 
und gleichzeitig auch Geld. Wenn 
trotzdem Überschüsse angesammelt 
wurden, so sind sie auf Kosten der Un¬ 
terstützungsbedürftigen und -berech¬ 
tigten herausgespart worden. 

Auch ist die Begrenzung der Be¬ 
zugsdauer des Arbeitslosengeldes (I) 
auf ein bzw. für ältere Arbeitende, auf 
maximal zwei Jahre ja kein Naturge¬ 
setz, sondern entspringt der Agenda- 
Zielsetzung, die Gefügigkeit der Men¬ 
schen durch die Konfrontation mit ih¬ 
rer möglichst unmittelbar drohenden 
sozialen Deklassierung zu maximie¬ 
ren. Bei den Hartz-Gesetzen, vor al¬ 
lem bei der Abschaffung der sozialsta¬ 
tussichernden Arbeitslosenhilfe, geht 
es um Drohung und Angst. Angst vor 
der nun Hartz IV genannten Sozial¬ 


hilfe und Zwangsarbeit, in die mitt¬ 
lerweile 70 Prozent der BA-“Kunden“ 
hineingepresst werden. Natürlich 
könnte man auch die Bezugsdauer 
für Arbeitslosengeld verlängern, statt 
Beitragssätze weiter zu senken. Stün¬ 
den sie noch auf dem alten Wert von 

6.5 Prozent, so stünden etwa weitere 

37.5 Mrd. Euro für eine zumindest et¬ 
was solidere beitragsfinanzierte Ar¬ 
beitslosigkeitsabsicherung zur Verfü¬ 
gung. Dass damit auch ein gewisser 
Beitrag zu antizyklischer Krisenprä¬ 
vention geschaffen würde, sei nur am 
Rande erwähnt. Aber damit stünde 
das reaktionäre Drohpotential in Fra¬ 
ge, mit dem die arbeitenden Menschen 
zu emsigen Arbeitsameisen und ihre 
Gewerkschaften zu lammfrommen 
Co-Managern erzogen werden sollen. 
Auch darum der Kampf um die Ver¬ 
wendung der BA-Mittel. 

Der „Erfolg“ liegt auf der Hand. 
Frau Merkel ist stolz, dass noch nie 
so viele Menschen in Arbeit gewesen 
seien wie heute. Gleichzeitig bezieht 


laut Forschungsinstitut I AB knapp ein 
Viertel aller Beschäftigten in Deutsch¬ 
land einen Niedriglohn von weniger 
als 9,54 Euro brutto pro Stunde. „Wir 
haben einen der besten Niedriglohn¬ 
sektoren aufgebaut, den es in Eu¬ 
ropa gibt.“ (Gerhard Schröder, Da¬ 
vos 2005) Laut ifo-Institut realisiert 
Deutschland in 2016 einen Leistungs¬ 
bilanzüberschuss von 310 Mrd. Euro, 
8,9 Prozent des BIP. Das heißt, die 
Menschen hierzulande können einen 
immer größer werdenden Teil der Pro¬ 
duktion gar nicht kaufen und damit 
es mit dem (Billig-) Jobwunder weiter 
geht, muss sich das Ausland um jähr¬ 
lich 310 Mrd. Euro verschulden, um 
„uns“ „unsere“ Produkte abkaufen zu 
können. 

Nicht nur Donald Trump in den 
USA, sondern auch die Le Pens in 
Europa signalisieren, dass diese Ver¬ 
anstaltung zu Ende geht. Spätestens 
dann wird die BA jeden Cent drin¬ 
gend brauchen. 

Klaus Wagener 


Gute Gründe 
zu unterschreiben 

Die DKP hat begonnen, die vorge¬ 
schriebenen Unterschriften zu sam¬ 
meln, damit sie in möglichst vielen 
Bundesländern zur Bundestagswahl 
antreten kann und die ersten Materi¬ 
alien für ihren Wahlkampf veröffent¬ 
licht. Auf den Landeslisten der DKP 
kandidieren unter anderem die Sän¬ 
gerin und Auschwitz-Überlebende Es¬ 
ther Bejarano und der UZ-Chefredak¬ 
teur Lucas Zeise. 

Die Forderungen nach Frieden, 
Arbeit und Solidarität seien drei 
gute Gründe für die Kandidatur der 
Kommunisten. Der Kampf gegen die 
Kriegspolitik der Bundesregierung 
und für soziale Verbesserungen für die 
arbeitenden Menschen soll im Mittel¬ 
punkt des Wahlkampfes stehen. „Das 
gemeinsame Kämpfen für gemeinsa¬ 
me Interessen unabhängig von Welt¬ 
anschauung, Herkunft und Geschlecht 
- kurzum: die Solidarität - ist das, wo¬ 
vor die Reichen am meisten Angst ha¬ 
ben“, schreibt die DKP in dem Aufruf, 
mit dem sie um Unterstützung für ih¬ 
ren Wahlkampf bittet. 

Die DKP will ihren Wahlkampf 
dafür nutzen, um im Stadtteil und 
im Betrieb deutlich zu machen: Nur 
der gemeinsame Kampf für die ge¬ 
meinsamen Interessen bietet einen 
Ausweg. Die DKP steht für eine an¬ 
tikapitalistische Alternative, für den 
Sozialismus. 


1. Frieden 

2. Arbeit 

3. Solidarität! 
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Jetzt Unterschriftenlisten per Mail an¬ 
fordern unter: bundestagswahl2017@ 
dkp.de 


Neue Lücke für mehr Lohndruck 

Ausnahme vom Mindestlohn geplant 


Die Bundesregierung plant einen er¬ 
neuten Anlauf für Ausnahmen vom 
Mindestlohn für Flüchtlinge. Laut ei¬ 
nem „internen Diskussionspapier“ des 
Arbeits-, Finanz- und Bildungsminis¬ 
teriums soll für Geflüchtete und Mig¬ 
ranten, die sich für die Anerkennung 
ihres ausländischen Berufsabschlus¬ 
ses in Deutschland nachqualifizieren 
müssen der Mindestlohn nicht gelten. 
Dies würde in die Auslegungs- und 
Praxishinweise aufgenommen werden, 
das Gesetz müsse dafür nicht verän¬ 
dert werden. 

Anfang 2016 hatte der wissen¬ 
schaftliche Dienst des Bundestages 
eine generelle Ausnahme von Flücht¬ 
lingen vom Mindestlohn als „verfas¬ 
sungsrechtlich bedenklich“ bezeich¬ 
net, dies würde „den soziale Frieden 
gefährden.“ Mit der nun vorgeschla¬ 


genen Eingrenzung will die Bundes¬ 
regierung eine Lücke schaffen. Der 
DGB kritisierte die Pläne, die Arbeit¬ 
geber begrüßten den Vorstoß. 

Die AfD übt sich in sozialer Dem¬ 
agogie. Vorstandsmitglied Georg Paz- 
derski sagte, „damit haben vor allem 
die großen internationalen Konzer¬ 
ne ihr Ziel erreicht, möglichst viele, 
möglichst billige Arbeitskräfte zu be¬ 
kommen und dadurch den unliebsa¬ 
men Mindestlohn auszuhöhlen“ Bis 
vor kurzem hatte die AfD noch die 
Abschaffung des Mindestlohns gefor¬ 
dert, weite Teile ihres Programms rich¬ 
ten sich gegen Arbeiterrechte und sie 
trägt mit ihrer Hetze gegen Ausländer 
zur Spaltung bei. Die Partei „Die Lin¬ 
ke“ kritisierte den Vorstoß, Fraktions¬ 
chefin Sahra Wagenknecht forderte, 
die Bundesregierung müsse ihre „Pla¬ 


nungen für derartige Lohndrückerei“ 
sofort einstellen. 

Von den Ausnahmen betroffen 
sind sowohl Flüchtlinge als auch Mig¬ 
ranten, die eine Aufenthaltserlaubnis 
haben. Nach Angaben der Bundes¬ 
agentur für Arbeit befanden sich im 
vergangenen Herbst 47 500 Nichteu¬ 
ropäer in solchen beruflichen Einglie¬ 
derungsmaßnahmen. Dazu müssten 
allerdings noch die Migranten aus eu¬ 
ropäischen Staaten gezählt werden, da 
sie ebenfalls ausgenommen würden. 
Insgesamt dürften Unternehmer aber 
viel häufiger die Lücke nutzen. 

Laut einer Umfrage des Instituts 
für Arbeitsmarkt- und Berufsfor¬ 
schung (IAB) haben 13 Prozent der 
Geflüchteten einen Hochschulab¬ 
schluss und sechs Prozent einen Be¬ 
rufsabschluss, weitere haben an einer 


Ausbildung bzw. einem Hochschulstu¬ 
dium teilgenommen, aber nicht abge¬ 
schlossen. Der größte Teil hat keinen 
mit dem deutschen Ausbildungssys¬ 
tem vergleichbaren Abschluss, aber 
durchaus „auch in Deutschland ver¬ 
wertbare berufliche Fähigkeiten“, wie 
es das IAB nennt. 

Das interne Papier der drei Mi¬ 
nisterien nennt Beispiele, um den Ar¬ 
beitgebern zu zeigen, wie sie den Min¬ 
destlohn umgehen können. Wenn ein 
syrischer Tischler ein neun Monate 
langes Praktikum absolviert, da ihm 
für die Anerkennung seines Abschlus¬ 
ses diese neun Monate fehlen, gilt der 
Mindestlohn nicht. Warum jemandem 
neun Monate Praktikum fehlen, dürf¬ 
te recht willkürlich festgelegt werden 
können. Der Vorschlag hat die Funk¬ 
tion eines Einfallstors, wie DGB-Vor¬ 


standsmitglied Stefan Körzell zurecht 
kritisiert. 

Der Druck auf Geflüchtete und 
Migranten ist sehr hoch. Für sie ist es 
schwer, eine Arbeit zu finden. Von De¬ 
zember 2015 bis November 2016 schaff¬ 
ten es laut IAB nur 34 000 Einwande¬ 
rer aus den acht wichtigsten nichteuro¬ 
päischen Asylherkunftsländern, eine 
Stelle im ersten Arbeitsmarkt zu fin¬ 
den, 22 Prozent davon als Leiharbeiter. 

Entscheidendes Druckmittel für 
Geflüchtete und Migranten ist der un¬ 
sichere Aufenthalt und insbesondere 
die drohende Abschiebung, die sie dazu 
nötigen, jeden Job zu machen, und eben 
auch unterhalb des ohnehin zu niedri¬ 
gen Mindestlohns. Um dem etwas ent¬ 
gegen zu stellen, ist die Solidarität der 
Kollegen gefordert, die etwas weniger 
erpressbar sind. Philipp Kissel 
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Kurze Geschichte der G-20 

Was die Mächtigen seit 40 Jahren auf den Weltwirtschaftsgipfeln verabreden 



Schutz der Eliten vor dem Volk: Kanadische Polizei schützt den Gipfel 2010 in Toronto. 


A nfang Juli findet die erste Ver¬ 
sammlung der G-20 in Deutsch¬ 
land statt. Genauer gesagt in 
Hamburg. Die Bürger dieser Stadt müs¬ 
sen nun, nachdem sie erfolgreich die Zu¬ 
mutung von Olympischen Sommerspie¬ 
len abgewehrt haben, diesen Pomp über 
sich ergehen lassen. Heute sagt man eher 
Großevent dazu. In jedem Fall gibt es 
gute Gründe, weshalb die demokrati¬ 
schen Kräfte gegen diese Großveran¬ 
staltung der Mächtigen auf die Straße 
gehen sollten. 

Hier soll nur noch einmal kurz be¬ 
richtet werden, welchen Charakter die¬ 
ser G-20-Gipfel hat und warum die Re¬ 
gierungen der mächtigsten Staaten des 
Globus diese regelmäßige Veranstal¬ 
tung machen. Die erste Antwort gleich 
voraus. Diese Gipfeltreffen der Regie¬ 
rungschefs sind nicht nur Propaganda- 
und Selbstbeweihräucherungsereignisse. 
Das sind sie auch. Sie dienen den Mäch¬ 
tigen dazu, die krisenhafte Entwicklung 
des Weltkapitalismus ein wenig zu re¬ 
gulieren. Sie dienen dazu, die inhärente 
Konkurrenz der imperialistischen Mäch¬ 
te durch Absprachen und Resolutionen 
einzudämmen. Der Kapitalismus hat 
mehrere Globalisierungswellen hinter 
sich. Das, was wir uns angewöhnt haben 
„Staatsmonopolistischen Kapitalismus“ 
zu nennen, das wirtschaftliche Eingrei¬ 
fen des Staates zugunsten der Monopole, 
muss auch international erfolgen. 

Entstanden ist diese Form der Gip¬ 
feltreffen mit einer vorwiegend wirt¬ 
schaftspolitischen Tagesordnung in der 
letzten großen Weltwirtschaftskrise in 
den 70er Jahren des vorigen Jahrhun¬ 
derts. Das war die Zeit, als die unmit¬ 
telbare Prosperitätsphase der Nach¬ 
kriegszeit zu Ende ging. Die Methode 
der bis dahin gültigen internationalen 
Finanz- und Wirtschaftsregulierung 
zerbrach. Das Abkommen von Bretton 
Woods (ein Ort an der US-Ostküste, wo 
die entsprechende Konferenz stattfand) 
zwischen den großen Industriestaaten 
unter Führung der USA zerbrach. Der 
am meisten hervorstechende Aspekt 
dieses Abkommens war die Bindung 
der Wechselkurse an den Dollar. Der 
Vorteil war, dass die Finanzspekulation 
eingedämmt war. Ein Nachteil war es, 
dass die USA mit ihrer Wirtschaftspoli¬ 
tik die der ganzen kapitalistischen Welt 
bestimmten. 

1973 kündigte die US-Regierung un¬ 
ter Richard Nixon das System der fes¬ 


ten Wechselkurse auf. Der Dollar fiel 
dramatisch. Die Wirtschaftskrise wurde 
durch die erratisch schwankenden Preise 
der jeweils anderen Währung noch ver¬ 
stärkt. Auch die Währungen der europä¬ 
ischen Länder schwankten stark zuein¬ 
ander. Die relativ kleinen europäischen 
Länder waren vom schwankenden Dol¬ 
lar, über den der Devisenhandel den 
Umtausch vollzog, stärker betroffen als 
die USA selbst. Nixons Finanzminister 
John Connally sagte in Richtung der Eu¬ 
ropäer dazu: Der Dollar ist unsere Wäh¬ 
rung, aber Euer Problem“. 

In dieser Situation ging die Initiati¬ 
ve für eine wirtschaftliche Koordination 
von den imperialistischen Staaten aus. 
Genauer vom deutschen Kanzler Hel¬ 
mut Schmidt und vom französischen 
Präsidenten Valery Giscard d'Estaing. 
Letzterer war Gastgeber des ersten G- 
Treffens im November 1975 auf Schloss 
Rambouillet in der Nähe von Paris. Teil¬ 
nehmer waren außerdem die Minister¬ 
präsidenten Japans, Britanniens und Ita¬ 
liens, sowie US-Präsident Gerald Ford. 
Ein Jahr später fand der nächste „Welt¬ 
wirtschaftsgipfel“ in den USA statt. Auf 
Wunsch Fords wurde der kanadische Mi¬ 
nisterpräsident dazu gebeten. Seitdem 
heißen die jährlichen Veranstaltungen 
G-7-Treffen. 


Der Niedergang Japans 

Sehr viel ist bei diesen Treffen nie 
herausgekommen. Zwei Episoden sind 
allerdings bemerkenswert. Die erste 
ist der Niedergang Japans. Die in den 
70er und 80er Jahren rasant wachsende 
Volkswirtschaft Japans wurde den ande¬ 
ren Großnationen und ihren Vertretern, 
besonders aber den USA, unheimlich. 
Die meisten G-7-Treffen in dieser Zeit 
beschäftigten sich mit dem Verhältnis 
Dollar zum Yen. Das Interesse der US- 
Regierung bestand darin, den Yen rela¬ 
tiv teurer zu machen. Das ist ein schwie¬ 
riges Unterfangen für ein Gremium, das 
seit der Installierung des Neoliberalis¬ 
mus als Staatsdoktrin selbstverständ¬ 
lich die Freiheit der Märkte und damit 
auch der Devisenmärkte hochhalten 
und sie keinesfalls politisch beeinflus¬ 
sen sollte. Dennoch gelang es. Der Yen 
stieg. Der Export Japans ging zurück. 
Aber zugleich entwickelte sich in Japan 
eine Spekulationsblase vorher nicht ge¬ 
kannten Ausmaßes. Der Crash kam zum 
Jahreswechsel 1989/90, und die japani¬ 
sche Wirtschaft ist seitdem nur noch ein 
Schatten ihres früheren Selbst. 

Die zweite Episode betrifft Russland. 
Es dauerte bis 1998, bis Russland als 
rekapitalisiertes Land in den Kreis der 
Großen 7 und danach 8 zugelassen 


wurde. Als die Regierung Wladimir Pu¬ 
tins den Wünschen der US- und euro¬ 
päischen Monopole nicht mehr ganz so 
willfährig war, wurde Russland wieder 
aus dem Kreis der Großen entlassen. 
Die Episode lehrt, dass die Koordinie¬ 
rung der weltweiten Wirtschaftspolitik 
im Rahmen der G-Veranstaltungen un¬ 
ter Führung der USA stattzufinden hat. 
Wer da nicht spurt, fliegt raus. 

Die Erweiterung der G-7 zur Grup¬ 
pe der G-20 ist eine Folge der aktuellen 
Weltwirtschaftskrise. Deren Vorläufer 
war 1997/98 die so genannte Asienkri¬ 
se. Es war eine Krise der Tigerstaaten 
Ostasiens: Südkorea, Taiwan, Malaysia, 
Thailand, Hongkong, Singapur und In¬ 
donesien. Es war auch eine klassische 
Finanzkrise. Die Investoren in aller Welt 
hatten in Aktien, Anleihen und Immo¬ 
bilien in diesen Ländern investiert, weil 
die Tiger sehr schnell wuchsen und das 
dort angelegte Geld sich satt zu vermeh¬ 
ren versprach. Wie bei Spekulationskri¬ 
sen üblich, platzte die Blase - im Som¬ 
mer 1997. Alles, was vorher gestiegen 
war, fiel nun steil ab. Einschließlich der 
Währungen dieser Länder. Das konnte 
sie nach ein paar Jahren, wie ebenfalls 
üblich, wieder wettbewerbsfähig ma¬ 
chen. Aber nur, wenn die Volksrepub¬ 
lik China ihre Währung nicht ebenfalls 


abwerten würde. Eine Delegation des 
US-Finanzministeriums und des Inter¬ 
nationalen Währungsfonds reiste nach 
Peking, um die dortigen Staatslenker zu 
bitten, die chinesische Währung nicht 
abzuwerten. Diese ließen sich darauf 
ein. 

Ausnahmsweise Beschlüsse 

Seit dieser Zeit gibt ein G-20-Treffen 
auf der Ebene der Finanzminister. Die 
Beziehungen der altkapitalistischen 
Staaten zu Peking wurden enger, ja ge¬ 
legentlich fast herzlich. Aber es bedurf¬ 
te noch der großen Finanz- und Wirt¬ 
schaftskrise von 2007/08, um China und 
die anderen Emporkömmlinge in den 
Kreis der Großen zuzulassen. Die bei¬ 
den ersten Gipfeltreffen auf Chefebe¬ 
ne unmittelbar nach dem Schock der 
Finanzkrise im November 2008 in Wa¬ 
shington und im April 2009 in London 
waren die einzigen, bei denen nennens¬ 
werte Resolutionen verfasst wurden. 
Die großen Konjunkturprogramme vor 
allem der USA und Chinas wurden als 
notwendig qualifiziert. Die Resolutio¬ 
nen enthalten auch reichlich Aufträge 
an die Finanzaufseher der Staaten. Das 
liest sich fast vernünftig: die Banken 
sollen mehr Kapital Vorhalten. Die wil¬ 
den Fonds und Schattenbanken sollen 
streng beaufsichtigt werden. Letzteres 
wurde gar nicht erst versucht. Ersteres 
scheitert gerade, zehn Jahre nach dem 
Kladderadatsch, unter anderem am Wi¬ 
derstand der deutschen Banken und ih¬ 
rer Aufsicht. 

Die Veranstaltungsreihe G-20 wird 
eindeutig von den USA dominiert. Das 
war im Kalten Krieg so und ist seitdem 
so geblieben. Die Erweiterung vom 
kleinen Zirkel der G-7 auf die größeren 
Entwicklungsländer ist als notwendiger 
Versuch zu werten, diese in die neolibe¬ 
ral ausgerichtete Regulierung des Welt¬ 
kapitalismus mit einzubeziehen. Bisher 
ist das ganz gut gelungen, auch weil die 
Regierungen dieser Länder die Tages¬ 
ordnung ein wenig mitbestimmen wol¬ 
len. Nur in seltenen Ausnahmen haben 
die Weltwirtschaftsgipfel mehr als nur 
heiße Luft produziert. Dennoch lohnt 
es sich, den Versuch zu machen, sie zu 
verhindern. Die Show wird schließlich 
veranstaltet, um dem Publikum weis¬ 
zumachen, der wüste Kapitalismus und 
seine Monopole würden gebändigt. In 
Wirklichkeit soll die Monopolherrschaft 
gestärkt werden. Lucas Zeise 


Fachkräfte gewinnen Expansion und Personalabbau 

ver.di sieht gute Signale in der AWO-Tarifrunde Reha-Konzern Median bekämpft die eigenen Beschäftigten mit allen Mitteln 


Am 9. Januar fand in Düsseldorf die 2. 
Verhandlung im Rahmen der Tarifrun¬ 
de 2017 für die Unternehmen der AWO 
in NRW statt. Gleich zu Beginn vervoll¬ 
ständigten sie ihr Tarifangebot aus der 
1. Verhandlung mit einer neuen Ent¬ 
geltstruktur und einer neuen Entgeltta¬ 
belle, die neue Entgeltbeträge beinhal¬ 
tet, für die pädagogischen Beschäftig¬ 
ten in den Kindertageseinrichtungen. 
Entsprechende „K-Tabellen“ für 2017 
und 2018 legte die Arbeitgeberseite 
der Verhandlungskommission von ver. 
di auf den Tisch. Damit kam auch die 
Diskussion um die im TV AWO NRW 
geforderten Verhandlungen für eine 
neue Entgeltordnung auf den Tisch. 

Ansonsten blieb es bei dem Tarifan¬ 
gebot der 1. Verhandlung, in dem weder 
die ver.di-Tage, noch die Abschaffung 
der sachgrundlos befristeten Arbeits¬ 
verhältnisse, noch ein Sockelbetrag als 
soziale Komponente Bestandteil des 
Angebotes waren. 

Die ver.di-Tarifkommission wird 
die Ergebnisse der 2. Verhandlung am 
16. Januar einschätzen und die 3. Ver¬ 
handlung am 13. Februar 2017 in Dort¬ 
mund vorbereiten. 

In einer ersten Meldung an die Be¬ 
schäftigten erklärt die ver.di Verhand- 
lingskommission u.a.: „,Gewinner/ 
innen’ wären nach dem Angebot der 
Arbeitgeber im Kita-Bereich die Erzie¬ 


her/innen und Kita-Leitungen. Bei den 
Erzieher/innen insbesondere alle, die 
bisher in der EG 6 eingruppiert sind. 
Hier soll es zu Steigerungsbeträgen 
von bis zu rund 150,00 Euro monatlich 
kommen. Erzieher/innen, die heute in 
der EG 8 TV AWO NRW eingruppiert 
sind, würden bis zu rund 40,00 Euro 
monatlich hinzu gewinnen. 

... Insgesamt entspricht der Vor¬ 
schlag der Zielsetzung der Arbeitge¬ 
ber, die Fachkräfte in der Altenpflege 
und die Fachkräfte im Kita-Bereich 
deutlich besser zu bezahlen. Inhalt¬ 
lich ergaben und ergeben sich auf 
den ersten Blick eine ganze Reihe 
von Fragen, so z.B. zu den besonders 
schwierigen Tätigkeiten einer Erzie¬ 
herin. Hierzu haben die Arbeitgeber 
bisher keine Neudefinition angedacht. 
Die Feststellung, dass es nur noch sehr 
selten eine offiziell übertragene stän¬ 
dige Vertretung 4 der Kita-Leitung gibt 
und damit dieser Teil des Vorschlages 
ins Leere laufen würde, wurde damit 
beantwortet, dass dies nicht Sache 
der Tarifvertragsparteien, sondern 
eine Frage der Arbeitsorganisation 
sei. Gleiches gilt für die Frage, ob die 
nach dem KiBiz-NRW möglichen Per¬ 
sonalzahlen in einer Kita tatsächlich 
von der AWO angestrebt und erreicht 
werden.“ 

Gerhard Ziegler 


In Düsseldorf und Berlin sowie mindes¬ 
tens fünf weiteren Städten sind für den 
13. Januar Aktionen gegen Median, den 
größten privatwirtschaftlichen Reha- 
Konzern Deutschlands, geplant. Damit 
wehren sich die Beschäftigten gegen Ta¬ 
rifflucht, Lohndumping und einen sys¬ 
tematischen Angriff auf engagierte Be¬ 
triebsräte und Gewerkschafter. 

Mit dem Zusammenschluss mit 
RHM und Pflegeheim sowie dem Kauf 
der Klinikgruppe Allgemeine Hospital¬ 
gesellschaft AG (AHG AG) Ende Juli 
2016 verfügt Median bundesweit über 
120 Einrichtungen mit gut 15 000 Be¬ 
schäftigten. Seit der 2014 erfolgten Über¬ 
nahme durch den Private-Equity-Fonds 
Waterland 2014 fährt Median laut ver.di 
einen aggressiven Kurs, der sowohl auf 
Expansion als auch auf Abbau von Per¬ 
sonalkosten abzielt. 

Damit verbunden ist ein Angriff auf 
die Beschäftigten: Median begeht flächen¬ 
deckend Tarifflucht. Bestehende Tarifver¬ 
träge wurden gekündigt, für neue Tarif¬ 
verhandlungen mit ver.di steht man nicht 
zur Verfügung. Stattdessen will Median 
mit den Betriebsräten vor Ort sogenann¬ 
te „flexible Lohnmodelle“ verabreden. 

Damit begeht Median Rechtsbruch, 
denn Arbeitsentgelte und Arbeitsbe¬ 
dingungen, die üblicherweise durch 
Tarifverträge geregelt werden, können 
nicht Gegenstand einer Betriebsverein¬ 


barung sein (§ 77, Absatz 3 Betriebsver¬ 
fassungsgesetz). 

Die Folge dieses Geschäftsgebarens: 
Seit Monaten können dauerhaft über 
200 Stellen bei Median nicht besetzt 
werden. Aber Personalmangel gehört ja 
bei vielen Unternehmen, die mit der Ge¬ 
sundheit der Menschen Profite machen, 
zum Geschäftsmodell. 

Wo sich Beschäftigte und ihre Ge¬ 
werkschaft wehren, zeigt sich Median 
rachsüchtig. So schloss das Median-Ma- 
nagement zum 30. Juni 2016 ohne nach¬ 
vollziehbaren wirtschaftlichen Grund die 
Weserklinik in Bad Oeynhausen. Au¬ 
genscheinlich eine Vergeltungsmaßnah¬ 
me für die Teilnahme an den Streikakti¬ 
onen der Gewerkschaft ver.di. In einer 
Mitarbeiterversammlung wurde der Be¬ 
legschaft der Weserklinik vorgehalten, 
durch ihre Streiks zur Durchsetzung von 
Tarifforderungen für die Schließung mit¬ 
verantwortlich zu sein. 

Auch der Betriebsratsvorsitzende 
Roland T. sollte kaltgestellt werden. Den 
konfliktbereiten Gewerkschafter wollte 
Median am 30. September 2016 mit 63 
Jahren in die Zwangsrente schicken - 
Roland T. wehrte sich jedoch erfolgreich. 
Das Arbeitsgericht Minden entschied, 
dass er ein Recht auf Weiterbeschäfti¬ 
gung hat. Median ignoriert das Urteil 
des Mindener Arbeitsgerichts jedoch 
und drohte Roland T. mit einer Anzei¬ 


ge wegen Hausfriedensbruchs, als er an 
seinen Arbeitsplatz zurückkehren wollte. 

Auch am Standort Bad Camberg 
(Hessen) versuchte Median, den Betriebs¬ 
rat im Juli 2016 durch juristisches Sperr¬ 
feuer gegen die Betriebsratsvorsitzende 
einzuschüchtern - bislang erfolglos. Die 
fristlose Kündigung wird mit „Arbeits¬ 
zeitbetrug“ und „Nutzung der betriebli¬ 
chen Infrastruktur für private Zwecke“ 
begründet. Juristische Konstruktionen 
der Hauskanzlei Beiten Burkhardt, die 
den besonderen Kündigungsschutz für 
Betriebsräte unterlaufen sollen. Median 
scheiterte auch damit, diesmal vor dem 
Arbeitsgericht Wiesbaden. 

Beiten Burkhardt ist in Deutschland 
in Berlin, Düsseldorf, Frankfurt a. M. und 
München vertreten. Anwälte der Kanzlei 
sind auch für die Charite-Tochter Cha¬ 
rite Facility Management tätig. Hier 
versucht CFM die Forderung der Be¬ 
legschaft nach einem Tarifvertrag durch 
den Einsatz von Leiharbeitern, die jetzt 
zu Werkvertragsarbeitern umettiketiert 
wurden, zu unterlaufen. 

Der hinter Median stehende Priva- 
te-Equity-Fonds Waterland soll bei In¬ 
vestitionen in der Vergangenheit Rendi¬ 
ten von über 20 Prozent erzielt haben. 
Im Fall von Median wird ein erheblicher 
Druck mit legalen und illegalen Mitteln 
auf die Beschäftigten aufgebaut, um diese 
Profitmarge zu erreichen. Lars Mörking 
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Geld oder Freizeit? 


Der EVG-Tarifabschluss in der Diskussion 

Der Tarifabschluss der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft (EVG) und 
die Berichterstattung in der UZ (siehe UZ 50/2016) hat auch Kritik auf 
den Plan gerufen. Diese unterschiedlichen Positionen wollen wir mit dem 
nachfolgenden Gespräch darstehen. 


UZ: ln der Vorbereitung der Tarif run¬ 
de hat die EVG intensiv nach den Er¬ 
wartungen ihrer Mitglieder geforscht 
und diese dann mit ihrer Tarifforderung 
formuliert. Unterschiedlichen Interessen 
wurde in dem Abschluss Rechnung ge¬ 
tragen, nun können Bahnbeschäftigte 
zwischen Lohnerhöhungen, zusätzlichen 
Urlaubstagen oder Verkürzung der Wo¬ 
chenarbeitszeit um eine Stunde wählen. 

Wie bewertest du die grundsätzliche 
Herangehensweise an eine Tarifausein¬ 
andersetzung? 

Rainer Perschewski: Ich bin von der 

Herangehensweise in dieser Tarifrunde 
echt angetan. Schon im Vorwege gab es 
bundesweit verschiedene Workshops in 
dem sich über wichtige Detailforderun¬ 
gen beispielsweise zu den Auswirkun¬ 
gen der Digitalisierung ausgetauscht 
wurde. Im nächsten Schritt wurden Ta¬ 
rifdialoge durchgeführt. In Berlin haben 
wir auch über den Betriebsgruppenaus¬ 
schuss und einer zusätzlichen Veranstal¬ 
tung mit Vertretern aus den gut 50 Be¬ 
trieben diskutiert. Ich selbst habe eine 
Veranstaltung mit 180 Teilnehmern 
auf dem Leipziger Hauptbahnhof mo¬ 
deriert. Schließlich haben sich über 15 
000 Mitglieder online und schriftlich 
an einer Umfrage beteiligt. Wichtig war 
aber, dass wir von Anbeginn an (be- 
triebs-) öffentlich die Streikvorberei¬ 
tung betrieben haben und so den ent¬ 
sprechenden Druck entfalteten konn- 



Rainer Perschewski ist Bundesspre¬ 
cher der Betriebsgruppen der Eisen¬ 
bahner- und Verkehrsgewerkschaft. 

ten. Ich habe in den letzten 30 Jahren 
schon einige Tarifrunden mitgemacht, 
aber diese hat mich echt begeistert, da 
wir die meisten Forderungen durchset¬ 
zen konnten. 

Anne Rieger: Zweifellos eine gute 
Herangehensweise. Meine Kritik rich¬ 
tet sich einzig gegen das Wahlmodell 
Arbeitszeitverkürzung statt Lohnerhö¬ 
hung, denn entscheide ich mich für die 
Arbeitszeitverkürzung erhalte ich die 
Lohnerhöhung von 2,6 Prozent nicht, 
die meinen Kollegen ausgezahlt wird. 
Natürlich müssen Gewerkschaftsmit¬ 
glieder ihre Forderung und Kampf¬ 
strategie gemeinsam entwickeln. Be¬ 
schäftigte haben unterschiedliche 
persönliche Bedürfnisse. Aber ihre In¬ 
teressenlage ist die Gleiche: Von der 
selbst erarbeiteten Produktivitätsstei¬ 
gerung einen möglichst großen Teil zu 
erkämpfen. 

Die Schwierigkeit, die sich stellt, 
ist, wie der erkämpfte Anteil unter 
den Beschäftigten solidarisch und die 
zukünftige Strategie und Kampfkraft 
stärkend, verteilt werden soll. Bei der 
EVG haben sich die Mitglieder dafür 
entschieden, denen, die es wollen, für 
2018 alles in Entgelt zu geben, denen 
die AZV wollen, alles in AZV. Natür¬ 
lich akzeptiere ich dieses Kampfergeb¬ 
nis. Aber die Folgen müssen diskutiert 
werden. 

Als Marxistin kritisiere ich das 
Wahlmodell - ein freundlich klingen¬ 


des Wort - als zweischneidiges Schwert, 
weil es erstens dazu führt, dass sich 
Teile der Belegschaft ihre Arbeitszeit¬ 
verkürzung selber bezahlen. Zweitens 
machen es individuelle AZV-Lösungen 
einem gut gemanagten Unternehmen 
leichter als kollektive, den Personal¬ 
ausgleich durch weitere Produktivi¬ 
tätssteigerungen zu umgehen. Unter 
Umständen können sie sogar einen 
teil-ökonomischen Vorteil aus dem 
Modell ziehen, wenn sie es als Flexi¬ 
bilisierungsinstrument für die Perso¬ 
naleinsatzplanung nutzen. 

Drittens führt das Modell zu gespal¬ 
tenen Belegschaften: Zukünftig gibt es 
tariflich vereinbart zwei Lohntabellen, 
eine „Basistabelle“ und eine „Tabelle 
zusätzlicher Erholungsurlaub“ mit ei¬ 
nem Unterschied von 2,6 Prozent der 
dauerhaft bleibt, sowie zwei Arbeits¬ 
zeitlängen, 38 und 39 Stunden. Die so 
unterschiedlich normierte Situation 
wird es den Arbeitgebern erleichtern, 
Forderungen der Belegschaft gegenein¬ 
ander auszuspielen und sie zu spalten. 
Der Kampf um gemeinsame Forderun¬ 
gen dürfte schwieriger werden. 

UZ: Ist es der Arbeitgebers eite mit dem 
Abschluss gelungen, die Forderung 
nach kollektiver Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohn- und Personalusgleich 
und die Verteilungsfrage weiter in den 
Hintergrund zu drängen? 

Anne Rieger: Ja, das denke ich, ist das 
größte Problem. 

Mit dem Trick der zweijährigen 
Laufzeit, ist es dem Arbeitgeber ge¬ 
lungen, den Schein darzustellen, dass es 
ab 1. Januar 2018 AZV ohne Lohnkür¬ 
zung gibt. Klar, das tarifliche Einkom¬ 
men gegenüber dem Jahr zuvor verrin¬ 
gert sich nicht. Aber natürlich ist es ein 
Verlust gegenüber der „Basistabelle“, 
der Lohntabelle der Kollegen, die sich 
auf Grund ihrer prekären finanziellen 
Situation einen „Verzicht“ nicht leisten 
können. 

Für die etwas „besser“ Verdienen¬ 
den ist es Arbeitszeitverkürzung ohne 
Lohnausgleich. Sie zahlen sich ihre Ar¬ 
beitszeitverkürzung ab 1.1.2018 selber, 
denn sie bekommen die 2,6 Prozent Er¬ 
höhung nicht. Sie leben damit, dass, wer 
kürzer arbeitet, auch weniger verdient. 
Die Profite der Arbeitgeber sind in die¬ 
ser Überlegung außen vor. Mit dem Ab¬ 
schluss kann sich bei vielen der Gedan¬ 
ke verfestigen: „Gut, ich bekomme zwar 
weniger, aber das ist es mir wert.“ Über 
AZV bei (vollem) Lohnausgleich zu re¬ 
den wird schwieriger, dafür zu kämpfen 
in weitere Fernen gerückt. 

Wenn wir eine solche Arbeitszeit¬ 
verkürzung gemeinsam mit den Ge¬ 
werkschaften als Erfolg darstellen, ver¬ 
abschieden wir uns von unserer Forde¬ 
rung Arbeitszeitverkürzung bei vollem 
Lohn- und Personalausgleich. 

Sich selbst bezahlter AZV ist im 
Hinblick auf die Forderung nach AZV 
bei vollem Lohn- und Personalaus¬ 
gleich keine Erfolg sondern das Gegen¬ 
teil. Denn verteilt wird hier nicht zwi¬ 
schen den Klassen, die Verteilungsfra¬ 
ge wird in den Hintergrund gedrängt. 
Bei der Arbeitgebern“ macht das gern 
Schule. Sie wissen, dass die Arbeit in 
den Betrieben immer unerträglicher 
wird, und die Kolleginnen eine ver¬ 
kürzte AZ brauchen. Aber wir wissen, 
höhere Einkommen sind auch drin¬ 


gend nötig (siehe DKP-Broschüre „30 
Stunden sind genug!“). 

Der Kompromiss der unterschiedli¬ 
chen Bedürfnisse in der Klasse muss ein 
Kompromiss darüber sein, wie viel von 
der erkämpften Erhöhung für Lohn ei¬ 
nerseits und wie viel für Arbeitszeit¬ 
verkürzung andererseits - allerdings 
für alle - zur Verfügung gestellt wird. 
Individuelle Arbeitszeitverkürzung, 
die sich die Beschäftigten selber zah¬ 
len, gibt es schon lange. Die Schwäche 
der Gewerkschaften hat es ermöglicht. 
In extremer Form heißt sie „freiwilli¬ 


ge“ Teilzeit, in weniger extremer Form 
ist sie individuell verkürzte Arbeitszeit 
um einige Stunden mit entsprechend 
gekürztem Lohn. Und sie wird immer 
häufiger. Die Arbeitgeber sind fein raus. 

Rainer Perschewski: Hier ist meine 
Antwort kategorisch: Nein! Sicherlich 
kann man drüber streiten ob eine Stun¬ 
de ausreicht - aber diese Stunde ist bei 
vollem Lohnausgleich durchgesetzt. Ich 
arbeite für das gleiche Geld weniger - 
bezahlt wird es durch das Unternehmen 
und nicht umgekehrt. Der Personalaus¬ 
gleich muss und wird über die Betrie¬ 
be stattfinden. Die Deutsche Bahn ist 
vertraglich verpflichtet bestimmte Leis¬ 
tungen zu erbringen, daran hängen öf¬ 
fentliche Gelder. Das schließt Personal¬ 
leistungen ein. Sehr wohl befinden wir 



Anne Rieger ist ehemalige 2. Bevoll¬ 
mächtigte der IG Metall Waiblingen. 


uns aber durch den technischen Wan¬ 
del in einem Prozess der dieses zum Teil 
auffangen wird. In den letzten Jahren 
musste die DB aber reichlich Personal 
einstellen, so dass unsere Mitarbeiter¬ 
zahlen steigen. Im Jahr 2010 war der 
Personalbestand auf ca. 160 000 Kol¬ 
leginnen geschrumpft und heute sind 
wir bei knapp 200 000 Beschäftigten in 
Deutschland. Wir haben seit Jahren kei¬ 
ne Reallohnverluste. Dazu haben wir 
ein tarifvertraglich abgesichertes Ge¬ 


flecht von betrieblichen Sozial- und Ge¬ 
sundheitsleistungen durchgesetzt. Man 
kann sich nur drüber streiten ob das 
alles ausreichend ist. Abstriche müs¬ 
sen zum Teil gemacht werden, um alle 
Bereiche mitnehmen zu können. Aber 
das ist für mich ein Grundwert von Ge¬ 
werkschaften: Gemeinsam mehr, statt 
viel für wenige Durchsetzungsstarke. 
Auch das hat dieses Mal Priorität ge¬ 
habt. Ich kann das Argument der Spal¬ 
tung daher so nicht nachvollziehen. 

UZ: Bedeutet dieser Tarif ab Schluss eine 


Nulllohnrunde für diejenigen, die sich 
am 1. Januar 2018 für eine Arbeitszeit¬ 
verkürzung entscheiden? 

Anne Rieger: Definitiv. Angenommen, 
zwei Kollegen erhalten monatlich, je 
3 000 Euro am 31. Dezember 2017. Der 
Nicht-Verkürzer der Arbeitszeit erhält 
ab 1. Januar 2018 78 Euro mtl. mehr, auf 
ein Jahr gerechnet sind das 936 Euro. 
Dem Verkürzer fehlen sie in 2018 und 
im Jahr darauf noch mal 936 Euro, also 
schon knapp 2 000 Euro. Bleibt er bei 
seiner Entscheidung, fehlen ihm diese 
936 Euro (+ der Zinseszins der Lohner¬ 
höhungen) in allen zukünftigen Lohn¬ 
runden - und später bei der Rentenbe¬ 
rechnung. Das wirkt wie eine Nulllohn- 
runde. Nur hier entscheidet jeder für 
sich, ganz individuell. Es bleibt dabei, 
Arbeitszeitverkürzung statt Lohnerhö¬ 
hung bedeutet, ich kaufe mir von den 
2,6 Prozent 6 Tage Urlaub. 

Offen bleibt für mich die Frage, von 
welcher Lohntabelle die Arbeitgeber 
die Sozialversicherungsleistungen be¬ 
zahlen. 

Rainer Perschewski: Annes Zahlen ma¬ 
chen doch eines deutlich, jemand der 
die AZV wählt, fährt deutlich besser, 
denn sechs Tage Urlaub bleiben sechs 
Tage. Der Bruttolohn hat noch die Ab¬ 
züge. Die Zinseszins-Rechnung greift 
nicht, da immer von der Basistabelle 
einschließlich künftiger Erhöhungen 
ausgegangen wird. Ich sehe keine Null¬ 
runde. Die Kollegen die mehr Urlaub 
nehmen, arbeiten weniger und haben 
sozusagen den Gegenwert. Außerdem 
wurde eine neue Entgeltstufe einge¬ 
führt von der jetzt und zukünftig ältere 
Mitarbeiter profitieren - davon haben 
wir viele. Dazu endet der Tarifvertrag 
zum 30. September 2018. Wir werden 
also in 2018 noch mal verhandeln. 

UZ: Wie wird der Abschluss im Betrieb 
diskutiert? Was zeichnet sich ab: Welche 
Wahlmöglichkeiten sind die attraktivs¬ 
ten für die Kolleginnen und Kollegen. 

Rainer Perschewski: Egal in welcher 
Lohngruppe ich bisher gefragt habe 
oder was wir in den Beratungen an 
Rückmeldungen ausgetauscht haben 
wird es wahrscheinlich so sein, dass der 
größte Teil die Urlaubstage wählen wird. 
Selbst von Kollegen mit im konzernver¬ 
gleich niedrigen Lohngruppen bekom¬ 
men wir die Rückmeldung: Sechs Tage 
mehr Urlaub sind einfach unbezahlbar! 
Ich habe noch nie so wenig Kritik an 
einem Tarifabschluss gehört. Sogar aus 
anderen Gewerkschaften bekomme ich 
die Rückmeldung „Das ist ja Fett! - Das 
will ich auch!“ Dieser Abschluss hat uns 
stärker gemacht. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Im Ergebnis der letzten Tarifverhandlungen konnte die EVG mit einer Laufzeit 
von zwei Jahren, mehr als fünf Prozent der geforderten sieben Prozent durchset¬ 
zen,davon 2,5 Prozent Lohnerhöhungabi. April 2017. Die Arbeitszeitverkürzung 
greift in einem Wahlmodell abi.Januar 2018. Künftig können alle Beschäftigten 
zwischen 2,6 Prozent mehr Lohn, sechs Tagen mehr Urlaub oder einer Stunde 
weniger Wochenarbeitszeit wählen. In regelmäßigen Abständen kann zwischen 
diesen Varianten gesprungen werden. Dazu sind viele Nebenleistungen wie 
Sonderurlaub für über 59-Jährige, Einmalzahlung von 550 Euro bis April, und 
noch nicht übersehbare Vereinbarungen im Rahmen eines neuen Tarifvertra¬ 
ges zu den Auswirkungen der Digitalisierung in Richtung Qualifizierung oder 
Gestaltung mobiler Arbeit, abgeschlossen worden. 



Mit kämpferischen Aktionen setzte die EVG einen Tarifvertrag mit Wahlmodell 
durch. 


Tarifrunden 2017 

Öffentlichen Dienst 
der Länder 

Im öffentlichen Dienst der Län¬ 
der ist der Tarifvertrag Ende De¬ 
zember abgelaufen. Die erste 
Verhandlung ist für den 18. Janu¬ 
ar 2017 angesetzt, ver.di fordert 
u.a. eine Entgeltsteigerung im 
Gesamtvolumen von sechs Pro¬ 
zent. Dies soll eine sogenannte 
„soziale Komponente“ beinhal¬ 
ten, die in Form eines Sockel- und 
Mindestbetrags zu höheren Ge¬ 
haltssteigerungen in niedrigeren 
Entgeltgruppen und geringeren 
Gehaltssteigerungen in höheren 
Entgeltgruppen führt. 

Krankenhäuser 

In den Krankenhäusern wird bun¬ 
desweit und trägerübergreifend 
über die Personalausstattung in 
Kliniken gestritten, ver.di fordert 
mehr Personal ins Krankenhaus, 
und zwar per Gesetz. Nach Berech¬ 
nungen der Gewerkschaft fehlen 
bundesweit 162 000 Stellen, allein 
70 000 in der Pflege. 

Groß- und Außenhandel 

Im Einzelhandel sowie im Groß- 
und Außenhandel laufen die Ta¬ 
rifverträge Ende März 2017 aus. 
In beiden Fällen geht es um Löhne 
und Gehälter. Beim Einzelhandel 
geht es auch um die neue Entgelt¬ 
struktur im Manteltarifvertrag. 

Textil- und Bekleidungs¬ 
industrie 

Die IG Metall fordert eine An¬ 
hebung der Löhne, Gehälter und 
Ausbildungsvergütungen für die 
Beschäftigten der westdeutschen 
Textil- und Bekleidungsindustrie 
um 4,5 Prozent ab 1. Februar 2017. 
Der Ende Januar 2017 auslaufende 
Tarifvertrag zur Altersteilzeit soll 
unter verbesserten Konditionen 
fortgeführt werden. 

Die Auftaktverhandlung am 
6. Dezember blieb ohne Ergebnis. 
Die IG Metall begründete ihre For¬ 
derungen, die Arbeitgeber wiesen 
die Forderungen als unrealistisch 
zurück. Die nächste Tarifrunde fin¬ 
det am 17. Januar statt. 

Metall- und Elektroindustrie 

Zum 31. Dezember 2017 läuft der 
aktuelle Gehaltstarifvertrag der 
Metall- und Elektroindustrie aus. 
Die Verhandlungen werden im No¬ 
vember beginnen. Neben der Lohn¬ 
erhöhung geht es auch um das The¬ 
ma Arbeitszeiten. 

Energie- und Versor¬ 
gungswirtschaft Ost 

ver.di hat den Entgelttarifvertrag 
für die Beschäftigten der Ener¬ 
gie- und Versorgungswirtschaft 
Ost (AVEU) zum 28. Februar 
2017 gekündigt und folgende For¬ 
derungen aufgestellt: Erhöhung 
der Entgelte um fünf Prozent 
mit einer Laufzeit von 15 Mona¬ 
ten, 150 Euro Erhöhung pro Mo¬ 
nat in allen Ausbildungsjahren, 
Verbesserungen bei der Vergü¬ 
tung für Bereitschaftsdienste und 
Zahlung eines Betreuungsgeldzu¬ 
schusses für Kinder bis zum voll¬ 
endeten 12. Lebensjahr. Weitere 
Forderungen betreffen die finan¬ 
zielle Unterstützung von Auszu¬ 
bildenden. 

Lebensmittelindustrie 
und Hotelgewerbe 

Für die Tarifrunde 2017 hat der 
Hauptvorstand der Gewerkschaft 
Nahrung-Genuss-Gaststätten 
(NGG) eine tarifpolitische Emp¬ 
fehlung beschlossen, nach der die 
Entgelte und Ausbildungsvergütun¬ 
gen in der Lebensmittelindustrie, 
im Lebensmittelhandwerk sowie 
im Hotel- und Gaststättengewerbe 
um 4,5 bis 5,5 Prozent im Jahr 2017 
steigen sollen, bei einer Laufzeit 
der Tarifverträge von 12 Monaten. 
Darüber hinaus soll der demogra¬ 
fische Wandel in den NGG-Bran- 
chen auch tarifvertraglich gestaltet 
werden. 
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Militär statt Aufklärung 

Union nutzt Terrorangst um Bundeswehreinsatz im Innern zu fordern 


Abschiebung in 
den Krieg 

„Wo ich Krieg führe, dahin schiebe 
ich auch ab - das scheint das neue 
Motto der Bundesregierung zu sein“, 
stellte Ulla Jelpke fest, Innenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Linksfraktion. 
Sie kommentierte damit, dass die 
Behörden im Januar mindestens 
zwei Flüchtlinge aus dem Abschiebe- 
gefängnis Büren in NRW nach Mali 
abgeschoben haben. Die Bundes¬ 
wehr hat im vergangenen Jahr ihre 
Truppen, die am Krieg in dem afrika¬ 
nischen Land beteiligt sind, deutlich 
aufgestockt. 

Besser unabhängig 

Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
hat den Entwurf des fünften Armuts¬ 
und Reichtumsberichts der Bundes¬ 
regierung kritisiert und gefordert, 
dass eine von der Regierung unab¬ 
hängige Kommission das Ausmaß 
der Armut in Deutschland untersu¬ 
chen solle. 

Der 655-seitige Berichtsentwurf 
enthalte zwar durchaus richtige Fak¬ 
ten, etwa Daten zur sozialen Spal¬ 
tung der Gesellschaft und dem An¬ 
stieg der Armutsquote. Er gehe aber 
nicht auf das Problem der „verdeck¬ 
ten Armut“ ein und bilde das Aus¬ 
maß der Vermögensungleichheit in 
Deutschland unzureichend ab. Au¬ 
ßerdem habe die Regierung wissen¬ 
schaftliche Erkenntnisse aus dem 
Bericht gestrichen, weil sie politisch 
nicht opportun waren. 

Kein Landfriedensbruch 

Die Kriminalisierung des Berliner 
Antifaschisten Tim H. ist endgül¬ 
tig Geschichte. Dem Berliner war 
ursprünglich vorgeworfen worden, 
sich im Jahr 2011 an den Blockaden 
eines neofaschistischen Aufmarsches 
in der sächsischen Landeshauptstadt 
beteiligt und sich damit des „schwe¬ 
ren Landfriedensbruchs“, der „ge¬ 
fährlichen Körperverletzung“ und 
der „Rädelsführerschaft“ schuldig 
gemacht zu haben. Seit 2009 hatte 
das antifaschistische Bündnis „Dres¬ 
den Nazifrei“ dazu aufgerufen, den 
bis dato europaweit größten Nazi¬ 
aufmarsch mittels Blockaden zu ver¬ 
hindern. Dies gelang sowohl 2009 als 
auch 2010 und 2011. 

Im dritten Prozess gegen Tim 
H. kamen die Richter des Landge¬ 
richtes Dresden nunmehr zu dem 
Schluss, dass dem Familienvater 
nicht nachgewiesen werden könne, 
Anführer von gewalttätigen Protes¬ 
ten gewesen zu sein. 

Gegen Sanktionen 

Sollen die Staaten Nordafrikas be¬ 
straft werden, wenn sie in Deutsch¬ 
land abgelehnte Asylbewerber nicht 
zurücknehmen? Der CSU-Entwick- 
lungsminister Müller ist gegen diese 
Forderung aus dem SPD-Lager. Er 
will keine Fördermittel für Länder 
kappen, die abgelehnte Asylbewer¬ 
ber aus Deutschland nicht zurück¬ 
nehmen. „Das ist nicht zielführend“, 
erklärte er im Deutschlandfunk. Die 
Länder würden dadurch destabili¬ 
siert; sie müssten jedoch stabilisiert 
werden, betonte Müller. 

Roman Herzog ist tot 

Roman Herzog (CDU), von 1994 
bis 1999 Bundespräsident, zuvor von 
1983 bis 1994 Bundesverfassungs¬ 
richter, starb im Alter von 82 Jahren. 
Als Schlüsselrede von Herzog in die¬ 
ser Zeit gilt seine „Ruck-Rede“. Am 
26. April 1997 forderte er - ganz im 
Sinne der neoliberalen Politik der 
Kohl-Regierung - in Berlin: „Durch 
Deutschland muss ein Ruck gehen“, 
um das verbreitete Gefühl der Läh¬ 
mung und Stagnation zu überwin¬ 
den. „Wir müssen Abschied nehmen 
von liebgewordenen Besitzständen“, 
forderte er. „Alle sind angesprochen, 
alle müssen Opfer bringen, alle müs¬ 
sen mitmachen.“ Den Artikel 139 
des Grundgesetzes hatte Herzog für 
„obsolet“ erklärt - jenen noch von 
den Westalliierten geforderten Ar¬ 
tikel über die „Weitergeltung der 
Entnazifizierungsvorschriften“, der 
das Verbot faschistischer Organisa¬ 
tionen beinhaltet. 


A nstatt die Umstände des An¬ 
schlages in Berlin aufzuklären, 
debattieren die Regierungspoli¬ 
tiker über weitere Verschärfungen der 
Sicherheitsgesetze. Bislang ist wegen 
des Anschlags keine weitere Sonder¬ 
sitzung des Innenausschusses im Bun¬ 
destag geplant. Ein entsprechen¬ 
der Untersuchungsausschuss des q 

Bundestages, den unter anderem < 

die Fraktion der Partei „Die Lin- > 

ke“ fordert, scheint nicht in Sicht. U 

Die Aufklärung fehlt - und ^ 

das mehr als drei Wochen nach | 

dem Anschlag in Berlin. Was ist ^ 

im Zusammenhang mit dem At- c 

tentäter Anis Amri tatsächlich | 

schiefgelaufen? Wo haben Be- | 

hörden versagt oder schlampig 5 

gearbeitet? „Sind vorhandene 
Gesetze nicht richtig angewendet 
worden? Müssen Abläufe verän¬ 
dert und das Personal verstärkt 
werden?“, fragt „Die Zeit“. 

Statt dessen gibt es einen re¬ 
gelrechten Überbietungswettbe¬ 
werb in Sachen „innere Sicher¬ 
heit“. In diesem wird - so von der 
CSU-Bundestagsgruppe auf ih¬ 
rer Klausur - auch die Forderung 
nach dem Bundeswehreinsatz im 
Inneren wieder stärker themati¬ 
siert. Bundesinnenminister Tho¬ 
mas de Maiziere (CDU) forderte in 
seinem sicherheitspolitischen Konzept 
Anfang des Jahres gleichfalls den Ein¬ 
satz der Bundeswehr im Inland. 

Die Gewerkschaft der Polizei 
(GdP) wandte sich zum wiederholten 
Male gegen diese Forderung. Auch 
die SPD und die Opposition im Bun¬ 
destag sind strikt gegen einen Militär¬ 
einsatz im Inneren und fürchten eine 
schleichende Ausweitung der Kompe¬ 
tenzen der Bundeswehr im Land. Im 


Auch das neuerliche Verbotsverfah¬ 
ren gegen die neofaschistische NPD 
steht offenbar vor dem Aus. Mehrere 
Medien berichteten in den letzten Ta¬ 
gen darüber, dass selbst die Bundesre¬ 
gierung davon ausgeht, dass die Partei 
nicht verboten wird. Am 17. Januar will 
der Zweite Senat des Bundesverfas¬ 
sungsgerichts Karlsruhe auf Grundla¬ 
ge der mündlichen Verhandlung vom 
März des letzten Jahres seinen Urteils¬ 
spruch verkünden. Ob auch das neuer¬ 
liche Verbotsverfahren wieder am Ein¬ 
satz von sogenannten V-Leuten oder 
diesmal an anderen Gründen scheitern 
wird, ist derzeit noch gänzlich offen. 

Schon das erste NPD-Verbotsver¬ 
fahren wurde 2003 gestoppt, da offen¬ 
bar mehrere V-Leute in den Führungs¬ 
gremien der extrem rechten Partei ak¬ 
tiv waren und somit eine sogenannte 
„Staatsferne“ nicht gegeben war. Be¬ 
sagte „Staatsferne“ schließt aus, dass 
V-Leute Einfluss auf die Ausgestaltung 
der Politik der NPD nehmen, diese also 
steuern. Die Karlsruher Richter hatten 
bereits mehrfach klargestellt, auch im 
Rahmen des neuerlichen Verbotsver¬ 
fahrens besonderen Wert darauf zu 
legen, dass die besagte „Staatsferne“ 
gesichert sei und keinerlei Vorwürfe 
gegen die Partei erhoben würden, die 
auf Tätigkeiten oder Erkenntnissen 
von V-Leuten beruhten. Es hatte aber 
Hinweise gegeben, dass trotz anders¬ 
lautender Bekenntnisse der Behörden 
zum Stichtag noch immer V-Leute in 
der Partei aktiv waren. 

Die NPD selbst gibt sich siegessi¬ 
cher. Endlich werde „vom höchsten 
deutschen Gericht öffentlich festge¬ 
stellt, dass die NPD nicht verfassungs¬ 
widrig ist“, verkündete der Parteivor¬ 
sitzende Frank Franz in einer bereits 
im November veröffentlichten Stel¬ 
lungnahme. Damit ende „das perfide 
Spiel unserer politischen Gegner, uns 
mit der Verbotskeule aus dem politi¬ 
schen Wettbewerb drängen zu wol¬ 
len“, womit die NPD nach dem 17. Ja¬ 
nuar 2017 „die einzige deutsche Partei“ 


Juli 2016 hatten sich Union und SPD im 
Bundeswehr-Weißbuch allerdings dar¬ 
auf verständigt, dass die Bundeswehr 
bei größeren Anschlägen auch ohne 
Grundgesetzänderung eingesetzt wer¬ 
den darf. Ansonsten gibt es klare Re¬ 
gelungen des Grundgesetzes, die aber 


offenbar weiter „modifiziert“ und letzt¬ 
lich ausgehebelt werden sollen. Unab¬ 
hängig von den politischen Debatten 
werden Bundeswehr und Polizeikräfte 
vom 7. bis zum 9. März gemeinsam in 
mehreren Bundesländern einen Anti- 
Terror-Einsatz üben. 

Die CSU-Bundestagsgruppe hat 
auf ihrer Klausur im Kloster Seeon 
wie erwartet ihren flüchtlingsfeind¬ 
lichen und antidemokratischen Kurs 
bestätigt. Die Forderung nach einer 


sein werde, „deren Verfassungskonfor¬ 
mität vom Bundesverfassungsgericht 
festgestellt wurde“, gab sich Franz hell¬ 
seherisch. Ähnlich äußerte sich auch 
der NPD-Prozessbevollmächtigte, 
Rechtsanwalt Peter Richter. Er gehe 
„mit großer Zuversicht“ in diesen 
Verkündungstermin. „Im Rah¬ 
men der dreitägigen Verhandlung 
im März ist klar herausgearbeitet 
worden, dass von der NPD keine 
Gefahr für die freiheitlich-demo¬ 
kratische Grundordnung ausgeht. 
Insbesondere der Beweis eines 
von den Nationaldemokraten an¬ 
geblich ausgehenden ,Klimas der 
Angst 4 ist grandios gescheitert 44 
konstatierte er. 

Ob es zu einem Verbot der fa¬ 
schistischen Partei kommt oder nicht: 
Klar ist schon jetzt, dass die politische 
Handlungsfähigkeit der NPD aktuell 
eingeschränkt ist. So laufen der von 
Finanzskandalen und politischen In¬ 
trigen gebeutelten Partei zunehmend 
die Mitglieder weg. Auch ist die NPD 
nicht mehr in den Landtagen von Sach¬ 
sen und Mecklenburg-Vorpommern 
vertreten, was den Richtern außerdem 
als Begründung dienen könnte, dass die 
NPD kaum handlungsfähig und nicht 
einmal mehr parlamentarisch veran¬ 
kert sei. 

Auch in der politischen Linken ist 
die Forderung nach einem Verbot der 
NPD keineswegs unumstritten. Wäh¬ 
rend die Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes - Bund der Antifa¬ 
schisten, die DKP und Teile der Links¬ 
partei das Verbotsverfahren unterstüt¬ 
zen, halten vor allem autonome An¬ 
tifaschisten, aber auch andere Linke 
dagegen. Letztere kritisieren eine Art 
Bittstellerpolitik der Verbotsbefür¬ 
worter an einen Staat, der durch seine 
Geheimdienste selbst in die extreme 
Rechte verstrickt sei und diese finanzi¬ 
ell und auch personell gefördert habe. 

Markus Bernhardt 
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„Obergrenze“ für Flüchtlinge bleibt. 
Das ist eines der wichtigen Themen der 
Partei im Bundestagswahlkampf. Auch 
mit Blick auf die AfD, von der man sich 
auch in dieser Frage nicht rechts über¬ 
holen lassen will. Kompromissvorschlä¬ 
ge blieben chancenlos. Seehofer drohte 


gar mit dem Gang in die Opposition, 
sollte die CDU nicht einlenken. 

Einig mit der CDU ist man sich da¬ 
gegen unter anderem in der Forderung 
nach einer verbindlichen Leitkultur. 
Die CDU hatte das auf ihrem Parteitag 
ja auch beschlossen. Der Doppelpass 
soll abgeschafft werden. Außerdem 
forderten die Abgeordneten mehr Vi¬ 
deoüberwachung und härtere Strafen 
für Einbrecher. Das Jahr 2017 solle im 
„Zeichen der Rückführungen“ stehen. 


Am vergangenen Donnerstag sollte in 
Wiesbaden der Prozess der Antifaschis¬ 
tin Silvia Gingold gegen das Land Hes¬ 
sen stattfinden. Gingold klagt gegen 
den hessischen „Verfassungsschutz“ 
auf die Beendigung ihrer fortgesetzten 
geheimdienstlichen Beobachtung und 
auf die Vernichtung der diesbezügli¬ 
chen Akten. Als Tochter der bekann¬ 
ten jüdischen Resistancekämpfer und 
Kommunisten Etti und Peter Gingold 
war sie bereits in den 1970er Jahren 
eine der prominentesten Betroffenen 
des sogenannten Radikalenerlasses. 

Dass ihr die Einstellung in den 
Staatsdienst verweigert wurde sorgte 
schon damals für internationale Em¬ 
pörung. Der Inlandsgeheimdienst, der 
ihre Beobachtung nach eigenen Anga¬ 
ben zwischenzeitlich eingestellt hatte, 
begann im Jahr 2007 mit ihrer erneuten 
Überwachung. 

Der angebliche Anlass war die Rede 
Gingolds bei einer Demonstration ge¬ 
gen das später als grundrechtswidrig 
eingestufte Berufsverbot des Heidel¬ 
berger Lehrers Michael Csaszköczy, 
dem sein antifaschistisches Engage¬ 
ment als „staatsfeindliche Betätigung“ 
angelastet wurde (UZ berichtete). In 
dieser Rede war sie auf die Erfahrun¬ 
gen ihrer Familie in der Zeit des Fa¬ 
schismus eingegangen. Dazu merkt das 
hessische Innenministerium an: „Der 


„Mehr innere Sicherheit“ wollen 
jedoch auch die anderen Partner in 
der Großen Koalition - und mehr Re¬ 
pression statt Prävention. So der Bun¬ 
desinnenminister. Vizekanzler Gabriel 
legte mit seinem Positionspapier „Zeit 
für mehr Sicherheit in Zeiten wach¬ 
sender Unsicherheit“ in der ver¬ 
gangenen Woche gleichfalls ent¬ 
sprechende Vorschläge vor bzw. 
signalisierte Einverständnis mit 
Gesetzesverschärfungen. 

Nach Gabriel erklärte Bun¬ 
desjustizminister Heiko Maas 
(SPD) vor einem Gespräch mit 
dem Bundesinnenminister de 
Maiziere (CDU), auch er setze 
sich für ein härteres Vorgehen 
ein. Nachdem er sich bereits mit 
einer umfassenderen Abschiebe¬ 
haft für so genannte Gefährder 
einverstanden erklärt hatte, zeig¬ 
te er sich nun auch offen für den 
Einsatz von Fußfesseln. 

SPD-Fraktionschef Thomas 
Oppermann forderte am Mon¬ 
tag gar, dass die Bundesregie¬ 
rung Sanktionen gegen Staaten 
erwägen solle, die ihre als Asyl¬ 
bewerber abgelehnten Staats¬ 
bürger nicht zurücknehmen. De 
Maiziere solle Druck auf sie aus¬ 
üben, so Oppermann gegenüber 
den Zeitungen der Funke-Mediengrup- 
pe. „Dabei dürfen auch wirtschaftliche 
Sanktionen nicht ausgeschlossen wer¬ 
den.“ Ein wirklich „vorbildlicher“ Vor¬ 
schlag für den Umgang mit souveränen 
Staaten. De Maiziere reagierte prompt: 
Mithelfen müssten da das Wirtschafts¬ 
ministerium unter Sigmar Gabriel, das 
Außenamt unter Frank-Walter Stein¬ 
meier und das Entwicklungsministeri¬ 
um unter Gerd Müller (CSU). 


Bezug zu ihrer ,eigenen Familienge¬ 
schichte 4 wirkt dabei vordergründig, da 
sie sich erkennbar nicht nur auf die his¬ 
torisch belegten personellen Kontinui¬ 
täten zwischen Staatsbediensteten des 
Deutschen Reiches von 1933 bis 1945 
bezieht, sondern diese Kontinuität im 
Sinne des kommunistisch orientierten 
Antifaschismus auf die gesamte politi¬ 
sche und gesellschaftliche Ordnung der 
BRD bezieht.“ 

Seit dieser Rede wird jede Betäti¬ 
gung Silvia Gingolds wieder geheim¬ 
dienstlich beobachtet: Lesungen aus 
der Autobiografie ihres Vaters, Äuße¬ 
rungen zum 40. Jahrestag des Radika¬ 
lenerlasses, friedenspolitische und ge¬ 
werkschaftliche Aktivitäten. 

„Der deutsche Inlandsgeheimdienst 
fühlt sich trotz der öffentlich geworde¬ 
nen Verstrickungen mit dem NSU und 
der militanten Naziszene offensichtlich 
unangreifbar. In der Verhandlung wird 
es nicht zuletzt darum gehen, ob dem 
Verfassungsschutz 4 in der Verfolgung 
unliebsamer Linker überhaupt noch ir¬ 
gendwelche Grenzen gesetzt sind. Wir 
fordern zur aufmerksamen Beobach¬ 
tung und öffentlichen Begleitung des 
Gerichtsverfahrens auf“, solidarisierte 
sich die linke Solidaritäts- und Rechts¬ 
hilfeorganisation Rote Hilfe e.V. mit 
Gingold. 

bern 



Feldjäger üben den Einsatz - die Unionsparteien arbeiten daran, dass die Bundeswehr auch 
gegen Terrorangschläge eingesetzt werden kann. 


Scheitert NPD-Verbot? 

Vor dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts 


Nina Hager 



Silvia Gingold spricht 2007 auf einer Demonstration gegen das Berufsverbot für 
Michael Csaszköczy - seitdem überwacht sie der Verfassungsschutz wieder. 

Gingold gegen 
Verfassungsschutz 

Antifaschistin kämpft gegen Überwachung, 
hessisches Innenministerium erklärt Geschichte 
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Abschottung als Chance 

Deutsche Entwicklungspolitik soll afrikanische Migranten fernhalten - und treibt sie auf die Flucht 



So sieht deutsche Entwicklungshilfe aus: Ein Soldat aus Ghana bei einer Übung 
am „Kofi Annan International Peacekeeping Training Center“, das von der 
Bundesregierung mit finanziert wird. 


ie deutsche Regierung hat ihre 
Entwicklungspolitik in den letz¬ 
ten Jahren zunehmend der „ver¬ 
netzten Sicherheit“ untergeordnet. Mit 
Entwicklungshilfegeldern finanziert die 
Bundesregierung inzwischen den Aufbau 
von Militär, Polizei und Grenzeinrichtun¬ 
gen zur Migrationskontrolle. 2014 sprach 
das Bundesministerium für Zusammen¬ 
arbeit (BMZ) genau wie ein Positions¬ 
papier der Deutschen Industrie- und 
Handelskammer von 2008 vom „Chan¬ 
cenkontinent Afrika“ Das „vernetzte“ 
strategische Konzept zur Wahrnehmung 
der afrikanischen Chancen besteht in 
erpresserischer Durchsetzung von Frei¬ 
handelsabkommen im Interesse der eu¬ 
ropäischen Industriestaaten, politischer 
„Beratung“ der afrikanischen Staaten 
mit dem Gewicht des Geldgebers zur 
Schaffung günstiger Investitionsbedin¬ 
gungen und gleichzeitigem Ausbau der 
zivil-militärischen Zusammenarbeit, um 
die Opfer dieser Politik von der Festung 
Europa fernzuhalten. 

Das aktuelle Strategiepapier macht 
neben der Förderung der Privatwirt¬ 
schaft die „Bekämpfung von Flucht¬ 
ursachen“ zum zentralen Thema. Das 
BMZ erwartet einen weiteren Anstieg 
des „Migrationsdruckes“ - und es weiß, 
warum. Wenn es als Erklärung Bevöl¬ 
kerungszunahme und Klimawandel an¬ 
führt, unterschlägt es, dass es in diesem 
Jahr maßgeblich an dem Druck beteiligt 
war, der afrikanische Staaten bis 2017 
zur Ratifizierung der für die meisten un¬ 
günstigen EPA-Freihandelsabkommen 
mit der EU bringen soll. 80 Prozent al¬ 
ler EU-Produkte können dann zollfrei 
die afrikanischen Märkte überschwem¬ 
men und Millionen afrikanischen Produ¬ 
zenten die Existenzgrundlage entziehen. 


Das BMZ ist damit einer der Verur¬ 
sacher von Migration. Trotzdem erhebt 
es den Anspruch, über die Schaffung von 
Ausbildungs- und Arbeitsplätzen Blei¬ 
beperspektiven in Afrika zu verbessern. 
Wie die punktuelle Förderung einiger 
weniger Ausbildungszentren dies ange¬ 
sichts von jährlich zusätzlichen zehn Mil¬ 
lionen junger Menschen auf der Suche 
nach Arbeit bewirken soll, bleibt ihr Ge¬ 
heimnis. Es geht wohl doch mehr um die 
Vermittlung deutscher Technologie oder 
die Einhaltung der für Europa geforder¬ 
ten Standards in Produktionsketten. 

In seiner PR-Rhetorik behauptet 
das BMZ, dass die gesamte Bandbrei¬ 
te der entwicklungspolitischen Maß¬ 
nahmen die Bleibeperspektiven mög¬ 
licher Migranten in Afrika verbessere. 
Um Flüchtlinge von Europa fernzuhal¬ 
ten, verlässt es sich aber auf handfestere 
Maßnahmen. Das Outsourcen von mili¬ 
tärischer Gewaltanwendung unter Bei¬ 
behaltung der eigenen Kontrolle stellten 
„Verteidigungs“ministerin Ursula von 
der Leyen und Generalinspekteur der 
Bundeswehr Volker Wieker im Dezem¬ 
ber 2015 als „Ertüchtigungsinitiative“ 
vor. Danach sollen regionale Akteure in 
die Lage versetzt werden, für Sicherheit 
und Stabilität in ihrer Nachbarschaft zu 
sorgen. „Ertüchtigt“ werden sie durch 
Ausbildung zivilen und militärischen 
Personals und durch Bereitstellung von 
Ausrüstung bis zu Waffen und Munition. 
Das BMZ ist ein entscheidender Part¬ 
ner der „Ertüchtigung“. Es unterstützt 
mit der „Afrikanischen Friedens- und Si¬ 
cherheitsarchitektur“ der Afrikanischen 
Union (AU) vorgeblich Krisenbewälti¬ 
gung in „afrikanischer Verantwortung“. 
In ihren Statuten wurde anlässlich der 
humanitären Katastrophe in Ruanda 


„das Recht einer militärischen Inter¬ 
vention aus humanitären Gründen” auch 
gegen den Willen einer Regierung ver¬ 
ankert. Neben Einrichtungen zur zivilen 
Konfliktlösung verfügt sie deshalb über 
„Afrikanische Eingreiftruppen“ und 
hat bisher mehr als 60 000 Personen in 
Friedensmissionen entsandt. Allerdings 
waren dies keineswegs nur die vielbe¬ 
schworenen „afrikanischen Lösungen“. 
EU-Gelder mit 20-prozentiger Beteili¬ 
gung der BRD trugen maßgeblich zum 
Aufbau der AU und ihrer Sicherheits¬ 
strukturen bei. Bis 2015 erfolgte ihre Fi¬ 
nanzierung und damit auch Ausrichtung 
noch zu 95 Prozent über internationale 
Geber. 

Deutsche Entwicklungshilfegelder 
fördern zum Beispiel das „Kofi An¬ 


nan International Peacekeeping Trai¬ 
ning Center“, in dem afrikanische Mili¬ 
tärs auf ihre Einsätze trainiert werden. 
Schon seit 2008 leitet die „Deutsche 
Gesellschaft für Internationale Zusam¬ 
menarbeit“ (GIZ) das Projekt „Polizei¬ 
programm Afrika“ zum Aufbau von Po¬ 
lizei, Grenzeinrichtungen und Immigrati¬ 
onsbehörden und liefert Fahrzeuge oder 
Pass- und Fingerabdruckscanner. 

Im November 2015 forderten die 
EU-Staaten auf einem Treffen mit af¬ 
rikanischen Regierungen in Valetta 
(Malta) Maßnahmen zur Eindämmung 
von Flucht und Migration aus Afrika 
und zur Wiederaufnahme für Personen 
ohne „Bleibeperspektive“ in ihren Her¬ 
kunftsländern. Das bedeutet für die öko¬ 
nomisch schwachen afrikanischen Staa¬ 


ten, dass sie den Großteil der Migran¬ 
tenströme verkraften müssen und mit 
dem Rückgang von Auslandsüberwei¬ 
sungen einen oft beträchtlichen Teil an 
Einkünften verlieren. Für ihre Koopera¬ 
tion wurde Entwicklungshilfe aus einem 
„EU-Trust Fund zur Fluchtursachenbe¬ 
kämpfung“ versprochen. Diese 1,8 Mil¬ 
liarden Euro werden aus anderen Berei¬ 
chen der langfristigen Entwicklungshil¬ 
fe abgezogen und an den Abschluss von 
Rückübernahmeabkommen geknüpft. 
Sie sollen über punktuelle zivile Maß¬ 
nahmen in 23 Ländern vorgeblich Blei¬ 
beperspektiven, Reintegration oder für 
ausgesuchte Jugendliche legale Migra¬ 
tion ermöglichen, fließen aber zu rund 
70 Prozent in die Bekämpfung „irregu¬ 
lärer Migration“ und in Rückführungs¬ 
maßnahmen. 

Im Teilprojekt „Better Migrati¬ 
on Management“ steuerte das BMZ 6 
Mio. Euro zur „Identifizierung und dem 
Schutz (!) von Menschen in Not“ bei. 
Ausbildung und Ausrüstung zur Erfas¬ 
sung von Flüchtlingen und Migranten 
oder Beihilfe für den Aufbau von La¬ 
gern bekommen auch Länder wie Äthi¬ 
opien oder Eritrea, welche Opposition 
gewaltsam unterdrücken und Flucht¬ 
gründe damit erst verursachen. In „Mi¬ 
grationspartnerschaften“, welche die EU 
aktuell „unter Einsatz aller einschlägi¬ 
gen - auch entwicklungs- und handelspo¬ 
litischen - Maßnahmen, Instrumente und 
Hilfsmittel der EU“ (Generalsekretariat 
des EU-Rates vom 10.10.2016) durchset¬ 
zen will, sollen sie damit Migranten und 
Flüchtlinge schon in der Wüste festhal- 
ten, bevor sie das Mittelmeer überhaupt 
erreichen. Menschenverachtender kann 
Entwicklungspolitik nicht sein. 

Jördis Land 


Nach dem Berufsverbot 

Drei Monate blockierte der Verfassungsschutz, jetzt hat die Münchener Uni 
Kerem Schamberger eingestellt 


Linke Gegenkultur 
kostet Geld 

SDAJ bereitet Festival der Jugend vor 


UZ: In den letzten Monaten haben ein 
Geheimdienst, dein möglicher Arbeitge¬ 
ber und mehrere Zeitungen untersucht, 
ob du treu zur Verfassung stehst. Macht 
das Angst? 

Kerem Schamberger: Nein, Angst 
macht es nicht. Es bestätigt mich dar¬ 
in, politisch weiterzuarbeiten, weil ich 
prinzipiell von diesen Stempeln 
„verfassungstreu“ und „nicht ver¬ 
fassungstreu“ nicht sehr viel halte. 
Deshalb macht es mir keine Angst, 
es verärgert mich. 

UZ: Was haben diese Stempel für eine 
Bedeutung? 

Kerem Schamberger: Für mich haben 
sie keine Bedeutung. In der ganzen Ge¬ 
schichte der Bundesrepublik hat es Dis¬ 
kussionen über das Grundgesetz gege- 

Kerem Schamberger musste im 
Sommer - wie jeder Bewerber an 
einer bayerischen Uni - in einem 
Fragebogen seineVerfassungstreue 
nachweisen. Weil er DKP-Mitglied 
ist, schickte die Münchener Uni eine 
Anfrage an den Verfassungsschutz. 
Die Einstellung Kerems verzögerte 
sich vom i. Oktober bis zum i. Janu¬ 
ar. 


ben, das Grundgesetz ist ein juristischer 
Ausdruck gesellschaftlicher Kräftever¬ 
hältnisse. Deshalb bedeutet „verfas¬ 
sungstreu“ auch je nach den Kräftever¬ 
hältnissen etwas anderes. Das ist nicht 
der geeignete Maßstab, um Leute in den 
öffentlichen Dienst zu lassen oder nicht. 
Für mich geht es um die Frage, ob jemand 
nationalistische, rassistische oder antise¬ 
mitische Ideologien vertritt oder nicht. 

UZ: Für dich hing aber von diesem 
Stempel ab, ob du in dem Beruf arbei¬ 
ten kannst, in dem du arbeiten willst. 

Kerem Schamberger: Eben weil es 
davon abhing war es wichtig die gan¬ 


ze Sache zu skandalisieren. Ich habe 
gemerkt, dass es kein Verständnis für 
Berufsverbote gibt. Als hätte die Poli¬ 
zei oder der Verfassungsschutz nichts 
Besseres zu tun, als einen Kommunis¬ 
ten von einer Stelle an der Uni fern¬ 
zuhalten und dafür auf dem rechten 
Auge blind zu sein - Stichwort Reichs¬ 
bürger und andere rechtsextreme 
Gruppen. 

UZ: Wie waren diese drei Monate, in 
denen du deine Stelle nicht antreten 
konntest, weil der Verfassungsschutz 
blockiert hat? 

Kerem Schamberger: Die waren ziem¬ 
lich anstrengend. Ich musste die Me¬ 
dienanfragen abarbeiten und auf Soli¬ 
daritätsbekundungen reagieren, wollte 
dem Verfassungsschutz aber nicht den 
Gefallen tun, politisch und wissen¬ 
schaftlich nicht aktiv zu sein. Ich habe 
also an meinem Expose für die Dok¬ 
torarbeit gearbeitet, ich habe die Par¬ 
teiarbeit weitergemacht. Das war eine 
unruhige Zeit - ich hatte erst an den 
Weihnachtsfeiertagen die Zeit, wirklich 
darüber nachzudenken und war ziem¬ 
lich erschöpft. 

UZ: Wie war es, die Stelle anzutreten? 

Kerem Schamberger: Als ich einge¬ 
stellt worden war haben mir manche 
Leute gratuliert und gesagt: Das ist 
aber ein schönes Weihnachtsgeschenk. 
Ich habe das nicht als Geschenk gese¬ 
hen, sondern als ein Recht, das ich mir 
erst erkämpfen musste. Die Uni hat 
mir nicht eine Stelle geschenkt, son¬ 
dern sie hat endlich den Mitarbeiter, 
den das Institut haben wollte, einge¬ 
stellt. Sie hat damit nur eine Unver¬ 
schämtheit beendet, die drei Monate 
angehalten hat und vom Verfassungs¬ 
schutz ausging. 

UZ: Nachwuchswissenschaftler kriegen 
häufig nur befristete Arbeitsverträge - 
musst du in zwei Jahren wieder einen 
Verfassungstreuebogen ausfüllen? 


Kerem Schamberger: Meine Stelle 
ist jetzt auf zweimal drei Jahre befris¬ 
tet. Wenn ich an dieser Stelle bleibe, 
muss ich diesen Bogen nicht noch¬ 
mal ausfüllen. Eine andere Sache ist 
es, wenn ich in Bayern an eine ande¬ 
re Stelle im öffentlichen Dienst wech¬ 
seln will - das habe ich nicht vor, aber 
man weiß ja in der Wissenschaft nicht 
genau, was auf einen zukommt. Dann 
fängt dieser ganze Prozess wieder von 
vorne an. 

UZ: Es gibt nur wenige Fälle von Be¬ 
rufsverboten für Linke, die öffentlich 
werden. Ist dein Fall ein Einzelfall? 

Kerem Schamberger: Ich habe auch 
von anderen Leuten gehört, die 
bei der Einstellung im öffentlichen 
Dienst in Bayern Probleme hatten - 
das waren keine DKPler, sondern 
zum Beispiel Mitglieder der Links¬ 
partei. Die haben diese Unverschämt¬ 
heit aus verschiedenen Gründen nicht 
öffentlich gemacht. Ich finde, mein 
Beispiel zeigt, dass man so etwas auf 
jeden Fall öffentlich machen muss, um 
ein gesellschaftliches Bewusstsein da¬ 
für zu schaffen, dass solche Ungerech¬ 
tigkeiten nach wie vor bestehen. 

UZ: Wie gehen die Aktivitäten gegen 
den Verfassungstreuebogen jetzt wei¬ 
ter? 

Kerem Schamberger: In München 
hat sich ein „Bündnis gegen Gesin¬ 
nungsschnüffelei“ gebildet, aus GEW- 
und ver.di-Gliederungen, auch die 
DKP und andere Gruppen sind da¬ 
bei. Das Bündnis versucht auf einer 
politischen Ebene darauf hinzuwir¬ 
ken, dass der Verfassungstreuebogen 
abgeschafft wird und zu sagen: Dass 
Kerem Schamberger eingestellt wor¬ 
den ist, ist ein Erfolg, aber das heißt 
nicht, dass wir jetzt klein beigeben. 
Das Damoklesschwert des Berufs¬ 
verbots hängt immer noch über den 
Köpfen kritischer Menschen. 

Olaf Matthes 


Die SDAJ will beim Festival der Ju¬ 
gend an Pfingsten das Kulturprogramm 
ausweiten. Um Künstler zu gewinnen 
und ihnen eine angemessene Gage an¬ 
bieten zu können, hat der Jugendver¬ 
band eine Crowdfunding-Kampagne 
gestartet. 

Am Pfingstwochenende, vom 2. bis 
zum 5. Juni, werden am Rheinufer in 
Köln wieder Zelte aufgeschlagen, Büh¬ 
nen aufgebaut und Banner aufgehängt, 
denn das Festival der Jugend wird an 
diesem Wochenende zum fünften Mal 
stattfinden. Das ehrenamtliche Orga- 
Team der SDAJ arbeitet seit Mona¬ 
ten an den Vorbereitungen für eines 
der größten linken Jugendfestivals in 
Deutschland. Mitveranstalter sind die 
Naturfreundejugend und die DKP, be¬ 
reits jetzt haben mehr als 15 Organisati¬ 
onen ihre Unterstützung zugesagt. Das 
Festival steht unter dem Motto „Zeit 
für Widerstand“. 

Besonders viel Kraft will die SDAJ 
in diesem Jahr in das Kulturprogramm 
stecken. Es soll eine zweite Bühne ge¬ 
ben, beim Konzert am Samstagabend 
werden unter anderem die italienische 
Streetpunkband Los Fastidios und der 
deutsche Rapper Disarstar spielen. In 
einem Kino sollen Filme gezeigt und 
diskutiert werden, die Veranstalter 
bieten Yoga, Geocaching - eine Art 
Schnitzeljagd mit GPS-Geräten - und 
Sport an. 

„Doch das stellt uns vor ganz neue 
Herausforderungen“, sagt Paula. Die 
24-Jährige leitet das ehrenamtliche Or¬ 
ganisationsteam des Festivals und ist in 
den letzten Tagen damit beschäftigt ge¬ 
wesen, eine Crowdfunding-Kampagne 
vorzubereiten, eine Spendensamm¬ 
lung über eine Internet-Plattform, bei 
der die Unterstützer ein kleines Dan¬ 
keschön für ihre Spende erhalten. Die¬ 
se Spendensammlung läuft bis zum 
20. Februar. „Wir versuchen mit die¬ 
ser Art der Spendensammlung ausrei¬ 
chend Geld zusammenzubekommen, 
um den Künstlerinnen und Künstlern 


angemessene Gagen für ihren Ein¬ 
satz zahlen zu können. Wir sind der 
Meinung dass wir beides brauchen: ei¬ 
nerseits den kostenlosen Zugang zum 
Programm des Festivals für alle Ju¬ 
gendlichen - unabhängig von ihren fi¬ 
nanziellen Möglichkeiten. Doch ande¬ 
rerseits wollen wir nicht immer an die 
Solidarität der Künstler appellieren, 
wenn wir ihnen nicht mehr als einen 
Hungerlohn zahlen können.“ Die SDAJ 
möchte mit dem Festival fortschrittli¬ 
che Gegenkultur unterstützen. 

Im politischen Programm wird der 
Journalist Volker Hermsdorf ein von 
ihm herausgegebenes Buch vorstellen, 
in dem 15 junge Autorinnen und Au¬ 
toren ihre Erfahrungen mit dem ku¬ 
banischen Sozialismus beschreiben. 
Die Festivalgäste können Argumente 
gegen rassistische Stammtischparolen 
und Bundeswehrwerbung trainieren. 

In Podiumsdiskussionen werden 
Aktive aus Schulen und Betrieben über 
den Leistungsdruck im Betrieb und die 
Unterfinanzierung deutscher Schulen 
sprechen, in Workshops werden die 
Teilnehmer lernen, sich gegen die Dis¬ 
kriminierung von Homosexuellen ein¬ 
zusetzen, für ihre Rechte in der Aus¬ 
bildung zu kämpfen und Aktionen an 
ihren Schulen zu planen. Für den einen 
mag es besonders spannend sein, mit 
der russischen Schwesterorganisation 
der SDAJ darüber zu diskutieren, mit 
welchen Herausforderungen sie sich 
beim Klassenkampf in Russland aus¬ 
einandersetzen müssen, die anderen 
mögen es vorziehen sich darüber aus¬ 
zutauschen, ob Mainstream-HipHop 
eigentlich einen Klassencharakter hat. 

Zum letzten Festival der Jugend 
2015 kamen 1 500 Besucherinnen und 
Besucher, 35 Organisationen unter¬ 
stützten das Festival. 

P k 

Die Crowdfunding-Kampagne für das 
Festival der Jugend: 
startnext.com/fdj2 017 
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Türkei verschärft 
Repression 

Die türkische Regierung hat per 
Dekret erneut Tausende Staats¬ 
bedienstete entlassen und kann 
Verdächtigen im Ausland nun un¬ 
ter bestimmten Bedingungen die 
Staatsbürgerschaft entziehen. Nach 
den Ende letzter Woche veröffent¬ 
lichten Notstandsdekreten kann 
das Kabinett Türken im Ausland, 
die bestimmter „schwerer Strafta¬ 
ten“ beschuldigt werden und trotz 
Aufforderung nicht innerhalb von 
drei Monaten zurückkehren, die 
Staatsbürgerschaft aberkennen. 
Zu diesen Straftaten zählen unter 
anderem Putschversuche oder die 
Gründung bewaffneter Organisa¬ 
tionen. 

Per Dekret wurden außerdem 
8 400 Staatsbedienstete entlas¬ 
sen. Darunter sind 2 687 Polizis¬ 
ten, 1699 Mitarbeiter des Justiz¬ 
ministeriums und 841 Angehörige 
der Streitkräfte oder des Kriegs¬ 
ministeriums. Außerdem verloren 
631 Akademiker und 155 Verwal¬ 
tungsangestellte an Universitäten 
ihre Arbeitsplätze. Unter den vie¬ 
len weiteren von Entlassungen be¬ 
troffenen Behörden sind die Reli¬ 
gionsbehörde und das Presseamt. 

Die von den Ministerien und 
Behörden entlassenen Staatsbe¬ 
diensteten wurden in Anhängen 
zu den jüngsten Dekreten erneut 
mit ihrem Namen und Dienstort 
benannt. Mit dieser Praxis werden 
die Betroffenen öffentlich an den 
Pranger gestellt, ohne jemals von 
einem Gericht verurteilt worden 
zu sein. 

Streik in London 

Ein Streik von Angestellten der 
U-Bahn hat am Montag in Lon¬ 
don zu teils chaotischen Ver¬ 
kehrsverhältnissen geführt. Lan¬ 
ge Warteschlagen an Bushalte¬ 
stellen und verstopfte Straßen 
waren die Folge. Der besonders 
verkehrsreiche Bahnhof Clapham 
Junction im Südwesten Londons 
musste wegen Überfüllung ge¬ 
räumt werden. 

Die meisten Stationen im Zen¬ 
trum Londons blieben geschlos¬ 
sen. Der 24-Stunden-Streik führte 
zu Einschränkungen im gesamten 
U-Bahn-Netz der Stadt, berichte¬ 
te am Montag die für den öffentli¬ 
chen Verkehr im Großraum Lon¬ 
don zuständige Behörde Transport 
for London (TfL). Auch Verbin¬ 
dungen zu den wichtigsten Bahn¬ 
höfen der Metropole und dem 
Flughafen Heathrow waren be¬ 
troffen. 

Der Streik begann letzten 
Samstag, nachdem Verhandlun¬ 
gen zwischen der Gewerkschaft 
und TfL gescheitert waren. Die 
Streikenden wehren sich gegen die 
geplante Schließung von Verkaufs¬ 
stellen und Personalkürzungen. 

9,8 Prozent Arbeitslose 

Die Arbeitslosenquote im Euro- 
Raum betrug im November erneut 
9,8 Prozent, wie das Statistikamt 
Eurostat am Montag in Luxem¬ 
burg mitteilte. Die Statistiker fei¬ 
ern das als den „niedrigsten Wert 
seit Juli 2009“. 

Die Unterschiede zwischen 
den einzelnen Staaten sind jedoch 
weiterhin sehr groß. Deutschland 
verzeichnete im November - nach 
EU-Standards berechnet - mit 4,1 
Prozent die niedrigste Arbeits¬ 
losenquote im Euro-Raum. Die 
höchste Quote hat derzeit Grie¬ 
chenland. Die aktuellsten Zahlen 
beziehen sich hier auf September, 
als die Quote bei 23,1 Prozent lag. 
Spanien lag demnach bei 19,2 Pro¬ 
zent im November 2016. 

Ein großes Problem ist außer¬ 
dem die Arbeitslosigkeit unter 
den Jugendlichen. Die Quote lag 
bei 21,2 Prozent. Besonders hoch 
ist die Jugendarbeitslosigkeit wei¬ 
ter in Griechenland (46,1 Prozent, 
Wert vom September), sowie in 
Spanien und Italien (November) 
mit 44,4 beziehungsweise 39,4 Pro¬ 
zent. 


Panzer gegen Russenhacker 

US-Geheimdienste liefern keine Beweise, pflegen aber ein klares Feindbild - US Army 
verlegt Panzerbrigade nach Osteuropa 



Angriffe aus dem Netz? Die übrlichen Mittel der US-Army - Drohnen, Panzer, Flächenbombardements - helfen nicht gegen 
die neue Bedrohung aus Russland und Fernost. 


D er Friedensnobelpreisträger Ba¬ 
rack Obama wollte sich wohl 
mit einer klaren Botschaft ver¬ 
abschieden: „Wladimir Putin ist nicht 
in unserem Team.“ Zuvor waren auf 
Anweisung des Weißen Hauses 35 rus¬ 
sische Diplomaten mit ihren Familien 
aus den USA ausgewiesen und Sanktio¬ 
nen gegen russische Einrichtungen und 
Personen verhängt worden. Die Oba¬ 
ma-Administration möchte noch ein¬ 
mal einen nationalen Schulterschluss 
gegen Moskau hersteilen. 

Nach der amtlichen US-Erzählung 
der US-Geheimdienste haben russische 
Hacker (mit Künstlernamen wie „Fan¬ 
cy Bear“ oder „Cosy Bear“) auf Anwei¬ 
sung von Präsident Putin den US-ameri¬ 
kanischen Wahlkampf zugunsten des ge¬ 
wählten Präsidenten Trump beeinflusst. 
Ziel sei es gewesen, die Kandidatin 
Hillary Clinton herabzusetzen und ihre 
Wählbarkeit und mögliche Präsident¬ 
schaft zu beschädigen. Dazu habe Russ¬ 
land Dokumente des Democratic Na¬ 
tional Committee (DNC) gehackt und 
sie an Wikileaks weitergeleitet. Darüber 
hinaus habe Russland sich mit Desin¬ 
formationen und Falschmeldungen, die 
über die „sozialen Medien“ verbreitet 
wurden, in den Wahlkampf eingemischt. 

Die Anschuldigungen, so abenteu¬ 
erlich sie auch angesichts der globalen 
Kriegs-, Regime-Change- und Spiona¬ 
gepraxis des US-Imperiums erscheinen 
mögen, könnten weitreichende Konse¬ 
quenzen haben. Sie haben das Potenti¬ 
al, nicht nur die Legitimität der Präsi¬ 
dentschaft Donald Trumps in Frage zu 
stellen, sondern auch eine neue, noch 
aggressivere Phase in der seit etwa 10 
Jahren sukzessive verschärften Kon¬ 
frontationsstrategie gegen die Atom¬ 
macht Russland einzuleiten. 

Aktuell verlegt die US Army eine 
komplette Panzerbrigade (Third Armo- 
red Brigade) nach Osteuropa. Die Ver¬ 
legung erfolgt im Zusammenhang mit 
der European Reassurrance Initiative 
(ERI), die 2014 von der Obama-Admi¬ 
nistration gestartet wurde. Mit ERI soll 
ein milliardenteurer Ausbau der militä¬ 
rischen Infrastruktur gestartet werden. 
Stützpunkte, Flugplätze, Militärlager 
u.ä., die der Ausrüstung und dem ope¬ 
rativen Einsatz einer kompletten US- 
Armeedivision (15000-20 000 Solda¬ 
ten) in Osteuropa dienen. In diese pro¬ 
vokative Militärdemonstration vor der 
Haustür Russlands ist natürlich auch 
die Bundeswehr, im Kontext des „Host 
Nation Support“, vor allem logistisch 
eingebunden. ERI ist ein auf Langfris¬ 
tigkeit und Kontinuität angelegtes geo- 


strategisches Containment-Konzept und 
keine momentane Reaktion auf aktuel¬ 
le Handlungen der russischen Führung. 
Ihre „Plausibilität“ bezieht diese - seit 
den Kalte-Kriegs-Zeiten einzigartige - 
militärische Drohkulisse aus einer an¬ 
genommenen russischen Bedrohung 
Osteuropas bzw. aus der unterstellten 
Absicht zur Wiederherstellung/Rück¬ 
eroberung der Gebiete der ehemaligen 
Sowjetunion. 

In diesem Kontext war die Span¬ 
nung natürlich hoch, ob die US-Diens- 
te vor dem Verteidigungsausschuss des 
US-Senats die „Smoking Gun“, also 
den eindeutigen Beweis zu präsentie¬ 
ren imstande sein würden. Die Sitzung 
über „ausländische Cyberbedrohun¬ 
gen“ wurde vom Russland-Falken John 
McCain geleitet. DNI-Direktor James 
Clapper und NSA-Chef Michael Rogers 
hatten also ein Heimspiel. 

Clapper ist nicht gerade ein unbe¬ 
schriebenes Blatt. Im Mai 2013 belog 
er den Senatsausschuss in einer schwer¬ 
wiegenden Frage, indem er bestritt, dass 
die NSA Daten amerikanischer Bürger 


sammelte. Trotzdem beließ Obama ihn 
im Amt. 

Auch die Anhörung am 5. Januar 
war eine ausgesprochene Pleite. Außer 
weiteren Anschuldigungen, Russland 
sei „eine existentielle Bedrohung“ für 
die USA, und Verdächtigungen, rus¬ 
sische Akteure hätten „gefälschte In¬ 
formationen in Soziale Medien, News- 
Feeds und Websites eingebracht, um 
Zweifel und Verwirrung zu stiften, das 
Vertrauen in demokratische Institutio¬ 
nen zu untergraben und zu versuchen, 
westliche Regierungen zu schwächen, 
indem sie als inhärent korrupt und dys¬ 
funktional dargestellt werden“, hatten 
die mit weitem Abstand größten Spio¬ 
nage- und Subversionsorganisationen 
des Globus an harten Fakten nichts an¬ 
zubieten. 

Das hinderte den Ausschuss natür¬ 
lich nicht daran, mit markigen Drohun¬ 
gen den Konflikt und damit die propa¬ 
gandistische wie materielle Aufrüstung 
weiter anzuheizen. Es sei „Zeit, keine 
Kieselsteine mehr in Richtung Russ¬ 
land zu werfen, sondern Felsen“, gab 


der republikanische Hardliner Lindsey 
Graham zum Besten. McCain versuch¬ 
te sogar - allerdings ohne größeren Er¬ 
folg -, die „russischen Cyberattacken“ 
als „kriegerischen Akt“ einstufen zu las¬ 
sen. Dieser Erschaffung eines Kriegs- 
vorwands verweigerte sich Clapper 
aber: Das sei Sache der Politik. 

Der zukünftigen Administration 
Trump dürfte es sehr schwer fallen, 
sich dem Druck der Russland-Falken 
im Senat und im militärisch-industriel¬ 
len Komplex (MIK) zu entziehen - un¬ 
abhängig davon, dass ihre eigene Ziel¬ 
stellung möglicherweise ist, sich stärker 
auf eine Eindämmung Chinas zu kon¬ 
zentrieren. Wie schon in der Vergangen¬ 
heit wird es den eigentlichen operativen 
Machtzentren der USA, den Geheim¬ 
diensten und dem Pentagon, kaum 
schwer fallen, mit der entsprechenden 
„Faktenproduktion“ die Stimmung 
über die Medien so anzuheizen, dass 
das Gefühl entsteht, es ginge nicht mehr 
anders. Durch die Befreiung Aleppos ist 
Wladimir Putin nicht gerade zum Dar¬ 
ling des MIK geworden. Klaus Wagener 


Treffpunkt Moschee 

Tunesien vor der Rückkehr kriegserfahrener Dschihadisten 


Beim Anschlag auf den Berliner Weih¬ 
nachtsmarkt kurz vor Weihnachten 
wurden zwölf Menschen getötet. Der 
Attentäter Anis Amri und mögliche 
Unterstützer kamen aus Tunesien. Sie 
sind nur einige von Tausenden Tunesi¬ 
ern, die in den Reihen von IS und al- 
Nusra in Syrien, dem Irak, Libyen und 
anderen Ländern kämpfen. Verschiede¬ 
ne Schätzungen zählen zwischen 5 000 
und 10 000 tunesische Kämpfer im Aus¬ 
land. Weitere Tausende wurden von tu¬ 
nesischen Sicherheitskräften zumindest 
vorübergehend daran gehindert, das 
Land zu verlassen. 

Ausgerechnet Tunesien ist damit 
eine Quelle für den Dschihad - dabei 
schien doch gerade Tunesien der Staat 
zu sein, in dem der „Arabische Früh¬ 
ling“ positive Spuren hinterließ. 

23 Jahre lang hatte Ben Ali Tunesi¬ 
en regiert - unterstützt von den USA 
und Europa und immer in deren Inter¬ 
esse (und in seinem eigenen) handelnd. 
Nach dem Beginn der Proteste 2010 ori¬ 
entierten die USA ihre Politik neu, hin 
zur Unterstützung des politischen Islam 
der Moslembrüder und gegen die säku¬ 
laren Diktatoren, die bis dahin ihre Po¬ 


litik betrieben hatten. Die damalige US- 
Außenministerin Hillary Clinton senk¬ 
te den Daumen über Ben Ali - danach 
dauerte es keine 24 Stunden, bis er das 
Land verlassen musste. Tunesien wurde 
von Hunderten US-amerikanischen Be¬ 
ratern geflutet, die die Entwicklungen 
im US-Interesse prägen sollten. 

Zu den treibenden Kräften beim 
Sturz von Ben Ali gehörten auch Ver¬ 
treter der Eliten. Lange bevor die Aus¬ 
einandersetzungen entschieden waren, 
positionierte sich z.B. die tunesische 
Anwaltskammer ganz klar gegen Ben 
Ali. 

Anfang 2011 sprachen junge Tune¬ 
sier im Ausland ebenso wie erfahrene 
Gewerkschafter voller Begeisterung 
über den Sturz von Ben Ali und den 
Kampf gegen die Korruption. Trans¬ 
parente Wahlen und der Aufbau politi¬ 
scher Parteien ließen Tunesien in einem 
positiven Licht erscheinen. 

Doch obwohl erfolgreiche junge 
und moderne Unternehmen entstan¬ 
den, änderte sich real wenig. 2016 lag 
die Arbeitslosenrate bei 15 Prozent, die 
Jugendarbeitslosigkeit lag bei über 30 
Prozent. In ländlichen Gebieten sind 


Arbeitsplätze extrem selten und Hoch¬ 
schulabgänger müssen im Durchschnitt 
sechs Jahre lang suchen, bis sie eine 
dauerhafte Stelle finden. Nach Unter¬ 
suchungen der Weltbank ist die Hälfte 
aller Hochschulabgänger mit 35 Jahren 
noch immer ohne Job. 

Spiegelbildlich zur sozialen Spal¬ 
tung gibt es eine tiefe Spaltung zwi¬ 
schen säkularen Schichten und den 
Dschihadisten mit ihren Anhängern in 
Teilen der tunesischen Gesellschaft. 

Tunesische Extremisten, die unter 
Ben Ali lange Zeit in Gefängnissen sa¬ 
ßen, und ausländische Anwerber, die 
nach der Zerstörung Libyens ungehin¬ 
dert nach Tunesien einreisen konnten, 
nutzten die Situation für ihre Propagan¬ 
da. Eine große Zahl von salafistischen 
Predigern sind in Tunesien aktiv. In ei¬ 
ner Gesellschaft, in der es vor allem in 
ländlichen Gebieten keine Treffpunk¬ 
te außer Moscheen gibt, haben sie den 
passenden Nährboden für ihre Propa¬ 
ganda. 

Dazu kommen Kopfgelder bis zu 
10 000 Dollar für die Anwerber und 
wirtschaftliche Unterstützung für die 
Familien von dschihadistischen Kämp¬ 


fern. Sie kämpfen nicht nur in Libyen, 
dem Irak und Syrien. Eine Reihe von 
Angriffen und Anschlägen gegen mili¬ 
tärische und zivile Ziele galt auch Tu¬ 
nesien. 

Widerstand gibt es gegen die Rück¬ 
kehr potentieller Terroristen aus Eu¬ 
ropa und kriegserfahrener tunesischer 
Söldner aus Syrien und anderen Län¬ 
dern. 1500 Demonstranten protestier¬ 
ten Ende Dezember vor dem Parlament 
gegen entsprechende Pläne. Sie wollen 
nicht, dass die Dschihadisten, die von 
NATO und Golfstaaten bewaffnet und 
gefördert wurden, ihr Unwesen in Tune¬ 
sien treiben. Selbst die tunesische Ge¬ 
werkschaft der Inlandsgeheimdienste 
warnte vor der Rückkehr der Dschiha¬ 
disten. 

Der Widerstand gegen ihre Rück¬ 
kehr soll unterbunden werden. Nach 
dem Anschlag in Berlin will die Bun¬ 
desregierung Rücknahmeabkommen 
mit mehreren Ländern, darunter Tune¬ 
sien, abschließen oder bestehende neu 
verhandeln. Wer nicht ausreichend ko¬ 
operiert, sagt der Vorsitzende der SPD, 
kann nicht auf deutsche Entwicklungs¬ 
hilfe rechnen. Manfred Ziegler 
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Schlecht für Kuba 

Ultrakonservative in den USA hoffen auf Trump und Gewalt 



I n Kuba wird dem Amtsantritt von Do¬ 
nald Trump am kommenden Freitag 
mit gemischten Gefühlen entgegenge¬ 
sehen. Während Präsident Raul Castro, 
wie alle Regierungschefs Lateinameri¬ 
kas, ihm zum Wahlsieg gratuliert hat¬ 
te, waren in den Straßen besorgte Stim¬ 
men zu hören. „Für alle Kubaner ist das 
schlecht“ sagte die 18-jährige Studentin 
Alison Taylor der französischen Agentur 
„AFP“ in Havanna. „Dieser Mann hat 
keine Skrupel? begründete sie ihre Ein¬ 
schätzung, „er ist faschistoid“Auch Israel 
Rojas, Leadsänger der Band Buena Fe, 
erwartet von Trump „nichts Gutes für 
Kuba und Lateinamerika? In der Tages¬ 
zeitung „Juventud Rebelde“ meinte der 
junge Musiker: „Wir können nicht damit 
rechnen, dass uns irgendeine Supermacht 
im Falle einer gefährlichen Situation un¬ 
terstützt.“ Zwar hoffen Politiker in Ha¬ 
vanna noch, dass es nicht zu einer neuen 
Eiszeit kommt, doch dass der Wechsel im 
Weißen Haus auch eine Veränderung der 
US-Außenpolitik markiert, ist unstrittig. 
Unklar ist nur noch, in welche Richtung 
sich Trumps Kuba-Politik nach dessen 
Amtseinführung tatsächlich bewegt. 

Im Wahlkampf hatte der künftige US- 
Präsident bei rechten Wählerschichten in 
Florida mit dem Versprechen nach Stim¬ 
men gefischt, die von Obama eingeleite¬ 
ten Maßnahmen zur Verbesserung der 
Beziehungen solange auszusetzen, bis in 
Kuba „echte Religionsfreiheit“ herrscht 
und „politische Häftlinge freigelassen“ 
würden. Auf den Tod Fidel Castros re¬ 
agierte Trump wie ein pubertärer Rüpel 
und nicht wie ein ernstzunehmender an¬ 
gehender Staatsmann. Über seine einzi¬ 
ge Kommunikationsplattform Twitter be¬ 
schimpfte er den verstorbenen Revolu¬ 
tionsführer als „brutalen Diktator“ und 
drohte erneut damit, alle getroffenen Ver¬ 
einbarungen aufzukündigen, sollte Ha¬ 
vanna zu keinen Zugeständnissen „für 
die Bürger Kubas, die Exilkubaner und 
in den Beziehungen mit den Vereinigten 
Staaten“ bereit sein. Das alles sind jedoch 
wenig konkrete Aussagen und eher laue 
Drohungen im Vergleich zu Trumps Lieb- 
lingsprojekt, dem Bau einer Mauer an der 
3 185 Kilometer langen Grenze zu Mexi¬ 
ko, deren Kosten der südliche Nachbar 
tragen soll. 

Trump und sein zukünftiges Team 
kennen aber auch die Statistik, nach der 
die Stimmenverluste Hillary Clintons in 
Florida nicht auf die kubano-amerika- 


nische Bevölkerung, sondern vor allem 
auf weiße Arbeiter, die der demokrati¬ 
schen Partei den Rücken kehrten, zurück¬ 
ging. Die ultrarechte Gemeinde aus alten 
Batista-Anhängern und militanten An¬ 
tikommunisten tritt in Miami zwar laut¬ 
stark auf, doch ihr politischer Einfluss 
geht immer weiter zurück. Die Mehrheit 
der dort lebenden Exilkubaner begrüßt 
die Aufnahme der diplomatischen Be¬ 
ziehungen zwischen Kuba und den USA 
und fordert die sofortige Beendigung 
der US-Blockade. In den letzten Wo¬ 
chen reisten zudem einige US-Politiker 
wie der Kongressabgeordnete des Bun¬ 
desstaates Maryland, Eugene Cummings, 
und der Gouverneur des Staates West- 
Virginia, Earl Ray Tomblin, demonstra¬ 
tiv nach Havanna und sprachen sich dort 
für die Beibehaltung und Verbesserung 
der Beziehungen aus. Obwohl Trump als 
Teil seines Plans, die USA „wieder groß“ 
zu machen auch darauf setzen wird, die 
Integration Lateinamerikas zu zerstören, 
könnte er gerade aus diesem Grund ei¬ 
nen pragmatischen Kurs gegenüber Kuba 
einschlagen. Dort lassen sich die Art von 
Geschäften machen, die in sein Konzept 


passen. Die Gefahr, dass US-Produkti- 
onsstätten aus Kostengründen auf die 
sozialistische Insel verlagert werden, ist 
dagegen gleich Null. 

Auf einen pragmatischen Kurs der 
künftigen US-Administration setzt auch 
Miguel Fluxä, Chef der spanischen Ho¬ 
telkette Iberostar, der Anfang Dezember 
zum 60. Jubiläum seiner Gruppe den Bau 
weiterer 15 Hotels auf der Insel ankün¬ 
digte. Auf Fragen nach Gefahren durch 
die zukünftige US-Politik reagierte Fluxä 
mit der Bemerkung, er wisse, dass Trump 
vor weniger als sechs Monaten selbst die 
Möglichkeiten zur Errichtung von Hotels 
in Kuba habe eruieren lassen. Das war 
nicht das erste Mal. Trumps langjähriger 
Firmenanwalt und künftiger Chefunter¬ 
händler Jason Greenblatt, der auch Vize¬ 
präsident der Trump Organization ist, be¬ 
suchte zwischen 2012 und 2013 - ein Jahr 
bevor Obama seine neue Kuba-Politik 
ankündigte - bereits mehrfach die Insel. 
US-Unternehmen, die sich in den letzten 
zwei Jahren im Kuba-Geschäft etabliert 
haben, sind nicht an einem Abbruch der 
Beziehungen interessiert. Dazu gehören 
die Alaska-Airlines, die erst am Donners¬ 


tag letzter Woche als letzte von acht US- 
Gesellschaften reguläre Linienflüge nach 
Havanna aufgenommen hatten. 

Hardliner der Republikanischen Par¬ 
tei, die in Miami ansässigen Organisati¬ 
onen der ehemaligen kubanischen Oli¬ 
garchie und einige von ihnen ausgehal¬ 
tene Systemgegner setzen jedoch alles 
daran, um Trump wieder auf einen kom¬ 
promisslosen Anti-Kuba-Kurs zu brin¬ 
gen. Am 14. Dezember 2016 hatte die 
ultrakonservative Denkfabrik „Heritage 
Foundation“, die maßgeblich die Politik 
von Ronald Reagan und George W. Bush 
beeinflusst hatte, dazu eine Gruppe rech¬ 
ter US-Politiker wie Roger Noriega, Otto 
Reich und Jose Cärdenas zu einer Ver¬ 
anstaltung eingeladen, auf der auch der 
extra von der Insel eingeflogene System¬ 
gegner Antonio Rodiles ganz offen über 
Gewalt als Option reden durfte. Unter 
dem Beifall seiner stramm antikommu¬ 
nistischen Zuhörer kündigte Rodiles sei¬ 
ne Vision von einem Systemwechsel auf 
der Insel an: „Früher oder später wird 
sich die Situation in Kuba gewalttätig 
entwickeln.“ 

Volker Hermsdorf 


Von Tänzern, Überführten und Geständigen 

Ein kolumbianischer Skandal, den nur Friedensfeinde ernst nehmen 


Vier UN-Beobachter wurden abgezogen, weil sie an einer Silvesterpar¬ 
ty mit FARC-Rebellen teilgenommen hatten. Die UNO ermittelt gegen 
weitere Teilnehmer der Party. Die UN-Mission in Kolumbien lege großen 
Wert auf ihre „Unparteilichkeit“. Unser Autor Jaime Cedano ist Aktivist 
der Kolumbianischen Kommunistischen Partei und lebt im Exil in Spanien. 



Während die FARC den Frieden feiern, bleiben die Vereinten Nationen lieber 
„neutral“.Vorbereitungen des Festes zum Abschluss des Friedensabkommens in 
El Diamante, Kolumbien, im September 2016. 


Die befehlshabenden Stellen der FARC 
mussten zugeben, dass sie den beidseiti¬ 
gen und definitiven Waffenstillstand, die 
Bewegungsprotokolle in den ländlichen 
Sammelcamps und das vom Heiligen Va¬ 
ter in sie gesetzte Vertrauen erheblich 
verletzt haben. Nach 52 Jahren bewaff¬ 
neter Konfrontation, vier Friedenspro¬ 
zessen, fast fünf Jahren Verhandlungen 


in Havanna, einem gescheiterten Volks¬ 
entscheid, zwei Unterschriftszeremo¬ 
nien, einem in Verlegenheit gebrach¬ 
ten Nobelpreisträger und nur wenige 
Stunden, nachdem das Amnestiegesetz 
verabschiedet worden war, wurde ein 
Guerillerocamp zur Überraschung der 
internationalen Gemeinschaft dabei 
überrascht, wie man tanzte. Ja, man 


tanzte. Ist eine solche Abgeschmackt¬ 
heit denkbar? 

Diese schweren Vergehen geschahen 
am Abend des 31. Dezember. Nächtens 
und hinterlistig. Aber das Eigentliche bei 
diesem Skandal war, dass beim Tanz auch 
vier Funktionäre der Vereinten Nationen 
erwischt wurden, die zur Überwachungs¬ 
mission des Waffenstillstands gehören 
und sehen wollten, wie die Guerilla bei 
ihrer Demobilisierung Schritt hält. 

Der Skandal brach in der Silvester¬ 
nacht aus: Die Spitzen der Uribe-Partei 
„Centro Democrätico“ verließen über¬ 
stürzt ihre Familienfeste, um der Welt 
ihre patriotische Entrüstung mitzuteilen, 
und normalerweise sehr objektive Medi¬ 
en, sonst Friedensfreunde wie RCN und 
Caracol, unterbrachen ihre Übertragun¬ 
gen, um den Skandal zu verbreiten. 

Alvaro Uribe bekreuzigte sich immer 
und immer wieder und betete angesichts 
seines Erschreckens, Juan Manuel Santos 
unterbrach eine Pokerpartie, die Medien 
sahen sich gezwungen, Nachrichten über 
neuerliche Korruptionsfälle der Söhne 
von Alvaro Uribe und die Vergewalti¬ 
gung und Ermordung eines siebenjäh¬ 
rigen Mädchens durch eine aristokrati¬ 
sche Familie zu unterdrücken, und Maria 
Emma Mejia, Botschafterin Kolumbiens 
bei den Vereinten Nationen, unterbrach 
ihr langes und gut bezahltes Schweigen, 
um offiziell vor diesem internationalen 
Gremium zu protestieren. Und schließ¬ 


lich, in jenem Moment des Protests durch 
unsere Botschafterin, verstanden die ho¬ 
hen Würdenträger der UN, dass die Ange¬ 
legenheit schwerwiegend war, und zwar 
so schwerwiegend, dass er sogar eine Di¬ 
plomatin zum Reden gebracht hatte, die 
hermetisches Schweigen gewahrt hatte, 
als jeden Tag gesellschaftliche Aktivis¬ 
ten für den Frieden umgebracht wurden. 
Also ordneten die UN die Suspendierung 
jener Funktionäre an. 

Glücklicherweise wird uns das Frie¬ 
densabkommen nicht davon abbringen, 
uns kolumbianisch zu verhalten. Wir 
werden weiterhin dieses komische Land 
bleiben, das in der Verfassung dem hei¬ 
ligen Herzen Jesu gewidmet ist, und wir 
werden nicht unsere Macondianität (Ma- 
condo ist ein fiktiver Ort, in dem Gabriel 
Garcia Märquez seinen Roman Hundert 
Jahre Einsamkeit angesiedelt hat) auf¬ 
geben, wo nach acht Millionen Geschä¬ 
digten aus allen möglichen Gewalttätig¬ 
keiten aus einem kleinen Tänzchen der 
größte Aufruhr gemacht wird. Das Ge¬ 
fährliche ist, dass die Friedensfeinde so 
etwas ernst nehmen und genau dann, 
während sie protestieren, weil ein paar 
UN-Funktionäre mit Guerilleras tanzten, 
in Istanbul ein fundamentalistischer Ter¬ 
rorist in einer Diskothek Dutzende Men¬ 
schen ermordete. 

Wir müssen davon ausgehen, dass die¬ 
ser Prozess weiterhin äußerst schwierig 
sein wird. Jaime Cedano 


Herero klagen 

Vertreter der namibischen Völker 
Herero und Nama haben in den USA 
eine Sammelklage gegen Deutsch¬ 
land eingereicht. Es geht dabei um 
Entschädigungszahlungen für die 
Anfang des 20. Jahrhunderts began¬ 
genen Verbrechen in den deutschen 
Kolonien. Herero-Stammesvertreter 
Vekuii Rukoro und sein Nama-Kol- 
lege David Frederick verlangten zu¬ 
dem, Vertreter ihrer Gruppen müss¬ 
ten in Verhandlungen zwischen den 
Regierungen Deutschlands und Na¬ 
mibias einbezogen werden. 

In der Zeit der deutschen Ko¬ 
lonialherrschaft über das damalige 
Deutsch-Südwestafrika (heute Na¬ 
mibia) sei zwischen 1885 und 1903 
ein Viertel des Landes der Herero 
und Nama mit Einverständnis der 
Kolonialbehörden von deutschen 
Siedlern enteignet worden. Die 
Deutschen hatten Frauen und Mäd¬ 
chen vergewaltigt und die Bevölke¬ 
rung zu Zwangsarbeitern gemacht. 
Bei einem Aufstand im Jahr 1904 
hatte der deutsche General Lothar 
von Trotha einen Vernichtungsfeld¬ 
zug geführt, in dem bis zu 100 000 
Herero und Nama getötet wurden. 

Frauenquote 
für Portugal 

Die von der Kommunistischen Par¬ 
tei geduldete portugiesische Regie¬ 
rung hat ein Gesetz beschlossen, das 
einen Anstieg des Frauenanteils in 
Aufsichtsräten von staatlichen und 
börsennotierten Unternehmen bis 
2020 auf ein Drittel festlegt. Die 
konservative Vorgängerregierung 
hatte eine Untersuchung in Auftrag 
gegeben, wonach der Frauenanteil in 
Aufsichtsräten von börsennotierten 
Firmen in Portugal derzeit nur 9,7 
Prozent beträgt - im europäischen 
Durchschnitt sind es 16,6 Prozent. 

Kubanischer Innen¬ 
minister gestorben 

Der kubanische Innenminister, Divi¬ 
sionsgeneral Carlos Fernändez Gon- 
din ist im Alter von 78 Jahren gestor¬ 
ben. Wie die Führung der KP Kubas 
und der kubanische Ministerrat am 
Samstag (Ortszeit) mitteilten, starb 
der Wegbegleiter von Fidel und Raül 
Castro an „Komplikationen einer 
chronischen Erkrankung“. 

Der Arbeitersohn Carlos Fernän¬ 
dez Gondin wurde am 1. Juli 1938 in 
Santiago de Cuba geboren. Während 
des Befreiungskampfs gegen Dikta¬ 
tor Batista kämpfte er seit April 1958 
mit Raül Castro in der Guerilla im 
Osten des Landes. Nach dem Sieg 
der Revolutionäre 1959 übernahm 
er verantwortliche Positionen in der 
Armee und wurde zum General er¬ 
nannt. 2015 übernahm er das Amt 
des Innenministers. Er war einer der 
Gründer der Kommunistischen Par¬ 
tei Kubas und Mitglied ihres Zen¬ 
tralkomitees. 

Soldatenaufstand 

In Bouake, der zweitgrößten Stadt 
der Elfenbeinküste, meuterten die 
Soldaten in der letzten Woche, setz¬ 
ten ihren General fest und sperrten 
die Zugänge zur Stadt. Der Aufstand 
griff auf weitere Städte in der Regi¬ 
on und auch auf die Hauptstadt über. 
Die Soldaten forderten die Einlö¬ 
sung der ihnen 2014 gemachten Zu¬ 
sagen: für jeden eine Prämie von 
7600 Euro und eine Wohnung. 

Verteidigungsminister Alain-Ri¬ 
chard Donwahi gelang es, die Solda¬ 
ten zu beruhigen. Er forderte die Sol¬ 
daten auf in ihre Kasernen zurückzu¬ 
kehren, um eine dauerhafte Lösung 
zu ermöglichen. Er fand die Revolte 
„nachvollziehbar, aber bedauerns¬ 
wert“. Nach zwei Stunden Verhand¬ 
lungen hoben die Aufständischen die 
Blockade der Zufahrten auf, nach¬ 
dem der Staatspräsident die Erfül¬ 
lung der Forderungen zugesagt hatte. 

Am Dienstagmorgen ernannte 
Präsident Alassane Quattara den 
vorherigen Premierminister zum 
Vize-Präsidenten. Zur gleichen Zeit 
entließ er die Polizeichefs, die Füh¬ 
rung der Gendarmerie und des Mi¬ 
litärs. 
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Einsatz KFOR: Soldaten des deutschen Einsatzkontingentes KFOR üben im Lager Nothing Hill das Eindäm- ATALANTA-Einsatz: Vor der somalischen Küste patrouilliert die Fregatte „Hamburg“ (14.12.2010.) 
men und Kontrollieren einer „gewaltbereiten Ansammlung von Menschen“, (13.3.2016) 


Für Sicherheit und Frieden? 


Deutsche Truppen in aller Welt 



Der Generalinspekteur der Bundeswehr, General Volker Wieker, besucht das deutsche Einsatzkontin¬ 
gent ISAF. Ehrenspalier zur Verabschiedung der gefallenen Soldaten in Mazar-i-Sharif. (30.5.2011.) 


I m aktuellen „Weißbuch zur Sicherheitspo¬ 
litik und zur Zukunft der Bundeswehr“ wird 
an mehreren Stellen auf die Führungsrolle, die 
Deutschland in Europa und der Welt angeblich 
einnehmen muss, verwiesen. Bereits im Vorwort 
behauptet die Bundeskanzlerin Angela Merkel, 
dass Deutschland in den aktuellen Krisen bewei¬ 
se, „dass es zu seiner sicherheitspolitischen Ver¬ 
antwortung steht. Und auch, dass wir bereit sind 
zu führen. 

... Deutschland steht für Verlässlichkeit und 
Bündnistreue, auch mit der Bundeswehr. 

Unsere Soldatinnen und Soldaten erbrin¬ 
gen mit großem persönlichem Einsatz herausra¬ 
gende Leistungen für Sicherheit und Frieden - 
in Deutschland und Europa, aber auch an den 


zahlreichen Einsatzorten weltweit. ...“ Und im 
Text des Weißbuchs heißt es an anderer Stelle: 
„Bündnissolidarität“ sei „Teil deutscher Staatsrä¬ 
son“. Und die „Wahrnehmung deutscher Interes¬ 
sen“ bedeute entsprechend „immer auch Berück¬ 
sichtigung der Interessen unserer Verbündeten“. 
Vor allem aber geht es um eigenen „deutschen 
Interessen“ - d.h. die „gesicherte Rohstoffzufuhr 
und sichere internationale Transportwege“ für die 
„deutsche Wirtschaft“ sowie „funktionierende In¬ 
formations- und Kommunikationswege“. 

Am 2. Januar 2017 waren nach Bundeswehr¬ 
angaben 2 763 Soldaten der Bundeswehr unmit¬ 
telbar bei Auslandseinsätzen eingesetzt. 

Ein wesentlicher Schwerpunkt der Einsätze ist 
Afrika. Kleinere Kontingente stehen im Sudan, im 


Südsudan, in Somalia, in der Westsahara, größere 
vor allem in Mali (EUTM Mali - European Union 
Training Mission in Mali) und Mali sowie im Sene¬ 
gal (MINUSMA - United Nations Multidimensio¬ 
nal Integrated Stabilization Mission in Mali). Zu¬ 
dem sind Schiffe am Horn von Afrika und in den 
angrenzenden Meeresgebieten eingesetzt (Mission 
ATALANTA) sowie im Mittelmeer zur Flüchtlings¬ 
abwehr und Grenzsicherung. 

Die größten Kontingente der Bundeswehr sind 
nach wie vor in Afghanistan (Resolute Support, 
891 Angehörige der Bundeswehr) sowie im Koso¬ 
vo (KFOR, 510) stationiert - die Truppen im Koso¬ 
vo bereits seit 1999. 

2017 werden die Kriegseinsätze der Bundes¬ 
wehr ausgeweitet. Noch in diesem Monat soll der 
Bundestag 1 000 Soldaten nach Mali schicken - die 
dortigen Einsatzkräfte werden also aufgestockt. Die 
Mehrheit der Abgeordneten wird sicher dem Man¬ 
dat zustimmen. 

Ende Januar muss auch die Ausbildungsmission 
im Irak verlängert werden. Auch hier ist die Zustim¬ 
mung der Mehrheit gewiss. Zudem werden Forde¬ 
rungen lauter, sich noch stärker im Kampf gegen 
den IS in Syrien und im Irak zu engagieren. Und 
erstmals hätten die Befürworter - wenn aktuelle 
Umfrageergebnisse korrekt sind - nach dem An¬ 
schlag auf den Weihnachtsmarkt auf dem Berliner 
Breitscheidplatz dafür eine Mehrheit im Land. In 
einer Umfrage des Meinungsforschungsinstituts 
YouGov für die Deutsche Presse-Agentur sprach 
sich allerdings nur jeder Dritte (33 Prozent) dafür 
aus, dass die Bundeswehr auch Stellungen des IS in 
Syrien und im Irak selbst bombardiert. 48 Prozent 
sind dagegen. 

Aber auch in Europa will man sich stärker en¬ 
gagieren. Anfang Juli 2016 wurde auf dem Nato- 
Gipfel in Warschau beschlossen, jeweils ein NATO- 
Bataillon mit etwa 1 000 Soldaten in Polen, Litauen, 
Lettland und Estland zu stationieren - insgesamt 
4 000. Zur „Abschreckung“ und Provokation. Es 



Foto: ©Bundeswehr/Carsten Vennemann 


Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen 
gibt vor einem sogenannten Launcher, Start¬ 
fahrzeug der Patriot-Flugabwehrraketen, ein 
Statement zum Einsatz ab (5.3.2014.) 


geht gegen Russland, das angeblich seine Nachbar¬ 
staaten bedroht. 

Die Bundeswehr soll nun im Februar bis zu 
500 Soldaten mit 26 Panzern und etwa 170 weite¬ 
ren Militärfahrzeugen nach Litauen schicken. Kern 
der Truppe sind 300 Soldaten des Panzergrenadier¬ 
bataillons 122 aus dem bayerischen Oberviechtach. 
Bei den Panzern handelt es sich um 20 Schützen¬ 
panzer vom Typ „Marder“ und sechs Kampfpanzer 
„Leopard 2“. 

Gemeinsam mit den Bundeswehrsoldaten 
sollen Kräfte aus den Niederlanden, Belgien und 
Norwegen auf dem litauischen Stützpunkt Ruk- 
la stationiert werden. („Nordbayerischer Kurier“, 
14.12.2016) Deutschland übernimmt für das Ba¬ 
taillon in Litauen die Führungsrolle. nh 



STRATA1RMEDEVAC 

Deutschland 


KFOR 

Knsnun 


OAE 

FVtitlelmeer 
0 Soldaten 


Operation 

Sophia 

Miitelmeer 


UNIFIL 

Libanon 


MINURSO 

Westsahara 


MINUSMA 

Senegal, Mali 


UNMIL 

Liberia 


EUTM Mali 

Mali 


UNMISS 

Südsudan 


Auslandseinsätze 

(offitielle Zahlen siehe Tabelle rechts) 


Counter Daesh 

Kurien 


Resolute Support 

Afghanistan, Usbekistan 


UNAMA 

Afghanistan 
1 Soldat 


Ausbildungsunter¬ 
stützung Irak 

Irak 


UNAMID 

Sudan (Darfur) 


Atalanta 

Horn von Afrika 


EUTM SOM 

Somalia 
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Auslandseinsätze der Bundeswehr 

Zahlen im Überblick / Stand aller Angaben: 2. Januar (Angaben Bundeswehr) 


Einsatz 

Resolute Support 

KFOR 

UNMISS 

UNAMID 

UNIFIL 

EUTM Mali 

MINUSMA 

Atalanta 

EUTM SOM 

Sea Guardian 

Operation Sophia 

Anti-IS-Einsatz (Counter Daesh) 

Ausbildungsunterstützung Irak 


Einsatzgebiet 

Stärke 

Afghanistan 

891 

Kosovo 

510 

Südsudan 

15 

Sudan 

7 

Libanon 

116 

Mali 

125 

Senegal, Mali 

531 

Horn von Afrika 

23 

Somalia 

10 

Mittelmeer 

0 

Mittelmeer 

106 

Nahost 

252 

Nordirak 

132 


Weitere Missionen/Unterstützungsleistungen 


Einsatz/Mission 

Einsatzgebiet 

Stärke 

UNAMA 

Afghanistan 

1 

STRATAIRMEDEVAC 

Deutschland 

41 

MINURSO 

Westsahara 

3 
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Ulrich Schneider zum Verfahren gegen die NPD 

Keine Ausrede, kein Geld 


A m 17. Januar 2017 will das Bun¬ 
desverfassungsgericht seine 
Entscheidung zum NPD-Ver- 
botsantrag verkünden. Ohne dass 
bereits belastbare Informationen be¬ 
kannt sind, spekulieren bürgerliche 
Medien - allen voran die Bild-Zei¬ 
tung - bereits über ein Scheitern des 
Verfahrens. Und sie liefern auch gleich 
entsprechende Begründungen. Für die 
einen ist die NPD längst zu unbedeu¬ 
tend, nur noch eine ostdeutsche Regi¬ 
onalpartei, so dass sie keine Gefahr für 
unsere Verfassung darstelle. Die ande¬ 
ren glauben, dass Europäisches Recht 
ein Parteienverbot unmöglich mache. 
Viele Begründungen klingen so, als 
wolle man im Interesse der NPD be¬ 
reits Stimmung gegen ein mögliches 
Verbotsurteil machen. 

Antifaschisten sollten sich stattdes- 
sen noch einmal mit den Gründen für 
ein NPD-Verbot befassen. Schon seit 
Gründung der NPD Mitte der 60er Jah¬ 
re in der alten BRD forderte die VVN, 


diese neofaschistische Partei gemäß Ar¬ 
tikel 139 GG, der das Fortgelten der al¬ 
liierten Vorschriften zur Befreiung von 
Militarismus und Nazismus beinhaltet, 
aufzulösen. Bekanntlich war das poli¬ 
tisch nicht durchsetzbar, aber die Lan¬ 
desregierungen haben nun - nach dem 
aus formalen Gründen abgewiesenen 
ersten Verfahren - mit einer neuen, 
umfänglichen Materialsammlung die 
verfassungswidrige Programmatik und 
Praxis der NPD ebenfalls nachgewiesen. 
Sie sehen in der NPD insbesondere in 
den neuen Ländern einen politischen 
Machtfaktor und den Kern der gewalt¬ 
bereiten neofaschistischen und rassisti¬ 
schen Szene. Der CDU-Innenminister 


von Mecklenburg-Vorpommern, Lorenz 
Caffier, betonte daher, ein Parteienver¬ 
bot werde die Szene nicht nur bundes¬ 
weit nachhaltig erschüttern, sondern 
auch die Finanzquellen weiter austrock¬ 
nen. Selten konnte man als Antifaschist 
einem CDU-Minister mehr zustimmen 
als bei dieser Aussage. 

Egal, ob es zu einem Verbot kommt 
oder nicht, das Problem der extremen 
Rechten in unserem Land ist damit 
nicht beseitigt. Keiner - auch nicht die 
175 000 Menschen, die die Kampag¬ 
ne „nonpd - NPD-Verbot jetzt!“ un¬ 
terstützt haben - wird erwarten, dass 
mit einem Parteiverbot das rassistische 
Denken, die fremdenfeindlichen Über¬ 


griffe beendet wären. Aber die Bedin¬ 
gungen antifaschistischen Handelns wä¬ 
ren deutlich besser. 

Kein Bürgermeister oder Land¬ 
rat kann sich mehr bei einer rechten 
Demo dahinter verstecken, man müs¬ 
se einer zugelassenen Partei auch das 
Aufmarschrecht ermöglichen. Kein 
Cent Steuergelder muss mehr in die 
Finanzierung neofaschistischer Struk¬ 
turen und Propaganda fließen. Immer¬ 
hin wird die NPD gegenwärtig zu über 
50 Prozent mit staatlichen Geldern fi¬ 
nanziert - und darin sind die Zahlungen 
an die V-Leute noch nicht einmal ent¬ 
halten. Ein Verbot würde diese Geld¬ 
quelle zum Erliegen bringen. 


Und deshalb bleibt es auch nach dem 
17. Januar 2017 dabei: Antifaschistische 
Wachsamkeit, Gegenwehr und Wider¬ 
stand gegen extrem rechte Aufmärsche 
und andere Provokationen ist unver¬ 
zichtbar. Und wir brauchen dazu alle, die 
bereit sind, der rechten Entwicklung ak¬ 
tiv entgegenzutreten: Diejenigen, die als 
„Stammtisch-Kämpfer“ der Kampagne 
„Aufstehen gegen Rassismus“ die inhalt¬ 
liche Auseinandersetzung mit Thesen der 
AfD suchen, diejenigen, die als Gewerk¬ 
schafter im Betrieb gegen „Standort-Na¬ 
tionalismus“ und rechte soziale Demago¬ 
gie auftreten, diejenigen, die als Aktivist 
antifaschistischer Strukturen ihre Arbeit 
auch mit der Kritik bestehender Verhält¬ 
nisse verbinden. Breite antifaschistische 
Bündnisse bleiben unverzichtbar - ob 
mit oder ohne NPD-Verbot. 

Ulrich Schneider ist Bundessprecher 
der VVN-BdA und Generalsekretär der 
Internationalen Föderation der Wider¬ 
standskämpfer (FIR). 



Mehrere hundert Menschen haben am Samstag letzter Woche in Bremerhaven gegen den antirussischen Kriegskurs der 
NATO demonstriert. Zu den Protesten hatten u.a. das Bremer Friedensforum, die Partei „Die Linke“ und die DKP aufgerufen 
Am Tag zuvor hatte im Hafen von Bremerhaven die Entladung von Frachtschiffen mit NATO-Panzern begonnen. Rund 250 
dieser Kriegsfahrzeuge sollen von Nordwestdeutschland aus vor allem nach Polen und in die baltischen Staaten, nahe der 
russischen Grenze, verlegt werden. Mehr als 4 000 US-Soldaten werden dauerhaft in Polen stationiert. 


Nicht unsere Sicherheit... 

... oder wer hat Angst vor der Klassenfrage? Kolumne von Wera Richter 


Matthias Wietzer zur Debatte über Berufsverbote in Niedersachsen 

Land will rehabilitieren 


D ie Kölner Silvesternacht sollte 
auch 2016 eine besondere wer¬ 
den. Tage und Wochen zuvor 
flimmerten die immer gleichen und we¬ 
nig aussagekräftigen Bilder der Silves¬ 
ternacht 2015 auf der Domplatte über 
die Bildschirme. Dort war es vermehrt 
zu sexuellen Übergriffen, den Aussagen 
nach überwiegend durch Nordafrikaner, 
gekommen. Über das reale Ausmaß der 
medial als Massenvergewaltigung hoch¬ 
geschriebenen Ereignisse gibt es bis heu¬ 
te keine Klarheit. 

An diesem Jahreswechsel nun sollten 
1 700 zum Teil schwer bewaffnete Beam¬ 
te für Ruhe und Ordnung auf der Dom¬ 
platte sorgen. Die gingen auf Nummer 
sicher, selektierten hunderte junge Män¬ 
ner, die irgendwie nordafrikanisch aussa¬ 
hen, im Bahnhof und führten sie direkt 
in einen Polizeikessel. Dieses Vorgehen 
nennt man „racial profiling“. Es ist grund¬ 
gesetzlich verboten und in dieser Dimen¬ 
sion ein Novum. 

Die Kölner Polizeiführung ließ alle 
Kritik an dem offen rassistischen Einsatz 
abtropfen. Die Nafris - Polizeisprech für 
„Nordafrikanische Intensivtäter“ - sei¬ 
en in Gruppen gekommen, hätten sich 
verabredet, seien zum Teil alkoholisiert 
gewesen. Nicht ungewöhnlich am Silves¬ 
terabend. Es sei „aggressives Potential“ 
beobachtet worden. Es blieb unklar, ob 
die massive Begleitung durch bewaffnete 
Polizisten bei der Anreise, das Anhalten 
und Leeren von mindestens vier Zügen, 
die mehr als 650 Personenkontrollen, 
900 Platzverweise und der Polizeikes¬ 
sel - kurz, das „konsequente Vorgehen“ 
der Polizei - zu dieser Stimmung beige¬ 
tragen hatte. 

Die einfache Frage der Grünen- 
Chefin Simone Peter nach der Verhält¬ 
nis- und Rechtmäßigkeit des Einsatzes 
ging in Empörung unter. Nordrhein- 
Westfalens Ministerpräsidentin Hanne¬ 


lore Kraft (SPD) machte allein die Frage 
„wahnsinnig wütend“. CDU-Generalse- 
kretär Peter Tauber schimpfte über die 
grüne Multikulti-Schönfärberei und der 
CSU-Innenexperte Hans-Peter Uhl frag¬ 
te: „Wie viele Tote, Verletzte und wie vie- 



Wera Richter ist stellvertretende 
Vorsitzende der DKP 


le vergewaltigte Frauen braucht Frau Pe¬ 
ter noch, damit sie zu Verstand kommt?“ 
Da braucht es keine AfD. 

Alle fünfe gerade sein lassen - die¬ 
sem Motto entsprach auch die Debat¬ 
te im ARD-Presseclub „Ist unser Staat 
stark genug?“ am 8. Januar. Sie dreh¬ 
te sich vor allem um den Anschlag auf 
den Berliner Weihnachtsmarkt und den 
mutmaßlichen Täter Anis Amri. Einig¬ 
keit von Taz bis FAZ, dass die Gesetze 
schon okay und ausreichend seien. Prob¬ 
lematisch seien Vollzugslücken, schlecht 
aufgestellte Landesbehörden und vor al¬ 
lem die Justiz, die die Polizisten häufig im 
Regen stehen lasse. Tenor: Die lästigen 
Hürden beim Mithören, -lesen und -se¬ 
hen, beim Einkesseln, Wegsperren und 
Abschieben müssen weg. Die Zustän¬ 
digkeiten müssen neu sortiert werden. 
„Wenn es eine Chance gibt, da was zu 


ändern, dann nur nach solchen Anschlä¬ 
gen“, sprach es Bild-Kolumnist Hugo 
Möller-Vogg aus. 

Die Ereignisse in Köln, die Anschläge 
in Berlin, Würzburg und Ansbach sind 
nützlich für den Ausbau des autoritären 
Staates. Genaues Hinsehen wird mehr 
oder weniger gekonnt verhindert. Amri 
mit einem V-Mann im Auto nach Ber¬ 
lin? Das läuft unter Pleiten, Pech und 
Pannen. 

Ängste und Sicherheitsbedürfnis¬ 
se werden bewusst erzeugt. Das Feind¬ 
bild ist klar: Es sind die Flüchtlinge, die 
die Gefahren ins Land bringen. Ebenso 
deutlich ist die Antwort der Straße: Laut 
Amnesty International brannte 2015 je¬ 
den dritten Tag eine Flüchtlingsunter¬ 
kunft. 

Der Staat braucht diese Stimmung, 
um die Interessen des Monopolkapitals 
zu schützen. Er braucht sie, um die ag¬ 
gressive Politik nach außen, „den Krieg 
gegen den Terror“, und die aggressive Po¬ 
litik nach innen, den sozialen Kahlschlag, 
die Entrechtung der Massen und damit 
das Sichern der Pfründe der Auftragge¬ 
ber, durchzusetzen. 

Insofern trifft SPD-Chef Sigmar Ga¬ 
briel bei seinem hilflosen Versuch, den 
neuen Sicherheitspaketen von Thomas 
de Maiziere (CDU) eine soziale Kompo¬ 
nente hinzuzufügen, die Sache ungewollt 
den Punkt. Er warnt in einem FAZ-Bei¬ 
trag „Sicherheit ist soziales Bürgerrecht“ 
am 9. Januar davor, dass die von seiner 
Partei abgehängten Menschen („in so¬ 
zialen Brennpunkten“ und „rechtsfreien 
Räumen“) auf die Idee kommen könn¬ 
ten, Sicherheit sei eine Klassenfrage. 

Ja, das wäre was, wenn mehr und 
mehr Menschen erkennen, dass es nicht 
um „unsere Sicherheit“ geht, sondern um 
die des Monopolkapitals. Diese gegen 
uns durchzusetzen, ist die Aufgabe der 
Inneren Sicherheit. Klasse gegen Klasse. 


Viele hatten damit nicht mehr gerechnet, 
für manche kam es überraschend und 
rief Erstaunen und auch Begeisterung 
hervor. „Dieser Tagesordnungspunkt ist 
für viele Menschen ... ein historischer 
Augenblick“, erklärte der Landtagsabge¬ 
ordnete Bernd Lynack (SPD) in der De¬ 
zemberdebatte des Niedersächsischen 
Landtages, als die Drucksache 17/7150 
mit dem Titel „Radikalenerlass - ein 
unrühmliches Kapitel in der Geschich¬ 
te Niedersachsens“ behandelt wurde. 

Was nach der anschließenden 30-mi¬ 
nütigen Diskussion mit den Stimmen der 
rot-grünen Regierungskoalition im Lan¬ 
desparlament in Hannover beschlossen 
wurde, ist äußerst bemerkenswert: ein 
impulsgebendes und mutmachendes 
Dokument, das sicherlich auch außer¬ 
halb der Grenzen des Bundeslandes Be¬ 
achtung finden wird. 

Fast 45 Jahre nach Einführung des 
sogenannten Radikalenerlasses durch 
die Ministerpräsidenten der Bundes¬ 
länder unter Vorsitz von Bundeskanz¬ 
ler Willy Brandt (SPD) soll jetzt erst¬ 
malig in einem Bundesland ernsthaft 
an die Aufarbeitung der Schicksale der 
vom Berufsverbot Betroffenen heran¬ 
gegangen werden und Maßnahmen für 
ihre Rehabilitierung erarbeitet werden. 

Damit wird unter die Berufsverbote¬ 
politik vorangegangener Landesregie¬ 
rungen - mit SPD-,CDU- und FDP-Ver¬ 
antwortlichkeit - endlich ein deutlicher 
Schlussstrich gezogen. Damals wurde 
„Duckmäusertum erzeugt und Einschüch¬ 
terung praktiziert“ und „die Ausübung 
von Grundrechten ... wurde behindert, 
bedroht und bestraft“, heißt es in dem ver¬ 
abschiedeten Entschließungsantrag. 

Nunmehr wird „das Geschehene 
ausdrücklich bedauert“ und den Be¬ 
troffenen, die „durch Gesinnungsan¬ 
hörungen, Berufsverbote, langwierige 
Gerichtsverfahren, Diskriminierungen 
oder auch Arbeitslosigkeit vielfältiges 
Leid erleben mussten“, „Respekt und 
Anerkennung“ ausgesprochen; Ent¬ 
schuldigungen der Fraktionen von SPD 
und Grünen wurden in der Landtags¬ 
diskussion an die Betroffenen gerichtet. 

Für die Aufarbeitung des praktizier¬ 
ten staatlichen Verfassungsbruchs und 


die Erarbeitung von Rehabilitierungs¬ 
möglichkeiten soll jetzt eine Landesbe¬ 
auftragte, gemeinsam mit Betroffenen 
und Vertreter/innen aus Gewerkschaf¬ 
ten und Initiativen, sorgen. Eine wissen¬ 
schaftliche Begleitung ist dabei vorgese¬ 
hen, die Arbeitsergebnisse sollen später 
öffentlich dargestellt und im Rahmen 
der politischen Bildung in Niedersach¬ 
sen verwendet werden. 

Die niedersächsische Abkehr von 
den Berufsverboten ist „nicht vom 
Himmel gefallen“, sie ist insbesondere 
auf den jahrzehntelangen beharrlichen 
und ideenreichen Kampf der Betroffe¬ 
nen und der demokratischen Öffent¬ 
lichkeit im In- und Ausland zurückzu¬ 
führen. Gleichwohl gibt es 45 Jahre nach 
Einführung noch viel zu tun: Die end¬ 
gültige bundesweite Abschaffung des 
„Radikalenerlasses“ und des unseligen 
bayrischen „Fragebogens“ sowie Ent¬ 
schuldigungen für erlittenes Unrecht 
durch die Landesregierungen sind längst 
überfällig. Handlungsbedarf gibt es ge¬ 
rade auch beim Bundestag und der Bun¬ 
desregierung, die sich bislang vor ihrer 
Verantwortung für die verfassungswid¬ 
rigen Maßnahmen - insbesondere bei 
Bahn und Post - gedrückt haben. 

Nicht zu vergessen ist, dass die skan¬ 
dalösen Gerichtsurteile, die unter star¬ 
kem Einfluss ehemaliger NS-Juristen 
ausgesprochen wurden, bis heute Be¬ 
stand haben. Auch Bespitzelungen durch 
den sogenannten Verfassungsschutz dau¬ 
ern an. Letztendlich geht es auch um die 
Behebung des angerichteten Schadens in 
finanzieller Hinsicht. Kürzungen bei Pen¬ 
sionen und Renten stellen eine lebens¬ 
lange Abstrafung für die Betroffenen 
dar. Neben anderen Maßnahmen könnte 
hier durch Fonds auf Landes- und Bun¬ 
desebene Abhilfe geschaffen werden. 

Wäre doch schön, wenn die Betrof¬ 
fenen, von denen viele inzwischen das 
Rentenalter erreicht haben, ihre mo¬ 
ralische und politische Rehabilitierung 
noch miterleben könnten. Darauf ge¬ 
wartet haben sie jedenfalls lange genug. 

Die Entschließung ist unter „Landtag 
Niedersachsen Drucksache 17/5170 im 
Internet abrufbar. 



Wir werden nicht 
zulassen, 
daß Kommunisten 
unsere Kinder 
zu Kommunisten erziehend 


CDU 
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sicher 
sozial 
und frei 


Die CDU verteidigt die Berufsverbotspraxis der SPD 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Kennst du unseren Max? 

Vor 40 Jahren, am 18. Januar 1977 starb Max Reimann - ab 1948 Parteivorsitzender der KPD 



Wahlkundgebung der KPD 1950 mit dem Hauptredner Max Reimann 


ax Reimann wurde am 
31. Oktober 1898 in Elbing 
geboren. Seine Biographie 
vor 1948 kurz zusammenzufassen ist 
nicht einfach: Arbeitersohn, Metallar¬ 
beiter, später Bergarbeiter -1913 Mit¬ 
glied des Deutschen Metallarbeiter- 
Verbandes und dessen Jugendleitung 
sowie der Sozialistischen Arbeiter-Ju¬ 
gend - Spartakusbund, 1916-1918 Fes¬ 
tungshaft - Beteiligung an den bewaff¬ 
neten Kämpfen im Ruhrgebiet 1923 - 
Gewerkschaftsarbeit - Aufbau des 
Kommunistischen Jugendverbandes 
KJV - Funktionen in der KPD (haupt¬ 
amtlich seit 1921) - Revolutionäre Ge¬ 
werkschaftsopposition (RGO) - ille¬ 
gale Arbeit 1933-1939 - Verhaftung, 
Gefängnis, KZ-Sachsenhausen (ab 
1942) - Mitglied der illegalen La- 
gerleitung - nach der 



Befreiung Arbeit für den 
Wiederaufbau der KPD und ein neu¬ 
es Deutschland. 

Der 15. KPD-Parteitag im April 1946 
delegierte Reimann neben elf weite¬ 
ren Genossen (u.a. Kurt Müller, Walter 
Fisch, Fritz Sperling und Albert Buch¬ 
mann) in den Parteivorstand der SED. 
Alle mussten auf Anordnung der west¬ 
lichen Besatzungsmächte jedoch wie¬ 
der ausscheiden, da die SED im Wes¬ 
ten nicht zugelassen war. 

Max Reimann wurde auf der Her- 
ner Konferenz im April 1948 zum 
KPD-Vorsitzenden gewählt. (Auf 
der Herner Konferenz wurde erstmals 
für die Westzonen ein eigenständiger 
Vorstand gewählt, aber auch der Be¬ 
schluss gefasst, die Partei in „ Sozialis¬ 
tische Volkspartei Deutschlands “ um¬ 
zubenennen. Die Besatzungsmächte 
USA, Großbritannien und Frankreich 
verboten die Namensänderung sowie 
die neue Partei, wie sie zuvor mitge¬ 
holfen hatten, die Gründung der SED 
in ihren Besatzungszonen zu verhin¬ 
dern - die Red.) Zuvor hatte er be¬ 
reits die Partei in der britischen Be¬ 
satzungszone geführt. Die Spaltung 
Deutschlands, die Westorientierung 
und Verhinderung einer Arbeiter- 
Einheitspartei in den westlichen Be¬ 
satzungszonen machten die Existenz 
einer eigenständigen West-KPD not¬ 
wendig. 

Mit der Realität der gespaltenen 
Arbeiterklasse, zwei Arbeiterpartei¬ 
en, bald zweier Staaten mit grundsätz¬ 
lich unterschiedlichen Entwicklungs¬ 
und Kampfbedingungen, musste sich 
die KPD erst zurechtünden, machte 
manchen Fehler. Mitte der 50er Jahre 
wurde der Schnitt noch tiefer. Mochte 
noch mancher mit der friedlichen Ver¬ 
einigung beider Deutschlands lieb¬ 
äugeln: Die Existenz zweier Gesell¬ 
schaftssysteme (Systemgrenze) trennte 
das gespaltene Deutschland. 


Im Parlament 

Mit dem Namen Max Reimann ist die 
Auseinandersetzung der KPD mit der 
Innen- und Außenpolitik Adenauers 
verbunden. Sein Feld wurde der Par¬ 
lamentarische Rat und der erste deut¬ 
sche Bundestag. Die KPD verband 
diese Bühne mit dem außerparlamen¬ 
tarischen Kampf und der Bewegung 
gegen Remilitarisierung und Spaltung 
Deutschlands. Von 1946 bis 1954 ge¬ 
hörte Reimann dem nordrhein-westfä¬ 
lischen Landtag an, zwischen 1946 und 

1948 war er Mitglied des Zonenbeira¬ 
tes der britischen Besatzungszone und 
von 1947 bis 1949 Mitglied des Wirt¬ 
schaftsrats der Bizone für Nordrhein- 
Westfalen. 1948/49 war er Mitglied des 
Parlamentarischen Rates und Vorsit¬ 
zender der KPD-Gruppe, anschließend 

1949 bis 1953 Bundestagsabgeordneter 
und Vorsitzender der KPD-Fraktion. 

Max Reimann beantragt auf der ers¬ 
ten Sitzung des Parlamentarischen Ra¬ 
tes im September 1948 die „Beratung 
über eine separate westdeutsche Ver¬ 
fassung“ einzustellen und erklärte: Der 
Parlamentarische Rat hat „kein Mandat 
vom deutschen Volk“. Er schlug vor: „... 
Dass die Vertreter aller demokratischen 
Parteien in Verbindung mit dem Deut¬ 
schen Volksrat den Alliierten einen ein¬ 
heitlichen deutschen Vorschlag über die 
Bildung einer einheitlichen deutschen 
demokratischen Republik vorlegen.“ 

Auf die Frage, ob die Mitarbeit im 
Parlamentarischen Rat nicht im Wider¬ 
spruch zur Position der KPD stehe, ant¬ 
wortete er: „Wenn man an mich jetzt die 
Frage richtet: Sie lehnen doch den west¬ 
deutschen Staat ab; ist es ihnen nicht 
gleichgültig, wer in den Positionen die¬ 
ses Staates sitzt? - so muss ich darauf 
antworten: Wir lehnen diesen westdeut¬ 
schen Staat ab und kämpfen konsequent 
für die Einheit Deutschlands. Aber 
nachdem dieser westdeutsche Staat ge¬ 
gen unseren Willen gebildet worden ist, 
kann uns nicht gleichgültig sein in wes¬ 
sen Händen die Positionen des Staates 
hegen und welche Wirtschafts-, Sozial- 
und Kulturpolitik in diesem Staat getrie¬ 
ben wird.“ 

Geradezu berühmt wurden seine 
Worte zur Ablehnung des Grundgeset¬ 
zes durch die KPD: „Wir unterschreiben 
nicht. Es wird jedoch der Tag kommen, 
da wir Kommunisten dieses Grundge¬ 
setz gegen die verteidigen werden, die 
es angenommen haben!“ 

Er war kein Theoretiker, sondern vor 
allem Kämpfer und Agitator, nutzte die 
Bühne des Parlaments für die Agitation 
vortrefflich. Mehrmals wird ihm das Re¬ 
derecht entzogen. Seine parlamentari¬ 
sche Immunität wurde 1950 aberkannt. 
Am 13. Juni 1950 wurde er wegen un¬ 
parlamentarischen Verhaltens von Bun¬ 
destagspräsident Erich Köhler für 30 Sit¬ 
zungstage von der Teilnahme an Plenar¬ 
sitzungen ausgeschlossen. 

Zwei große Fragen standen im Mit¬ 
telpunkt seines Wirkens: Die friedliche 
und demokratische Wiedervereinigung 
Deutschlands - für die KPD war das der 
entscheidende Schritt zur Sicherung des 
Friedens und stand im Mittelpunkt ih¬ 
res öffentlichen Wirkens. Damit war die 
zweite Frage verbunden, nämlich die 
Aktivitäten der Regierung und der bür¬ 


gerlichen Parteien zur Wiederaufrüstung 
Westdeutschlands zu verhindern. 

Zu diesen Fragen sprach Max Rei¬ 
mann im September 1951 im Bundes¬ 
tag: „Es gibt für Westdeutschland nur 
zwei Wege. Der eine Weg führt mit dem 
Washingtoner Abkommen, der Wieder¬ 
aufrüstung Westdeutschlands und sei¬ 
ner Einbeziehung in den Atlantik-Pakt 
zum Angriffskrieg, der damit zugleich 
ein Bruderkrieg gegen die Deutschen 
in der Deutschen Demokratischen Re¬ 
publik wird. Der andere Weg ist der Weg 
der gesamtdeutschen Verständigung, der 
Weg der freien, gleichen, direkten und 
geheimen Wahlen in ganz Deutsch¬ 
land zur Nationalversammlung, der Ab¬ 
schluss des Friedensvertrages mit dem 
Abzug aller Besatzungstruppen.“ Max 
Reimann vertraute auf den Friedens¬ 
willen der Mehrheit der Menschen im 
Land. 

Notwendige 

Schlussfolgerungen 

Dies ist die Leitlinie für die kommunis¬ 
tische Weltbewegung, also auch für Max 
Reimann. Der XX. Parteitag, die Diskus¬ 
sion um Stalin, die äußerst scharfe Po¬ 
lemik um den nationalen Weg Jugosla¬ 
wiens, neue Prozesse gegen führende 
Kommunisten und die Widersprüche 
zwischen der KP Chinas und der KP¬ 
dSU, aber vor allem die Ereignisse in 
der Entwicklung der DDR wurden an¬ 
tikommunistisch im Westen ausgenutzt 
und wirkten auch auf die Diskussionen 
in der KPD ein. 

Im März 1956 zog die 23. Parteivor¬ 
standstagung der KPD erste notwendi¬ 
ge und wichtige Schlussfolgerungen aus 
dem XX. Parteitag der KPdSU. In der 
Einleitung zu „KPD 1945-1968. Doku¬ 
mente“ (Neuss 1989, Bd. 1) schrieben 
Günter Judick, Josef Schleifstein und 
Kurt Steinhaus: „Im Grunde genommen 
wurden bereits damals die meisten der 
Fehler korrigiert, die insbesondere zwi¬ 
schen der 14. Parteivorstandstagung vom 
Dezember 1949 und der Verabschiedung 
des ,Programms zur nationalen Wieder¬ 
vereinigung Deutschlands’ vom Novem¬ 
ber 1952 begangen worden waren. 

In seiner Rede auf der 23. Parteivor¬ 
standstagung bezeichnete Max Reimann 
Formulierungen im,Programm zur Na¬ 
tionalen Wiedervereinigung Deutsch¬ 
lands 4 , wie revolutionärer Sturz des 
Adenauer-Regimes’ als,falsch’; ,denn sie 
entsprach nicht und entspricht nicht der 
Lage und den Bedingungen in der Bun¬ 
desrepublik und hat die Herstellung der 
Aktionseinheit der Arbeiterklasse und 
eine Sammlung aller demokratischen 
Kräfte behindert.’“ 

Max Reimann betonte in seiner 
Rede u.a., ,dass gegenwärtig in West¬ 
deutschland die Frage des Übergangs 
zum Sozialismus nicht auf der Tages¬ 
ordnung steht.’ ,In Westdeutschland gilt 
es heute, im Kampf gegen Militarismus 
und Faschisierung, im Kampf um Frie¬ 
den und Demokratie die bürgerlich- 
demokratischen Rechte und Freiheiten 
des Volkes, die verfassungsmäßigen de¬ 
mokratischen Garantien wiederherzu¬ 
stellen und zu sichern. Sorgen wir also 
zunächst dafür, dass die Legalität unse¬ 
rer Partei erhalten bleibt, dass die De¬ 
mokratie in Westdeutschland geschützt 
wird, und dass wir bis 1957 durch unsere 
politische Aktivität in den Massen, vor 
allem in der Arbeiterklasse Hunderttau¬ 
sende und Millionen davon überzeugen, 
dass unser Volk eine starke Kommunis¬ 
tische Partei und eine starke Vertretung 
der KPD im Bundestag und in allen Par¬ 
lamenten braucht.“ 

„Die Rede ging auch ausführlich 
auf die Stalin-Frage ein. Der Personen¬ 
kult habe der,Parteiarbeit bedeutenden 
Abbruch getan.’ (...) Nach der 23. Par¬ 
teivorstandstagung ging die Diskussion 
(...) weiter. In den letzten Wochen und 
Monaten vor dem Parteiverbot stand bei 
der Auswertung des XX. Parteitags die 
Diskussion um die Rolle Stalins und die 
dort zur Sprache gekommenen Verbre¬ 
chen im Mittelpunkt (...) 

Für die innerparteiliche Diskussion 
in der KPD waren (...) vor allem die 
Stellungnahmen des Sekretariats des 


PV ,Von der Diskussion zur Aktivität 
unter den Massen’ und , Antwort auf of¬ 
fene Fragen’ sowie der Artikel von Max 
Reimann ,Antwort an Genossen’ von 
großer Bedeutung. Noch zehn Tage vor 
dem Parteiverbot befasste sich die 25. 
Parteivorstandstagung mit dieser Fra¬ 
ge.“ ( ebenda, S. 72/73) Die Partei stellte 
sich ihren Fehlern. 

Max Reimann blieb glühender In¬ 
ternationalist und Verteidiger der Ge¬ 
schichte der Oktoberrevolution und 
der UdSSR. Anlässlich des fünfzigs¬ 
ten Jahrestages der Oktoberrevolution 
1967 schrieb er in seiner Grußadresse 
an die KPdSU: „Als vor 50 Jahren die 
russischen Arbeiter und Bauern un¬ 
ter der Führung der Partei Lenins, die 
Sowjetmacht errichteten, da wurde die 
Herrschaft des Kapitalismus und Impe¬ 
rialismus über die Welt durchbrochen, 
da wurde der Traum vieler Generatio¬ 
nen Unterdrückter Wirklichkeit: (...) Es 
siegten die Ideen von Marx, Engels und 
Lenin. Eine neue Gesellschaft, ein neu¬ 
er Staat betrat die Bühne der Welt. Eine 
neue Epoche der Menschheit begann.“ 

Im gleichen Jahr fand der VII. Par¬ 
teitag der Sozialistischen Einheitspar¬ 
tei Deutschlands, der SED, in der DDR 
statt. In seiner Grußrede sprach der 
KPD-Vorsitzende über das Verhältnis 
der KPD und SED: „Mit der SED stets 
brüderlich verbunden, sehen wir in die¬ 
ser Kampfgemeinschaft das Unterpfand 
auch unserer künftigen Erfolge, was für 
Bonn ein Alptraum ist, wird für uns hier 
frohe Gewissheit: Der VII. Parteitag 
und seine Beschlüsse werden den ersten 
deutschen Friedensstaat weiter stärken 
(...). Damit erhalten auch die westdeut¬ 
schen Arbeiter und alle Kräfte des Frie¬ 


dens und des Fortschritts neue Impulse 
im Kampf um demokratische Verände¬ 
rungen in der Bundesrepublik.“ 

Das Verbot der KPD 

Am Tag des Verbotes am 17. August 1956 
erklärte Max Reimann (1954 war er vor 
Verfolgung und drohender Verhaftung 
in die DDR übergesiedelt, führte die 
Partei aber - später auch in der Illega¬ 
lität - weiter) im Namen des Parteivor¬ 
standes der KPD: „Die KPD ist da, und 
die KPD bleibt da. So erfordert es das 
Interesse der Arbeiterklasse und des 
Volkes. Das Urteil gegen die KPD ist 
gesprochen im Namen der deutschen 
Konzernherren, der Militaristen und 
der amerikanischen Hochfinanz. (...). 
Gegen die geschichtliche Entwicklung 
zogen sie alle zu Feld - Bismarck mit 
dem Sozialistengesetz, Hitler mit seinem 
blutigen Terror. Wie sie gestürzt sind, so 
werden alle scheitern, die da ausziehen, 
den Marxismus, die Lehre vom Sieg der 
Arbeiterklasse, und der KPD, die Par¬ 
tei Karl Liebknechts, Rosa Luxemburgs 
und Ernst Thälmanns, zu vernichten.“ 
Die Zeit der Illegalität der KPD 
war auch die Zeit des sich langsam ent¬ 
wickelnden und breiter werdenden Wi¬ 
derstandes gegen weitere reaktionäre 
Entwicklungen in der bundesdeutschen 
Gesellschaft. 

... und des Programmentwurfs 

Anfang 1968, inmitten der sich zuspit¬ 
zenden Aktivitäten der „antiautoritären 
und außerparlamentarischen“ Bewegun¬ 


gen, stellte die illegale KPD ihren Ent¬ 
wurf eines neuen Programms der Öf¬ 
fentlichkeit vor und fordert die legale 
Möglichkeit öffentlich zu diskutieren. 
Die legale Diskussion des Programms 
wurde prompt durch Beschlagnahme 
verweigert. Trotz Verbot ging die Dis¬ 
kussion weiter. Max Reimann schrieb 
in der illegalen Zeitschrift „Wissen und 
Tat“ zu Problemen der Verknüpfung von 
Programmdiskussion und Aktionstätig¬ 
keit: „Das Ansehen, das sich Kommunis¬ 
ten in der Bewegung erworben haben, 
ihr persönlicher Einsatz in zahlreichen 
Aktionen gibt die Möglichkeit, vor al¬ 
lem aktive, politisch gereifte junge Men¬ 
schen in die Reihe unserer Partei aufzu¬ 
nehmen. Die gründliche Diskussion und 
das Studium unseres Programmentwurfs 
in den Grundeinheiten wird alle unse¬ 
re Mitglieder besser befähigen, zielbe¬ 
wusst an den Aktionen teilzunehmen 
und neue Mitglieder zu werben.“ 

Nach zwölf Jahren 
wieder vereint. 

Zurück zu „unserm Max“. Max war lan¬ 
ge nur über ein illegales Tonband oder 
per Schallplatte in der Küche zu hören 
oder auf der Welle des Freiheitssenders 
904. 

Im November 1968 kam er - nach 
langen Jahren - zu seinem ersten legalen 
Auftritt zu seinen Genossinnen und Ge¬ 
nossen in die Dortmunder Westfalenhal¬ 
le. „Über den Empfang, den ihm seine 
politischen Freunde bereiteten, konnte 
sich der ,Heimkehrer’ nicht beklagen“, 
berichtet die Presse. Er äußert sich auch 
zu der Neukonstituierung einer kommu¬ 
nistischen Partei in der Bundesrepublik. 
„Dass sich eine legale kommunistische 


Partei, die Deutsche Kommunistische 
Partei, neu konstituieren konnte und 
ich hier heute sprechen kann, das ist 
den herrschenden Kreisen in der Bun¬ 
desrepublik und ihrer Regierung abge¬ 
rungen. (...) Auf Grund der angestellten 
Spekulationen möchte ich noch einmal 
deutlich sagen: Ich halte die Neukonsti¬ 
tuierung dieser Partei für politisch not¬ 
wendig und richtig. (...) Mit der Neu¬ 
konstituierung einer legalen kommunis¬ 
tischen Partei in der Bundesrepublik ist 
aber die stete Vergiftung unseres öffent¬ 
lichen Lebens nicht beendet, solange das 
Verbot der KPD weiterbesteht. (...) Ich 
sehe meine Aufgabe darin, dahin zu wir¬ 
ken, dass das KPD-Verbot aufgehoben 
wird.“ Max Reimann wurde Ehrenvor¬ 
sitzender und Mitglied des Präsidiums 
der DKP. 

Im Jahre 1977 verstarb unser Genos¬ 
se Max Reimann. Auf der Gedenkfeier 
anlässlich seines Todes erklärte der da¬ 
malige DKP-Vorsitzende Herbert Mies: 
„Wir wissen das Verdienst Max Rei- 
manns zu würdigen, wir werden sein 
Vermächtnis wahren. Wir wissen um die 
Notwendigkeit der Wahrung von revolu¬ 
tionärer Kontinuität und revolutionärem 
Erbe, die in unsere Partei eingegangen 
sind. Wir werden bemüht sein und blei¬ 
ben, in diese Kontinuität und in dieses 
Erbe unseren eigenen, von neuen histo¬ 
rischen Bedingungen vorgezeichneten 
Beitrag einzubringen, um so die kom¬ 
munistische Bewegung in unserem Land 
und in der Welt weiter zu stärken. 

“ Walter Bauer/UZ 




Max Reimann (rechts) mit Jupp Angenfort (mitte) u. a. bei den Weltfestspielen 
der Jugend und Studenten 1951 in Berlin, der Hauptstadt der DDR 
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Esther Bejarano auf Tour in Kuba 



Esther Bejarano,die 92-jährige Genossin und Sängerin, Überlebende des Konzen- bias Kriele, Regisseur der Dokumentarfilme „Zucker und Salz“ und „Die Kraft der 

trationslagers Auschwitz, tourt zur Zeit auf Einladung des Kulturministeriums Schwachen“, begleitet die Tour und wird sie filmisch dokumentieren. Seit 2009 

mit ihrem Sohn, dem Bassisten Joram Bejarano, und der Gruppe „Microphone arbeiten Esther und Joram mit der Rap-Gruppe „Microphone Mafia“ mit ihrem 

Mafia“ in Kuba. Zwischen dem 7. und 13. Januar treten die Künstler in Havanna, musikalischen Projekt gegen Rassismus und Antisemitismus zusammen. Auf der 

Santa Clara und Camaguey auf. Außerdem sind Begegnungen mit Persönlichkei- Hamburger Landesliste der Deutschen Kommunistischen Partei kandidiert Esther 

ten aus der Kulturszene und ein Treffen mit der jüdischen Gemeinde geplant.To- bei der Bundestagswahl. 


Von zweien die auszogen es der Bank heimzuzahlen 

David Mackenzies schöner Spätwestern „Hell or High Water“ 



Den Anweisungen des Personals ist widerspruchsfrei Folge zu leisten. 


Intendantenstreit 

Das „Volkstheater Rostock“, von der 
Stadt verantwortet, ist noch eines der 
klassischen „Vierspartenhäuser“, d.h. 
Schauspiel, Musiktheater, Konzert und 
Ballett werden am gleichen Ort und im 
Rahmen eines Gesamtprogramms an- 
geboten. 2014 trat Sewan Latchinian als 
neuer Intendant seine Position an mit 
der selbstgestellten Forderung, das an¬ 
geschlagene Flaggschiff der Hansestadt 
wieder flott zu machen. Latchinian hat¬ 
te sich als kreativer Regisseur an vielen 
Theatern in der Republik einen gelob¬ 
ten Namen gemacht, man konnte ihm für 
die fünf Jahre Vertragslaufzeit nur eine 
glückliche Hand wünschen. 

Dann kamen die Kommunalpoliti¬ 
ker, die gerne wenig qualifiziert, aber mit 
dem gefürchteten „gesunden Menschen¬ 
verstand“ argumentieren, und verlang¬ 
ten den Tritt auf die Sparbremse. Und na¬ 
türlich kamen die Jonglierbälle ins Spiel: 
Theater oder Schwimmbad, Stadtbü¬ 
cherei oder Kita-Plätze, Jugendzentrum 
oder Betreutes Wohnen. Vom Intendan¬ 
ten verlangte man die Reduzierung der 
Sparten auf nur noch zwei und einen 
massiven Abbau von künstlerischem und 
technischem Personal, ins Gespräch ge¬ 
bracht wurde ein Neubau des Theaters 
mit der schönen Aussicht auf jahrelanges 
Provisorium und der dann klassischen 
Beweisführung, dass weniger mehr ist. 

Latchinian wehrte sich, gerne und 
laut in den Medien und der städtischen 
Öffentlichkeit, sehr gründlich und deut¬ 
lich Anfang Juni 2016 in einem Interview 
der „jungen weit“. Das brachte die Rats¬ 
herren dann so richtig auf ihre mickrige 
Palme und er erhielt die fristlose Kündi¬ 
gung. Dann der übliche Verlauf bis zur 
arbeitsgerichtlichen Entscheidung, dass 
sein Vertrag weiter gültig sei. Dennoch 
will die Stadt ihn loswerden und hat Wi¬ 
derspruch eingelegt, zur Zeit Ende offen. 

Abflauender Hype 

Mitte der 2000 Jahre stiegen die gro¬ 
ßen Medienkonzerne mit Getöse und 
hohen Investitionssummen in das E- 
Book-Geschäft ein, bis dahin ein Ni¬ 
schenmarkt mit Anteilen am Gesamt¬ 
umsatz im Promillebereich. Bertels¬ 
mann, gemeinsam mit Penguin Books, 
war sehr aktiv bei der digitalisierten 
Aufbereitung für elektronische Lese¬ 
geräte besonders bei Fachmedien und 
Wissenschaftsliteratur. Die Krake Ama- 
zon ging den Weg, populäre Literatur zu 
digitalisieren und legte sehr schnell mit 
dem eigens entworfenen „Kindle“ ei¬ 
nen fulminanten Start hin. Nach erster 
Schockstarre berappelten sich Verlage 
und Buchhandelsketten wie Thalia, Hu- 
gendubel und Weltbild, fanden in der 
Deutschen Telekom den Technologie¬ 
partner und konterten mit der Marke 
„Tolino“. 

Wenn ein Markt aus den Promille¬ 
zahlen stetig wächst auf 2,3, ja sogar 4 
Prozent Anteil am Umsatz mit Büchern 
flippen einige schon aus und extrapo¬ 
lieren solche Zahlen himmelwärts. Vom 
Ende der Buchkultur war schon die 
Rede. Und nun die Ernüchterung: Die 
Zahlen stagnieren, der Anteil kriecht 
und kraucht bei gerade mal 4,5 Prozent, 
selbst die bescheidenen Steigerungen 
werden mit hohen Rabatten erkauft. 

Nun zieht die Deutsche Telekom die 
Reißleine und verkauft ihren Anteil, 
also besonders die Technologieplatt¬ 
form „Tolino“, an einen japanisch-ka¬ 
nadischen Medienkonzern mit Namen 
„Rakuten-Kobo“. Die Mitspieler wie 
Thalia und Hugendubel schwächein, 
Weltbild ist dank Insolvenz nur noch 
Geschichte und der neue Player denkt 
sicherlich eher an amerikanische und 
asiatische Märkte. Ein Ende dieser Zu¬ 
sammenarbeit ist nicht mehr undenk¬ 
bar. 

Die so genannten E-Books und ihre 
Lesegeräte leiden unter einem zweifa¬ 
chen Nutzenverlust, für die Konsumen¬ 
ten, die sich schnell, kurz und knapp 
informieren wollen, geben die moder¬ 
nen Smartphones, Tablets und andere 
Spielzeuge genug her, für diese „Leser“ 
braucht es kein zusätzliches Gerät. Und 
für jene, für die Kulturtechnik „Lesen“ 
zum Alltag zählt, scheint das haptische 
Vergnügen, ein Buch in Händen zu hal¬ 
ten und die erlernte Fähigkeit, durch 
das Lesen die Abenteuer im Kopf zu er¬ 
leben, weiterhin wichtig genug zu sein. 

Herbert Becker 


D a haben zwei die Bank ausge¬ 
raubt, die mich seit 30 Jahren 
ausgeraubt hat.“ So schildert ein 
alter Farmer dem ermittelnden She¬ 
riff Marcus Hamilton, was er und sei¬ 
ne Kumpels soeben aus der gegenüber 
liegenden Kneipe beobachtet haben. 
Hamilton (Jeff Bridges in einer seiner 
besten Rollen), der ohnehin kurz vor 
der Pensionierung steht, weiß, dass er 
von diesen Männern keine Hilfe zu 
erwarten hat. Die braucht er auch 
kaum, denn die beiden Täter, Tanner 
und Toby Howard, haben bereits eine 
breite Spur durch Texas gezogen. Ihrer 
Farm, von der Mutter hoch verschul¬ 
det hinterlassen, droht die Übernah¬ 
me durch die Texas Midland Bank, und 
so haben die Brüder beschlossen, mit 
Tanners Knasterfahrung und immer 
neuen Fluchtautos solange Filialen 
dieser Bank heimzusuchen, bis sie die 
geforderten 43000Dollar beisammen 
haben. 

Man kennt die Bilder. Saloons, 
kleine Läden und Filialen, weite, fast 
menschenleere Ebenen, Männer in 
Stiefeln und Cowboyhüten - es ist das 
Texas der klassischen Western. Doch 
es ist der Schotte David Mackenzie, 
der dieses typischste aller Hollywood¬ 
genres ins 21. Jahrhundert holt, schon 
äußerlich erkennbar an den Autoty¬ 
pen, aber vor allem den Reklameta¬ 
feln am Straßenrand, die statt Zigaret¬ 


ten und Whisky nun Umschuldungen 
und Superkredite für Farmer anprei¬ 
sen. „Was ist schon der Überfall auf 
eine Bank gegen die Eröffnung einer 
Bank“ fragte schon Bert Brecht. „Es 
war uns ein Vergnügen, mit Ihnen Ge¬ 
schäfte zu machen“ sagt der förmlich 
freundliche Filialleiter zu Toby, als 
der seine Schulden bezahlt, aber man 
kann ahnen, dass das Vergnügen recht 
einseitig war. UndTobys Sohn erklärt 
seinem Vater ungerührt, dass er die 
Farm sowieso nicht übernehmen will. 
Die Farmer haben das Land, das ihre 
Vorfahren den Indianern raubten, 
nun selber an die Öl- und Finanzwirt¬ 
schaft verloren. 

Natürlich ist Mackenzies Film im¬ 
mer noch dem Genre verhaftet, zwar 
ohne Pferde, aber mit viel Pulver¬ 
dampf und Blut und dem unvermeid¬ 
lichen Showdown. Die Musik von 
Nick Cave und Warren Ellis und die 
unendlich weiten Totalen von Kame¬ 
ramann Giles Nuttgens tun ein Übri¬ 
ges, die vertraute Western-Stimmung 
aufkommen zu lassen. Doch schon 
die Figurenkonstellation von Dreh¬ 
buchautor Taylor Sheridan weicht das 
klassische Gut-Böse-Muster sichtbar 
auf. Da hat Sheriff Hamilton einen 
Kollegen namens Alberto Parker, 
den er wegen seiner halbindianischen 
Herkunft ständig ganz unkorrekt frot¬ 
zelt, aber in Wirklichkeit sind beide 


beste Freunde. Die Howard-Brüder 
könnten gegensätzlicher kaum sein: 
Toby, geschiedener Familienvater, ist 
ganz der rechtschaffene, aber in der 
Zwangslage sich zur Wehr setzende 
Bürger. Aber auch der schießwütige 
Tanner ist kein hirnloser Killer. Als 
ihm Toby das Zimmer zeigt, in dem 
er allein die Mutter bis zu ihrem Tod 
gepflegt hat, während Tanner im Ge¬ 
fängnis saß, wendet sich die Kamera 
diskret ab von seiner sichtlichen Rüh¬ 
rung. Wie um seine Schuld gegenüber 
Bruder und Mutter zu kompensie¬ 
ren, unternimmt er schließlich einen 
Überfall im Alleingang, der prompt 
zur Katastrophe führt. 

So sensibel und differenziert Re¬ 
gie und Buch die Hauptfiguren zeich¬ 
nen, so liebevoll und treffend skizzie¬ 
ren sie auch die Nebenfiguren. Wie 
eine verschworene Gemeinde von 
klammheimlichen Bewunderern der 
Howard-Brüder begegnen viele der 
Staatsmacht, was Hamilton & Parker 
immer wieder zu spüren bekommen. 
Unvergesslich die schrullige alte Be¬ 
dienung in der Bar, die den beiden 
Gesetzeshütern ihre in vierzig Jah¬ 
ren bewährten Bestellregeln erklärt 
und keinen Widerspruch duldet. Ihre 
jüngere Kollegin im Diner weiß, wie 
das reichlich überhöhte Trinkgeld ge¬ 
meint ist, das ihr Toby vor seinem Ver¬ 
schwinden zusteckt - nicht einmal als 


amtliches Beweisstück will sie es Ha¬ 
milton herausrücken. 

Doch die beinahe idyllische Wes¬ 
tern-Harmonie hat ihre Grenzen auch 
und vor allem in Texas, wo viele das 
verfassungsmäßige Recht, eine Waf¬ 
fe zu tragen, fast als Pflicht ansehen. 
Diese Waffen-Narrheit führt bei Tan¬ 
ners blindwütigem Alleingang zu ei¬ 
ner verblüffenden, aber auch irritie¬ 
renden Szene. Anders als zuvor ist 
diesmal die Filiale der Bank voll mit 
Kunden, als Tanner wild schreiend in 
den Raum stürmt. „Hast du eine Waf¬ 
fe?“ bellt er einen alten Mann an, der 
seinem Kommando nur zögerlich ge¬ 
folgt ist, nun aber mit einem stolzen 
„Darauf kannst du wetten! “ sich doch 
entwaffnen lässt. Doch kaum rennt 
Tanner zum Fluchtauto, ist ihm gleich 
die ganze Meute schießender Bank¬ 
kunden auf den Fersen. Ob der an¬ 
fangs geschilderte Farmer, der seit 30 
Jahren sich von der Bank ausgeraubt 
sieht, wohl unter den Verfolgern ist? 

Hans-Günther Dicks 
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Souveränität als Hebel der Abgehängten 

EU-Krise: supranationale Forcierung zum Scheitern verurteilt • Von Wilhelm Langthaler 



B rexit, No-Renzi-Referendum, wack¬ 
lige Minderheitsregierung in Spani¬ 
en, Griechenland-Diktat, EU-Streit 
über Flüchtlinge, mehrheitliche Ableh¬ 
nung von CETA und TTIP - selbst die 
deutschen Medien und Politiker können 
den offensichtlichen Hegemoniever¬ 
lust der EU nicht mehr leugnen. Dieser 
drückt von unten immer mehr auf die 
Staatsapparate vor allem der periphe¬ 
ren Mitgliedsländer und gefährdet so die 
Funktionsfähigkeit der supranationalen 
Institutionen selbst. Von den Eliten wird 
die zunehmende Ablehnung der EU un¬ 
ter dem Kampfbegriff „Gefahr des Popu¬ 
lismus“ gefasst, meist als rechts, im An¬ 
klang an das alte Totalitarismus-Ideolo- 
gem nachmals auch als links. 

Der Chefkolumnist der Financial 
Times , Martin Wolf, hat zum Neuen Jahr 
die Euro-Krise zur Bedrohung für die 
Weltwirtschaft erklärt. Das spezifisch 
Neue besteht aber darin, dass die Krise 
aus der ökonomischen in die politische 
Sphäre eingedrungen ist. Sie beginnt in 
den am härtesten getroffenen Ländern 
die breite Masse der Bevölkerung zu 
bewegen - ein Phänomen, das die euro¬ 
päischen Eliten seit Jahrzehnten nicht 
mehr erlebt haben und mit dem „Ende 
der Geschichte“ für begraben gehofft 
hatten. Überhaupt gibt es in der gesam¬ 
ten westlichen Welt eine Abwendung 
der Unter- und Mittelschichten von der 
Globalisierung, und nicht mehr nur der 
Marginalisierten. Das neoliberal-globa- 
listische Narrativ, nachdem soziale Un¬ 
gleichheit letztlich den Wohlstand aller 
heben würde, verfängt nicht mehr. Die 
Wahl Trumps zum Präsidenten der ka¬ 
pitalistischen Führungsmacht legt davon 
Zeugnis ab. Sie basiert vor allem auf der 
Unglaubwürdigkeit der x-ten Neuauflage 
des liberalen „American Dream“, aber 
auch auf den protektionistischen und 
isolationistischen Anspielungen Trumps. 
Selbst der Starökonom Larry Summers, 
Urgestein des Establishments der De¬ 
mokratischen Partei, meint, dass es ei¬ 
nes „verantwortlichen Nationalismus“ 
bedürfe, um dem Populismus zuvorzu¬ 
kommen. 

Für die EU und ihre Oligarchie ist 
dieser Weg jedoch verschlossen, nicht 
nur aus ideologischem Starrsinn, wie er 
in der Reaktion des Kommissionspräsi¬ 


denten Juncker auf den Brexit zum Aus¬ 
druck kommt, der nun den Weg für die 
weitere Forcierung der Zentralisierung 
frei sieht. Sondern vor allem durch die 
institutionellen Zwänge der supranatio¬ 
nalen Konstruktion der EU selbst und 
insbesondere ihrer Einheitswährung, 
die einst als Krönung der Vereinigung 
betrachtet wurde. 

Der Euro war vor allem ein politi¬ 
sches Projekt Frankreichs, die Zustim¬ 
mung zur deutschen Wiedervereinigung 
mit der Kontrolle über die ehemalige 
Großmacht mittels gemeinsamer sup¬ 
ranationaler Institutionen zu verbin¬ 
den. Wirtschaftspolitisch hoffte man, 
dem Zinsterror der Bundesbank mit 
ihrer ideologisierten Hartwährungspo¬ 
litik ein Ende bereiten zu können. Da¬ 
her sprach sich die deutsche ordolibe- 
rale Schule auch vehement gegen den 
Euro aus. Sie fürchtete, dass die süd¬ 
europäischen Staaten nicht mithalten 
können und ihnen trotz aller Verbote 
keynesianische Maßnahmen aufzwin¬ 
gen würden. Doch Geopolitik schlug 
Wirtschaftsideologie. 

Schäuble & Co. wollten in der Folge 
den Euro auf das reiche Kerneuropa be¬ 
schränken, doch das war im Zuge der ka¬ 
pitalistischen Landnahme im Osten un¬ 
ter der Flagge der Demokratie ebenfalls 
nicht möglich. Aus politischen Gründen 
konnte man den Zutritt zum Club der 
„Reichen und Schönen“ nicht zu sehr 
versperren. Statt das EU-Gründungsmit- 
glied Italien wie geplant auszuschließen, 
führte selbst Griechenland die Einheits¬ 
währung ein. 

Ein ganzes Jahrzehnt lang schien der 
Euro ein Erfolg. Die Zinsen sanken, die 
Inflation ebenfalls. Der Kreditboom als 
„weise Entscheidung effizienter Märkte“ 
befeuerte Blasen. Die Handelsbilanzde¬ 
fizite, die den Verlust an Wettbewerbs¬ 
fähigkeit des Südens hätte indizieren 
können, wurden nicht problematisiert, 
denn Kapital floss weiter zu. Hauptpro¬ 
blem war, dass Deutschland mit seinem 
Lohndumping (Hartz IV, etc.) alle un¬ 
terbot. Keine einzige herrschende Klas¬ 
se hatte auch nur annähernd die Macht, 
ihren Arbeitsnehmern weniger an der 
Produktivitätssteigerung weiterzugeben. 
Die Wirtschaftskrise 2007/2008 ließ dann 
das Kartenhaus in sich einstürzen. 


Die Antwort ist „Nein“ 

Doch der übliche Weg der Abwer¬ 
tung zur Wiederherstellung der Wett¬ 
bewerbsfähigkeit bleibt versperrt. Der 
eigenen Währung und damit auch Wirt¬ 
schaftspolitik beraubt, wurde dem Sü¬ 
den die „innere Abwertung“, Lohnde¬ 
flation und Austerität, aufgezwungen. 
Das Euro-Regime wurde zum ultralibe¬ 
ralen Brecheisen der Gläubigernation 
Deutschland gegen die Schuldnernatio¬ 
nen der Peripherie. 

Doch im Rahmen des krisenhaften 
Grundmodus der Weltwirtschaft funkti¬ 
onieren die neoliberalen Rezepte nicht. 
Einerseits hört Deutschland mit der 
Lohndeflation nicht auf, sodass ein un¬ 
einholbarer Abstand der Wettbewerbs¬ 
fähigkeit verbleibt. Andererseits verträgt 
die Weltwirtschaft eine „Verdeutschung“ 
Europas, so wie sie von der EU verord- 
netet wird, nicht, denn die globalen 
Handelspartner können im Gegensatz 
zu peripheren Euroländern sehr wohl 
abwerten. Temporäres Ergebnis ist, dass 
die deutsche Exportmaschine durch den 
für sie unterbewerteten Euro von einem 
Erfolg zum nächsten eilt, während der 
Süden durch den für ihn überbewerte¬ 
ten Euro in der Dauerrezession verbleibt 
und dessen Industrie vor die Hunde geht. 
Die sozialen und politischen Widersprü¬ 
che stauen sich so immer mehr auf. Sie 
sind dabei, als Rückwendung zum Natio¬ 
nalstaat zum Ausdruck zu kommen. 

Die einzige Lösung in Sinne der Eli¬ 
ten wäre die geordnete Auflösung der 
Eurozone, um so die EU zu retten. So 
lautet der in kapitalistischer Rationalität 
grundvernünftige Vorschlag Oskar La¬ 
fontaines und anderer. Doch die Euro- 
Oligarchien haben ihr gesamtes Schick¬ 
sal auf die supranationale Zentralisie¬ 
rung gesetzt: 

Das gilt zuerst für das anfangs skep¬ 
tische Deutschland, das wohl oder übel 
vom Ersten unter Gleichen zum Eu¬ 
ro-Imperator aufgestiegen und mittels 
Weichwährung Hauptprofiteur ist. Die 
deutsche herrschende Klasse ist gegen¬ 
über Heiner Flassbeck taub, der ihnen 
völlig zutreffend erklärt, dass nur Lohn¬ 
erhöhungen, ein Ende der Austerität 
und staatliche Investitionen die EU ret¬ 
ten können. Für die Eliten ist die volks¬ 
wirtschaftliche Not eine Klassentugend, 
der alle nachzueifern haben. Am deut¬ 
schen Wesen soll Europa nochmals ge¬ 
nesen. Paradoxerweise wird die Eurozo¬ 
ne nur mehr durch die Nullzinsen und 
Anleihenkaufprogramme der EZB zu¬ 
sammengehalten, die nach dem Modell 
der Bundesbank konstruiert wurde, aber 
sehr zum Ärger dieser als einzige EU- 
Institution akkurat nicht dem deutschen 
Diktat folgt. Auf dem Exportpanzer fah¬ 
rend, gibt es keine deutsche Arbeiter¬ 
klasse, die sie stoppen könnte. Lediglich 
die Weigerung der geschädigten Natio¬ 
nen kann dem Spuk ein Ende bereiten. 

Auch der französische Partner hält 
an der EU fest, dessen Staatsbürokratie 
sich nicht eingestehen kann, dass ihr su¬ 
pranationales Konstrukt in die Hand des 
stärkeren ostrheinischen Konkurrenten 
gelangt ist, der sie abermals überrollt. 
Den Eliten bleibt angesichts ihrer unun¬ 
terbrochenen neoliberalen Angriffe nur 


zu hoffen, dass ihre präsidentielle anti¬ 
demokratische Panzerung ausreicht, um 
den Front National von der Macht fern¬ 
zuhalten. Auch die südeuropäischen Eli¬ 
ten, die wie neokoloniale Kompradoren 
von der Macht des Zentrums abhängig 
sind und gegen aufsteigende Oppositi¬ 
onsparteien und potentielle Massenbe¬ 
wegungen alleine sich nicht mehr halten 
können, wollen den Kurs nicht ändern. 
Und schon gar nicht der Große Bruder 
auf der anderen Seite des Atlantiks, der 
um seine Nachkriegsordnung fürchtet. 
So fährt die EU unweigerlich in die Ka¬ 
tastrophe. 

„Populismus“ und 
nationale Souveränität 

Die Medien richten ihr ganzes Feuer ge¬ 
gen den Populismus, den sie als rassis¬ 
tisch, chauvinistisch und nationalistisch 
zu zeichnen versuchen. Und tatsächlich 
bildet die Mobilisierung gegen die Mig¬ 
ration ein wichtiges Einfallstor der histo¬ 
rischen Rechten. 

Doch blickt man unter die Oberflä¬ 
che, so kann man überall die Verteilungs¬ 
frage erkennen. Die Unter- und Mittel¬ 
klassen wollen ihren sozialen Abstieg 
beenden oder verhindern. Sie wollen 
Schutz vor der Globalisierung (Protek¬ 
tionismus), staatliche Eingriffe und Maß¬ 
nahmen, um ihre soziale Notlage zu ver¬ 
bessern (Keynesianismus) und sie wollen 
demokratische Kontrolle über den Staat 
zurück, der von den supranationalen Eli¬ 
ten okkupiert wurde. Symbolisch-identi- 
tär komprimiert heißt das: Zurück zum 
Nationalstaat, der die Volkssouveränität 
verspricht. 

Ist das rechts (radikal), wie die Eliten 
und die institutioneile Linke weiszuma¬ 
chen versuchen? Jedenfalls liegt darin 
ein sozialer und demokratischer Impuls 
der Subalternen gegen die kapitalisti¬ 
schen Eliten beschlossen, auch wenn er 
politisch nicht in klarer Form zum Aus¬ 
druck kommt. Natürlich hängt dieser po¬ 
litische Ausdruck vom jeweiligen histo¬ 
rischen Kontext ab. In einigen Ländern 
des Zentrums und des Ostens wird die¬ 
se Opposition von der Rechten geführt 
und kanalisiert, auch weil die Linke sys¬ 
tematischer Fürsprecher und Exekutor 
der Globalisierung war und ist. 

Doch selbst im altimperialen Groß¬ 
britannien, wo das Referendum ur¬ 
sprünglich ein Versuch der Tories war, 
die nationalkonservative Mittelstands¬ 
opposition einzufangen, drehte sich die 
Brexit-Kampagne letztlich um soziale 
Argumente, die auch vor allem von den 
„working poor“ aufgegriffen wurden - 
ganz abgesehen davon, dass es auch eine 
hörbare linke EU-Austrittsposition gab. 
Fast überall auf dem Kontinent baut der 
Rechtspopulismus soziale Versatzstücke 
in sein nationales Programm ein und 
kann das auch, weil er von links durch 
den Eliten-Internationalismus keine 
Konkurrenz hat. 

Trotzdem wird in allen südeuropä¬ 
ischen Ländern die soziale Opposition 
von der Linken dominiert. In Griechen¬ 
land konnte nur mittels der linken Regie¬ 
rung das neoliberale Schockprogramm 
durchgeführt und das Land durch die 


EU-Oligarchie plattgemacht werden. 
Ein Wunder, dass eine soziale Rechte 
das noch nicht nutzen konnte. In Portu¬ 
gal tanzt eine SP-Minderheitsregierung 
unterstützt von der Linken etwas ge¬ 
schickter auf des Messers Schneide - die 
Konfrontation hinauszögernd. Der Ruf 
nach dem Bruch mit dem Euro-Regime 
wird aber immer lauter. 

In Spanien versuchte es Podemos 
in den Fußstapfen von Syriza. Mit einer 
zentralistischen Großen Koalition (in 
Form einer konservativen Minderheits¬ 
regierung) konnte sich das alte Regime 
nochmals retten. Die Rückeroberung der 
Volkssouveränität schlägt in Spanien mit 
seiner franquistischen Staatstradition ei¬ 
nen linksdemokratischen Weg sein. Die 
insbesondere unter den oppositionellen 
Nationalitäten starke soziale Oppositi¬ 
on soll mit einem offenen Verfassungs¬ 
prozess integriert werden, der die soziale 
Einheit der Subalternen mittels Selbst¬ 
bestimmung der Nationalitäten errei¬ 
chen will. 

Italien ist das industriell entwickelts¬ 
te und bevölkerungsreichste Land des 
Südens sowie EG-Gründungsmitglied. 
Renzi war die letzte Karte des Euro- 
Establishments. Er wollte das Euro-Re- 
gime mittels einer Präsidialverfassung 
retten. Das darüber abgehaltene Refe¬ 
rendum geriet zum Klassenvotum da¬ 
gegen. Nicht nur der arme Süden und 
die Unterschichten, sondern anders als 
in England vor allem auch die gebilde¬ 
te städtische Jugend will mit der neoli¬ 
beralen Konterreform Schluss machen. 
Die Nein-Kampagne wurde auf der Ba¬ 
sis eines demokratischen Republikanis¬ 
mus geführt, der die protosozialistische 
Nachkriegsverfassung wiederentdeckte. 
Umfragen attestieren den Euro-Gegnern 
eine Mehrheit und machen die mittel¬ 
standsdemokratische Protestbewegung 
„Fünf Sterne“ zur stärksten Partei, die 
um die Bildung einer Allianz kämpfen 
muss, um demnächst eine Regierung bil¬ 
den zu können. Die Rückkehr zur natio¬ 
nalen Souveränität wird zur Losung der 
Stunde, um deren hegemoniale Interpre¬ 
tation sich Rechte und Linke streiten. 

Und was ist mit Deutschland, dem 
ultrakapitalistischen Zuchtmeister der 
EU? Ging es beim europäischen Sup¬ 
ranationalismus nicht gerade darum, die 
deutsche Macht zu beschränken? Die 
Sprengung der EU und die Herstellung 
der vollen deutschen Souveränität wäre 
aus linker Sicht ebenfalls wünschens¬ 
wert. Einerseits könnten dann die Ordo- 
liberalen ihr Stabilitätsziel zum eigenen 
Schaden und nicht zu jenem der anderen 
betreiben sowie sich eine Klassenopposi¬ 
tion dagegen bilden. Die Peripherie wäre 
ihrerseits freier für (links-)keynesiani- 
sche Projekte. Andererseits könnte ein 
Ausgleich mit Russland zu einer wirklich 
multipolaren Welt führen, der Emanzipa¬ 
tionsbestrebungen um den ganzen Glo¬ 
bus mehr Spielraum einräumt. 

Unser Autor Wilhelm Langthaler ist Mit¬ 
gründer von euroexit.org - Personenko¬ 
mitee gegen Sozialabbau, sowie Autor 
des Buches „Europa zerbricht am Euro“ 
(Promedia-Verlag). Er lebt in Wien. 


PapyRossa Verlag I LuxemburgerStr. 202,50937 Köln 



iwm:i?;i:iai 

GDCA DK WIEOEfiuSH« 
CEJVEHDHUCrEN? 


Domenico Losurdo 

DER KLASSENKAMPF 

Oder die Wiederkehr des Verdrängten? 

Zu Beginn des 21. Jahrhundert erweist sich nach Domenico 
Losurdo die Theorie des Klassenkampfs als schlüssiger denn je. 
In Auseinandersetzung mit Jürgen Habermas, Hannah Arendt, 
Simone Weil und mit dem Postmarxismus von Negri, Zizek und 
Harvey unterzieht er die Theorie von Marx und Engels einer 
Neuinterpretation. 

423 Seiten - 24,90 Euro 


^ t *7 «- 1 

M Armut 


ms 



Christoph Butterwegge 
ARMUT 

Basiswissen Politik/ Geschichte /Ökonomie 

Christoph Butterwegge legt dar, wie die >Reformen< ä la Hartz 
das Armutsproblem tiefgreifend verschärft haben. Er analysiert 
die Ursachen von Armut und ihre Auswirkungen auf Betroffene 
und Gesellschaft, hinterfragt die amtliche Statistik, diskutiert 
Strategien gegen Armut und zeigt, dass ein bedingungsloses 
Grundeinkommen< kein Patentrezept ist. 

131 Seiten - 9,90 Euro 


mmu 


M1E3SHUHJE 

■Dk3EqUEH2E! 


Conrad Schuhler 

DIE GROSSE FLUCHT 

Ursachen, Hintergründe, Konsequenzen 

Die Verantwortung für die Große Flucht wird hierzulande ebenso 
verdrängt wie deren Ursachen. In den Blick geraten die Kriege 
des Westens sowie Armut und Verelendung, verursacht durch 
>eine Wirtschaft, die tötete Was sind die Alternativen zu Ras¬ 
sismus und Nationalismus, zu Abschottung und zur Festung 
Europa? 

2. Auflage - 131 Seiten - 12,90 Euro 


www.papyrossa.de | mail@papyrossa.de 











m unsere zeit _ Hintergrund _ Freitag, 13. Januar 2017 13 

Eine Bilanz mit Licht und Schatten 

Russland 2016: Gestärkte globale Position, zunehmende soziale Probleme • Von Willi Gerns 


E in Rückblick auf das Jahr 2016 
zeigt für Russland eine gemischte 
Bilanz. Zu diesem Schluss kommt 
man nach Kenntnisnahme der Jah¬ 
resbotschaft des russischen Präsiden¬ 
ten vom 1. Dezember 2016 sowie von 
Kommentaren russischer Journalisten 
und Politologen. Da über die Botschaft 
Wladimir Putins sowohl in den bürger¬ 
lichen wie in linken Medien berichtet 
wurde, wollen wir uns auf zwei Artikel 
konzentrieren, die am 26. Dezember 
2016 in der Netzzeitung „Freie Pres¬ 
se“ (CBOÖOßHan Ilpecca) erschienen 
sind. Der erste steht unter der Über¬ 
schrift: „Bilanz 2016: Russland hat in 
der Lotterie gewonnen, aber den Preis 
nicht bekommen. - Wie Moskau seine 
Positionen in der globalen Politik fes¬ 
tigte.“ Autor ist der Journalist Andrej 
Polunin. Der zweite ist überschrieben: 
„Stabilisierung 2016: Wirtschaftswachs¬ 
tum bei Verelendung der Menschen“ 
und stammt von Michail Deljagin. Er 
ist Dr. der Wirtschaftswissenschaften, 
Chefredakteur der Zeitschrift „Freier 
Gedanke“ („CBoboßHafl Mbicjit>“) und 
Direktor des Instituts für Probleme der 
Globalisierung. 

Russland festigte seinen 
Platz in der Weltpolitik 

Polunin bezeichnet 2016 als ein sehr 
produktives Jahr für Russland und führt 
dafür die folgenden Fakten an: Die Ein¬ 
nahme Aleppos durch die syrischen Re¬ 
gierungstruppen mit Unterstützung der 
russischen Luftstreitkräfte. Präsident 
Baschar Assad kontrolliere nun wieder 
die fünf größten Städte des Landes - 
Damaskus, Aleppo, Horns, Hama und 
Latakia. Dies stärke die Position Putins 
für die in 2017 zu erwartenden Gesprä¬ 
che mit dem neuen US-Präsidenten Do¬ 
nald Trump. Zudem wird auf das fakti¬ 
sche Scheitern der antirussischen Sank¬ 
tionspolitik verwiesen. 

Als Belege für Letzteres werden die 
Vereinbarung Russlands mit der OPEC 
und einigen anderen Ländern über die 
Begrenzung der Ölförderung sowie der 
Verkauf des im Besitz des russischen 
Staates befindlichen Aktienpakets des 
Ölkonzerns „Rosneft“ an ausländische 
Investoren genannt. Durch diesen sei¬ 
en dem Staatshaushalt 721 Mrd. Rubel 
zugeflossen, wodurch dessen Defizit in 
2016 mit einem Schlag auf annehmbare 
3,7 Prozent des BIP begrenzt, der Ru¬ 
bel gestärkt und die Inflation auf das 
Rekordniveau von nur 5,5 Prozent ge¬ 
senkt werden konnte. Wie die Agentur 
Bloomberg bemerkte, sehen die Sank¬ 
tionen der EU vor diesem Hintergrund 
„schwer angeschlagen“ aus. 

Angemerkt werden soll an dieser 
Stelle, dass man als Gegner der anti¬ 
russischen Sanktionspolitik und Freund 
der russischen Kommunisten, die die 
Privatisierung des Staatseigentums be¬ 
kämpfen, die Aussagen Polunins zur 
Privatisierung von Rosneft mit einem 
lachenden und einem weinenden Auge 
sieht. Das lachende Auge freut sich über 
die Schlappe der Sanktionspolitiker in 
Brüssel und Berlin, das weinende be¬ 
dauert den Ausverkauf des vom russi¬ 
schen Volk geschaffenen Staatseigen¬ 
tums an private Profitjäger. 

Als weiteren Erfolg sieht Polunin 
den kürzlichen Japanbesuch Putins, in 
dessen Ergebnis die Beteiligung der ja¬ 
panischen Konzerne Mitsui und Mitsu¬ 
bishi an drei bedeutenden russischen 
Gasprojekten vereinbart wurde: an der 
dritten Reihe „Sachalin-2“ der gemein¬ 
samen Erschließung einer neuen Lager¬ 
stätte südwestlich von Sachalin sowie 
am Arktis-Projekt auf Jamal. 

Der Autor weist zugleich darauf hin, 
dass es im vergangenen Jahr auf der in¬ 
ternationalen Ebene auch Probleme 
für Russland gegeben habe. Als sol¬ 
che nennt er vor allem den Ausbau der 
NATO in Europa. So hat Obama in den 
letzten Tagen seiner Amtszeit den Mi¬ 
litärhaushalt des Pentagon bestätigt, in 
dem u.a. 3,4 Mrd. Dollar zur Stärkung 
der „Sicherheit der europäischen NA¬ 
TO-Mitglieder“ vorgesehen sind. US- 
Kriegsminister Carter erklärte dazu, 
dies stehe im Zusammenhang mit den 


„aggressiven Handlungen Russlands“. 
Außerdem sind 350 Mill. Dollar Mili¬ 
tärhilfe für den Bürgerkrieg des Kiewer 
Oligarchen-Regime im US-Budget vor¬ 
gesehen. 

Ergänzt werden soll, dass zum Aus¬ 
bau der NATO in Europa mit unver¬ 
kennbarer Stoßrichtung gegen Russ¬ 
land auch die folgenden Fakten gehö¬ 
ren: 

Die in immer rascherer Folge ver¬ 
anstalteten Nato-Manöver nahe der 
russischen Grenzen, die Stationierung 
sogenannter schneller Eingreiftruppen 
der NATO im Baltikum, in Polen und 
Rumänien, also direkt an oder nahe 
der russischen Grenze, mit der auch 
erstmals nach dem zweiten Weltkrieg 
wieder deutsche Militäreinheiten an die 
russische Grenze heranrücken; die Sta¬ 
tionierung von Raketen und anderen 
Komponenten des US-Raketenabwehr- 
Systems in Polen und Rumänien, ein¬ 
schließlich US-amerikanischer Einhei¬ 
ten zur Bedienung der Waffensysteme. 
All das verschärft die Spannungen in 
Europa und beschwört die Gefahr mi¬ 
litärischer Zusammenstöße herauf, die 
zu Ausgangspunkten eines großen Krie¬ 
ges werden könnten, der die Gefahr in 
sich birgt, zu einem alles vernichtenden 
Atomkrieg zu eskalieren. 

Nach dem Erscheinen des Polunin- 
Artikels hat Obama in seinem Amok¬ 
lauf gegen die bisher leider nur vage 
Möglichkeit einer Verbesserung der 
US-amerikanisch-russischen Bezie¬ 
hungen unter dem neuen Präsidenten 
Donald Trump mit den Sanktionen ge¬ 
gen russische Diplomaten in den USA 
noch einen Gang zugelegt. Putin hat die 
Provokation bekanntlich ins Leere lau¬ 
fen lassen und Obama damit lächerlich 
gemacht. All das bestätigt jedoch die 
Einschätzung Polunins, „dass die Kon¬ 
frontation zwischen dem Westen und 
Russland bei weitem nicht beendet ist 
und sich nach den unterschiedlichsten 
Szenarien entwickeln kann“. 

Die Meinung russischer 
Wissenschaftler 

Polunin zitiert in seinem Beitrag die 
Meinung russischer Experten zu den 
Ergebnissen des Jahres 2016. So stellt 
der Dozent an der Universität für Fi¬ 
nanzen bei der Regierung der RF, Ge¬ 
org Mirsajan, fest: „2016 haben wir be¬ 
wiesen, dass wir dem Sanktionsdruck 
widerstanden sowie ernsthafte Erfol¬ 
ge in Syrien erreicht haben und beob¬ 
achten konnten, wie sich die Eliten in 
der EU und den USA ein wenig von 
ideologisch orientierten zu pragmatisch 
ausgerichteten Leuten verändern, mit 
denen die Russische Föderation Zusam¬ 
menarbeiten kann. Außerdem gibt der 
Sieg Trumps uns die Chance zur Nor¬ 
malisierung unserer Beziehungen zu 
den USA.“ 

Der Direktor des Forschungszent¬ 
rums „Naher Osten/Kaukasus“ des In¬ 
ternationalen Instituts für neue Staaten, 
Stanislaw Tarassow, ist der Meinung: 
„Das Hauptergebnis des vergange¬ 
nen Jahres ist die Befreiung Aleppos 
und der Übergang zur Regulierung 
des Syrien-Problems im Dreier-Format 
Russland-Iran-Türkei. Das ist ein sehr 
widersprüchliches Format, ein Format 
taktischen Charakters, aber es erlaubt 
bestimmte Fragen in Syrien zu lösen 
(...)“ 

Aber Tarassow fügt auch hinzu: „Ich 
merke an, dass die syrische Frage die 
einzige Problematik ist bei der es 2016 
für Russland einen Durchbruch gege¬ 
ben hat. In den anderen Fragen der Au¬ 
ßenpolitik ist es meiner Ansicht nach 
beim Status quo geblieben.“ Zugleich 
hält der Wissenschaftler 2016 dadurch 
für sehr wichtig, dass es für Russland 
„die Möglichkeiten eröffnet, die in der 
Zukunft realisiert werden könnten, z.B. 
die Möglichkeit, einen normalen Dialog 
mit Trump herzustellen.“ 

Die Niederlagen westlicher Eliten, 
die aktiv gegen Russland arbeiten, hält 
auch der Direktor des Instituts für po¬ 
litische Forschungen, Sergej Markow, 
für sehr wichtig. Gleichzeitig betont er 
aber, dass die Frage, wozu das letztend¬ 


lich führt, offen sei. „Pluspunkte gibt 
es in einer solchen Situation für Russ¬ 
land, aber sie haben sich vorläufig noch 
nicht kapitalisiert. Man kann sagen, 
dass Russland in der Lotterie gewon¬ 
nen, aber den Preis nicht erhalten hat.“ 
Das seiner Bedeutung nach zweit¬ 
wichtigste Resultat sieht Markow im 
Sieg der russischen Luftstreitkräfte in 
Syrien, kommt aber zu dem Schluss: 
„Auch diese Resultate sind noch nicht 
kapitalisiert worden. Die Erfolge in Sy¬ 
rien in Positiva für Russland zu verwan¬ 
deln steht noch bevor, und das ist eine 
der außenpolitischen Aufgaben in 20 IT 


Wirtschaftswachstum bei 
zunehmender Verelendung 

Wenden wir uns nun den Resultaten 
des Jahres 2016 für Russland aus dem 
Blickwinkel der Wirtschafts- und Sozi¬ 
alpolitik zu. Dabei stützen wir uns auf 
den eingangs genannten Beitrag von 
Michail Deljagin, aus dem wir Auszü¬ 
ge zitieren bzw. referieren wollen. 

In seiner Jahresbotschaft vom 1. De¬ 
zember 2016 hat Präsident Putin ein 
Bild beginnender Stabilisierung der 
russischen Wirtschaft gezeichnet. Del¬ 
jagin knüpft daran an und stellt fest: 
„Die offiziellen Erklärungen über eine 
Stabilisierung der russischen Wirtschaft 
in 2016 entsprechen der Wirklichkeit. 
Der Rückgang des BIP verringerte 
sich von 3,7 auf 0,7 Prozent und der 
Rückgang der Investitionen verringer¬ 
te sich von 9,6 auf 2,3 Prozent. Obwohl 
der sprunghafte Anstieg der Indust¬ 
rieproduktion im November 2016 um 
2,7 Prozent von Rosstat (der Statistik¬ 
behörde -W. G.) offiziell mit der ein¬ 
maligen Korrektur der sich aus zwei 
Jahren summierenden Statistikfeh¬ 
ler erklärt wird, ergibt sich gegenüber 
dem Rückgang der Industrieprodukti¬ 
on um 3,3 Prozent zwischen Januar und 
November 2015 im gleichen Zeitraum 
2016 zwar nur ein geringes Wachstum 
von 0,8 Prozent, aber immerhin ein 
Wachstum.“ 

Als interessantes Beispiel wird 
der geradezu explosionsartige Auf¬ 
schwung des Landmaschinenbaus im 
Ergebnis staatlicher Subventionen 
von 9,9 Mrd. Rubel für den Kauf von 
Landmaschinen aus russischer Pro¬ 
duktion angeführt. Deljagin fügt hin¬ 
zu, es sei bemerkenswert, dass Präsi¬ 
dent Putin auf seiner Pressekonferenz 
über viele Wirtschaftszweige gespro¬ 
chen habe, dieses Beispiel jedoch trotz 
seiner Bedeutung unerwähnt gelassen 
habe. Er sieht den Grund dafür dar¬ 
in, dass die „liberale Umgebung“ Pu¬ 
tins wahrscheinlich die für sie ideolo¬ 
gisch unannehmbare Tatsache erfolg¬ 


reicher Einflussnahme des Staates auf 
die Wirtschaft nicht anerkennen woll¬ 
te. (Anmerkung: Hier und im Weiteren 
wird von Deljagin der Terminus „li¬ 
beral“ für eine Wirtschaftspolitik ver¬ 
wandt, die wir als „neoliberal“bezeich¬ 
nen. Darauf soll hingewiesen werden, 
um Missverständnisse zu vermeiden. - 
W.G.) Als weitere Gründe für das 
Wachstum der Landmaschinenpro¬ 
duktion nennt Deljagin die Wirkun¬ 
gen der russischen Kontersanktionen, 
mit denen die Einfuhr von Erzeugnis¬ 
sen der Landwirtschaft aus der EU ge¬ 
drosselt und dadurch die einheimische 


Erzeugung stimuliert wurde, sowie die 
Abwertung des Rubels. 

Weiter heißt es: „Die Erhöhung 
der Erdölpreise hat den Zustand des 
Staatshaushalts verbessert: Bei ei¬ 
nem für das Jahr geplanten Defizit 
von 3,7 Prozent des BIP sank das De¬ 
fizit im Oktober auf 0,1 Prozent und 
machte für den Zeitraum von Janu¬ 
ar bis November nur 2,4 Prozent des 
BIP aus.“ 

Die gegenwärtige Verlangsamung 
des Rückgangs der Wirtschaft und de¬ 
ren Stabilisierung wie auch ihre wahr¬ 
scheinliche leichte Belebung im ersten 
Halbjahr 2017 bezeichnet der Exper¬ 
te als „nicht zuverlässig und nicht von 
Dauer, weil sie auf eine liberale sozial¬ 
ökonomische Politik gründen, die das 
Land im Interesse der globalen Spe¬ 
kulanten zerstört. „Diejenigen, die sich 
mit einer niedrigen Inflation brüsten, 
verschweigen aus taktischen Gründen, 
dass unter Bedingungen, da die liberale 
Regierung in künstlich organisiertem 
,Geldhunger 4 und einer Auffassung, 
die in der Freiheit monopolisierter 
Produktion das entscheidende Merk¬ 
mal der Freiheit des Unternehmertums 
sieht, das Hauptmittel zur Senkung der 
Inflation in der Verelendung der Men¬ 
schen besteht.“ 

Die Senkung der Realeinkünfte der 
Bevölkerung beschleunige sich: Seien 
diese in den ersten elf Monaten des 
Jahres 2015 um 4,1 Prozent gesunken, 
so im gleichen Zeitraum 2016 bereits 
um 5,8 Prozent. Weiter heißt es bei Del¬ 
jagin: „Im Gefolge der liberalen sozial¬ 
ökonomischen Politik ist im III. Quar¬ 
tal 2016 die Zahl der Bürger Russlands 
mit einem Einkommen unterhalb des 
Existenzminimums (die offizielle Pro¬ 
paganda bezeichnet diese gewöhnlich 
als Arme, obwohl sie in Wirklichkeit 
im Elend vegetieren müssen) im Ver¬ 
gleich zur analogen Zeit des Vorjahres 
von 17,9 auf 18,8 Millionen Menschen, 
oder von 12,4 auf 12,8 Prozent der Be¬ 
völkerung gestiegen. 


Die Verfassung der Russischen Fö¬ 
deration garantiert das Recht auf Le¬ 
ben, die Regierung Medwedjew igno¬ 
riert dieses Recht jedoch, indem sie 
deren ökonomischen Ausdruck - das 
Existenzminimum - nicht garantiert. 
Es geht dabei um etwa 800 Mrd. Ru¬ 
bel im Jahr, deren Hauptteil in Form 
von Steuern in den Staatshaushalt zu¬ 
rückfließen würde. Das ist eine durch¬ 
aus zu verkraftende Summe für den 
Staatshaushalt. Der liberale Clan ist 
jedoch nicht bereit über seine Pflicht 
nachzudenken, das Recht auf Leben 
zu garantieren: 12,8 Prozent der Bür¬ 
gerinnen und Bürger Russlands leben 
dem Wesen der Sache nicht, sondern 
sterben langsam dahin, und ihre Zahl 
wächst.“ 

Gefahren für die 
politische Stabilität? 

Angesichts der sozialen Misere drängt 
sich die Frage nach deren Auswirkun¬ 
gen für die politische Stabilität in Russ¬ 
land auf. Ernsthafte Anzeichen bevor¬ 
stehender politischer Erschütterungen 
waren im vergangenen Jahr jedoch 
nicht wahrzunehmen. In dieser Hin¬ 
sicht ist der Einschätzung des Politolo¬ 
gen Hans-Henning Schröder von der 
Forschungsstelle Osteuropa in seinem 
Beitrag „Kleines Karo - aber natio¬ 
nal - Die Botschaft des russischen Prä¬ 
sidenten an die Föderationsversamm¬ 
lung am 1. Dezember 2016“ zuzustim¬ 
men, der in den Russland-Analysen 327 
vom 16. Dezember 2016 erschienen ist: 

„Russlands Herrschaftsarrange¬ 
ment ist Ende des Jahres 2016 stabil. 
Die politische Führung kontrolliert 
das Land und wird in der Bevölke¬ 
rung weitgehend akzeptiert. Sie hat 
erfolgreich landesweite Wahlen durch¬ 
geführt und solide Mehrheiten in den 
Vertretungskörperschaften auf födera¬ 
ler und regionaler Ebene organisiert. 
Die regionalen Administrationen ar¬ 
beiten eng mit der Zentrale zusammen 
und diese kann sich auf die Unterstüt¬ 
zung der wichtigsten Massenmedien 
verlassen.“ 

Der Autor nennt allerdings zugleich 
Symptome, die auf verdeckte Proble¬ 
me hinweisen: „Die Dumawahlen er¬ 
brachten zwar eine deutliche Mehrheit 
für die regierungsnahe Partei ,Einiges 
Russland 4 , doch war die Wahlbeteili¬ 
gung niedriger als sonst. In Moskau 
und St. Petersburg stimmten gerade 
30 Prozent der Wahlberechtigten ab, 
von denen nur zwischen 30 und 40 Pro¬ 
zent ,Einiges Russland 4 wählten. Das 
heißt, dass sich in diesen beiden Me¬ 
tropolen lediglich 11-15 Prozent für 
die Regierungspartei haben mobilisie¬ 
ren lassen.“ 

Weiter schreibt Schröder: „Die 
Schwäche des politischen Unterbaus 
könnte problematisch werden, wenn 
die Kritik an der Führung zunehmen 
sollte, was angesichts des negativen 
Wirtschaftswachstums und des Sin¬ 
kens der Realeinkommen möglich ist. 
(...) In der Tat wird der Unterschied 
zwischen Arm und Reich in der Öffent¬ 
lichkeit als gravierendes Problem wahr¬ 
genommen 44 Diese Feststellung wird in 
dem Artikel mit Umfrageergebnissen 
belegt. „Dennoch - so heißt es weiter - 
ist im Moment die Protestbereitschaft 
in der russischen Bevölkerung gering 

u 

Das muss allerdings nicht so blei¬ 
ben. Eine Gesellschaft, in der am ei¬ 
nen Pol immer mehr Menschen ins 
nackte Elend gestoßen werden, wäh¬ 
rend am anderen die Gewinner der 
antisozialistischen Konterrevolution, 
die Dollarmillionäre und Milliardäre, 
ihren Reichtum protzend zur Schau 
stellen, kann auf die Dauer nicht mit 
nationalem Gemeinschaftsgedusel ru¬ 
hig gehalten werden. Es muss sich ge¬ 
sellschaftlicher Sprengstoff anhäufen. 
Die subjektiven Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche sozialistische Lösung 
der Problematik sind leider noch nicht 
zu erkennen. An den Konzepten einer 
„bunten Revolution“ gegen das auf¬ 
müpfige Putin-Regime wird dagegen 
im Westen schon lange gebastelt. 



Dank westlicher Sanktionen ist die russische Landwirtschaft im Aufwind 
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wer seine Lage erkannt hat, 
wie soll der aufzuhalten sein? 

Denn die Besiegten von heute 
sind die Sieger von morgen 
Und aus Niemals wird: Heute noch! b.b. 

Hermann Jansen 

geb. 9.4.1950 Krefeld - gest. 25.12.2016 Aljezur-Portugal 

Geboren in eine kleinbürgerliche Familie, erkannte Hermann 
sehr schnell die Widersprüche dieser Gesellschaft, und so 
kam er mit 22 Jahren in Krefeld folgerichtig zur DKP. Wegen 
seiner konsequenten und kämpferischen Gewerkschaftsar¬ 
beit bei den damaligen Deutschen Edelstahlwerken wurde 
er sehr schnell von seinen Kolleginnen und Kollegen in den 
Betriebsrat gewählt. Auch dort behielt er seine konsequente 
Haltung bei und war entscheidend an der Arbeit der dortigen 
DKP-Betriebsgruppe beteiligt. 

Nach der Nelkenrevolution war Portugal das Land, das Her¬ 
mann immer anzog, und so war es für ihn ein nur konsequen¬ 
ter Schritt, dass er 1989 ganz nach Portugal übersiedelte und 
die Überleitung seiner Parteizugehörigkeit von der DKP zur 
PCP beantragte. Ein Schritt den damals viele nicht verstan¬ 
den und mit dem sich Hermann in unserer Partei nicht nur 
Freunde gemacht hat. 

Als aufrechter Kommunist hat Hermann auch in seiner neuen 
Heimat seine Parteiarbeit fortgesetzt und wurde in seinem 
neuen Wohnort Aljezur als Vertreter der PCP/CDU in die Ca¬ 
mera Municipal gewählt. 

Er behielt aber immer den Kontakt in seine alte Heimat und 
zu seiner alten DKP-Kreisorganisation. 

Nun ist er viel zu früh einer heimtückischen Krankheit erlegen, 
gegen die er bis zum Schluss mutig und tapfer gekämpft hat. 

Wir sind sehr traurig und fühlen mit seiner Frau Ana und den 
Genossinnen und Genossen der PCP. 

Die Genossinnen und Genossen der 

DKP 

Linker Niederrhein 


r 


Toskana, nah am Meer 

www.toskana-biohof.de | 0039.0566. 81478 


Mitarbeiter - gerne 
auch Teilzeit - auf 
kleinem Biohof 
gesucht. 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
__- 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




SteuenBeraterKanzlei I 
Peter Mannherz 



erfolgreichsteuern 


vvwwstb-mannherz.de 


FACHBERATER 

für Unternehmensnachfolge 
(DStVe.V.) 


Das Wertvollste, was der Mensch besitzt, ist das Leben. 
Es wird ihm nur einmal gegeben, und er muss es so nüt¬ 
zen, dass ihn sinnlos verbrachte Jahre nicht qualvoll ge¬ 
reuen, die Schande einer kleinlichen, inhaltslosen Ver¬ 
gangenheit ihn nicht bedrückt und dass er sterbend sa¬ 
gen kann: Mein ganzes Leben, meine ganze Kraft habe 
ich dem Herrlichsten in der weit - dem Kampf für die 
Befreiung der Menschheit - geweiht. Nikolai Ostrowski 


Wir bedanken uns bei allen Genossinnen und Genossen, 
Freundinnen und Freunden für die Beileidsbekundungen 
zum Tod meines Mannes, Vaters, Opas und Uropas 

Hermann Siemering 
im Namen der Familie Inge Siemering 


Ulli Danz 
ist nun 70! 

Lieber Ulli, 
zu deinem Geburtstag 
die besten Glückwünsche! 

Redaktion und Verlag 



Gesund¬ 
heitsmarkt 

Wie krank 
ist das denn? 

Mit Beiträgen von: Hans-Ulrich Deppe, Markt, Wett¬ 
bewerb und Medizin • Wolfgang Albers, Der Ausver¬ 
kauf der Daseinsvorsorge • Thomas Kunkel, Fallpau¬ 
schalen -von der Daseinsvorsorge zur Fabrik • Nele 
Kleinehanding/Gerhard Trabert, Armut macht krank 
und Krankheit macht arm • Jan von Hagen, Auf dem 
Weg zum Tarifvertrag Entlastung • Kathrin Vogler 
(MdB), Elemente linker Gesundheits- und Pflegepoli¬ 
tik • Manfred Scharinger, Krankheit und Gesundheit 
bei Marx und Engels 



„Der Mensch kann auf Erden nicht leben, wenn er 
nichts Freudiges vor sich sieht." Makarenko 

Liebe Anne, lieber Hannes, zur Geburt eurer Tochter 

Clara K. Müller 

am 9. Januar 2017 

wünschen euch die Genossinnen und Genossen der SDAJ und 
DKP in Mecklenburg-Vorpommern alles erdenklich Gute für 
die Zukunft. Möge die Lütte in eure Fußstapfen treten. 

Es grüßen euch herzlich: 

Albert, Daniel, Gregor, Josi, Julian, Martin, 

Neele, Oli, Patrick, Robert, Tatjana, Till, Willi" 


Wir sind klein aber 

ohoooü 

Viele Grüße 

aus Unterfranken 

an Kumpels ★ Genossinnen ★ Freunde 

Wir fahren zur Karl-Rosa-Lenin-Demo 



Ruhe, Erholung, Sport 
und jede Menge Natur 
das ganze Jahr über. 

FeWo im Südschwarzwald, ca. 75 m 2 , 

3 Zi., KDB, Terrasse, großzügig ausgestattet 
weitere Infos unter: 

http://todtmoos.lommes.es/ 



Bei uns ist immer DJUL-Treffen! 

www.Neue-Impulse-Verlag.de 


Der kieferservice 
für lesende linke! 

Ab 14. Januar 2017 online: 
Herzlich WilLQJLkommen! 


Weitere Themen: Fidel Castro, Trump-Wahl, CETA, 

Corbyn und die KP Großbritanniens, »Gewerkschafts- 
politik« der AfD, Bundesteilhabegesetz, Bedingungs¬ 
loses Grundeinkommen und Positionen: Marx' öko¬ 
nomisches Modell? - Ein Essay von Holger Wendt, 

Kai Köhler und Manfred Haiduk zu Peter Weiss ... 

Neue 
Impulse 
Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 

www.marxistische-blaetter.de 


Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse Verlag GmbH, Hoffnungstraße 18, 45127 Essen 
Tel.: 0201-23 67 57 E-Mail: info@neue-impulse-verlag.de 


jW Spezial 

isSkht gen^Soziaiistische 

Alternativen 
erkämpfen 


Am 14.1. am Kiosk: 8 Seiten extrazur 
XXII. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz 

14.1., Mercure Hotel MOA, Berlin, Einlass: 10 Uhr, Beginn: 11 Uhr 
Ausgabe inkl. Spezial und Wochenendbeilage »faulheit & arbeit« für 1,50 € am Kiosk erhältlich 



1917-2017 * 100 JAHRE 

OKTOBERREVOLUTION 


Kapuzenpullover 

..100 Jahre Oktoberrevolution" 

Größen XS - 4XL 
Aufdruck: Weiß + Rot 
Pullover Farben: Schwarz, 
oder Anthrazit 

Euro 24,90 


www.uzshop.de 


www.uzshop.de E-Mail: info@unsere-zeit.de Tel: 0201 -17788923 Fax: -28 
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Veranstaltungen / Termine 


Politischer Jahresanfang in Hamburg 



Für den bürgerlichen Block ist ein 
„Weiter so“ beschlossene Sache; 
„Weiter so“ mit Kriegspolitik, sozialer 
Kälte und Umverteilung von Unten 
nach Oben. Die DKP Hamburg hat 
auf ihrer Jahresauftaktveranstaltung 
die Fortsetzung des Widerstands ge¬ 
gen diese Politik bekräftigt. 

Die drei Eckpunkte „Frieden, Ar¬ 
beit, Solidarität“ werden uns im gan¬ 
zen Wahljahr 2017 begleiten wie der 
Kampf der Kolleginnen und Kollegen 


im Gesundheitswesen, die Neuaufla¬ 
ge von „Eine Schule für alle“ im Bil¬ 
dungswesen, die Rechtsentwicklung, 
der Wahlkampf und als Großereig¬ 
nis der G20-Gipfel. All das erfordert 
Kraft und Orientierung. Beides wur¬ 
de von diesem Jahresauftakt geleistet. 
Die DKP-Mitglieder und zahlreiche 
Gäste stimmten mit den Eingangs¬ 
worten des Bezirks vor sitzenden Mi¬ 
chael Götze überein und hatten an¬ 
schließend noch die Gelegenheit für 


eine kulturelle Zeitreise mit dem Mot¬ 
to „100 Jahre Oktoberrevolution“. 
Der Rezitator Erich Schaffner sprach 
und sang, begleitet von Erika Krapp 
am Akkordeon, Lieder, Gedichte,Tex¬ 
te und Szenisches von Becher, Brecht, 
Kraus, Lenin, Majakowski, Weinert 
und anderen. Hier gab es viele Bezüge 
zur Gegenwart. Dem Publikum hat es 
gefallen. Ein erfolgreicher Hamburger 
Start ins Jahr 2017. 

Norbert Noreik 


Mit Stolz präsentieren wir außer¬ 
dem die regelmäßigen Kolumnisten: 
Hans-Peter Brenner, Georg Fülberth, 
Beate Landefeld, Wera Richter und 
Arnold Schölzel. Wera und Hans- 
Peter sind stellvertretende Vorsit¬ 
zende der DKP. Beate ist Redakteu¬ 
rin der Marxistischen Blätter, Arnold 
stellvertretender Chefredakteur der 
„jungen weit“ und Georg der längst¬ 
gediente Kommentator dieser (und 
anderer linker) Zeitung(en). Die 
Kolumnisten haben ihren regelmä¬ 
ßigen Platz im Monatsrhythmus. Sie 
wählen ihr Thema und behandeln es 
wie sie wollen. Nur der Platz ist vor¬ 
gegeben. 

Mögen die geneigten Leserinnen 
und Leser Vergnügen und gelegent¬ 
lich sogar einen Erkenntnisgewinn an 
unserer Meinungsseite haben. 

Lucas Zeise 


Unsere UZ 


Die Meinungsseite 9 


Gegen Ende vergangenen Jahres ha¬ 
ben wir vorsichtig unsere Seite 9 in an¬ 
dere Form gebracht. Sie heißt „Positi¬ 
onen“, was ein anderes Wort für Kom¬ 
mentare ist. Wir platzieren dabei in 
der Mitte ein Bild, meist ein aktuelles 
Foto. Manchmal sind Bilder schon ge¬ 
nug Kommentar. Im Regelfall braucht 
es aber einen Text dazu. Wir haben 
für diesen Text mit Absicht nur wenig 
Platz gelassen. Denn je weniger Text 
ein Bild benötigt, desto besser ist es. 

Oben auf der Seite steht über alle 
fünf Spalten gestreckt der „Leitarti¬ 
kel“. Jedenfalls nennen wir ihn so. Er 
soll den Lesern auffallen. Sie können 
davon ausgehen, dass die dort geäu¬ 
ßerte Meinung oder Position auch die 
der Zeitung und sogar der Partei ist. 
Das ist eine kühne Aussage, die hier 
sofort teilweise wieder zurückgenom¬ 
men wird. Denn auf jede kleine Wen¬ 


dung, jede polemische Äußerung und 
jeden Scherz trifft das nicht zu. Die 
Kommentare beziehen sich im Re¬ 
gelfall auf aktuelle Ereignisse. Und 
schließlich gilt: Je schneller man ein 
Urteil fällt, desto größer die Gefahr, 
sich zu irren. Schlimmer als Fehlur¬ 
teile, Irrtümer und Dummheiten wäre 
es, auf Kontroversen zwischen uns zu 
verzichten. Auch der „Leitartikel“ ist 
nicht das Ergebnis einer Redaktions¬ 
konferenz, sondern vom Autor ge¬ 
schrieben und gezeichnet. 

Die beiden Spalten rechts sind 
für weitere Kommentare vorgesehen. 
Noch mehr als für den Leitartikel gilt, 
dass sie nicht alle bierernst gemeint 
sein müssen. Wenn an dieser Stelle 
kein Platz mehr ist, erscheinen solche 
Kommentare auch an anderer Stelle 
im Blatt. In dieser Frage ist die UZ 
ausnahmsweise völlig undogmatisch. 


Termine 


FR ★ 13. JAN 


München: „Hunger trotz Überprodukti¬ 
on - die europäische Exportstrategie und 
der Hunger in den Ländern des Südens.“ 
Veranstaltung von Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft (AbL) Bayern, 
ISW Institut für sozial-ökologische Wirt¬ 
schaftforschung e.V. und dem Kurt Eisner 
Verein KEV mit Angela Müller. EineWelt- 
Haus München, 19.30 Uhr. 


SA ★ 14. JAN 


Stuttgart: Pflegenotstand in Frankreich 
und Deutschland, Podiumsdiskussion. Cafe 
Merlin, Augustenstraße 72,17.00 Uhr. 


SO ★15. JAN 


Moos: „Wie lebt und leidet die Türkei un¬ 
ter Erdogan?“ Mitgliederversammlung der 
DKP Bodensee mit diesem und anderen 
Themen. Gewerbestraße 4b, 15.00 Uhr. 


MO ★Iß. JAN 


Münster: „Ein Jahrhundert wird besichtigt. 
Teil 3:1989 - Die Welt hat eine Hoffnung 
verloren.“ Veranstaltung von DKP und 
SDAJ Münster mit Raimund Ernst. Kultur- 
Kneipe F24, Frauenstraße 24,19.30 Uhr. 


Ml ★ 18. JAN 


Röthenbach/Pegnitz: Jahresauftaktver¬ 
sammlung der DKP Nürnberger Land mit 
Gustl Ballin. Floraheim, Siedlerstraße 10, 
19.00 Uhr._ 

Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


DO ★ 19. JAN 


Bremen: „Niederlage und Neustart? Linke 
Politik in Lateinamerika.“ Veranstaltung 
der Marxistische Abendschule Bremen mit 
Günter Pohl. Kukoon, Buntentorsteinweg 

29.19.30 Uhr._ 

Stuttgart: Demonstration gegen die Er¬ 
richtung eines Büroklotzes des Allianz- 
Konzerns. Schillerplatz, Stadtteil Vaihingen, 

16.30 Uhr. 


FR ★ 20. JAN 


Oldenburg: „Zur Rechtsentwicklung in 
Lateinamerika“. Diskussionsveranstaltung 
der DKP mit Günter Pohl, Vorsitzender der 
Internationalen Kommission der DKP. Bei 
Beppo, Auguststr. 57,20.00 Uhr. 


SA ★ 21. JAN 


Hannover: Jahresauftakt der DKP Hanno¬ 
ver. Mit Essen, Trinken und Musik wird das 
Neue Jahr willkommen geheißen und der 
Bundestagswahlkampf eröffnet. DKP-Büro, 
Göttinger Straße 58,18.00 Uhr 

Solingen: Traditionellen Neujahrstreffen 
der DKP. Naturfreundehaus Holzerbachtal, 
Eipaßstraße 25b, Solingen-Wald, 19.00 
Uhr. 


Ml ★ 25. JAN 


Darmstadt: Mitgliederversammlung der 
DKP mit Rückblick auf das LLL-Wochen- 
ende und Diskussion zur Bundestagswahl. 
LinksTreff Georg-Fröba, Landgraf-Philipps- 
Anlage 32,19.00 Uhr. 


DO ★ 26. JAN 


Rostock: Mitgliederversammlung der DKP. 
Cafe Marat, Doberaner Straße 21, 19.30 
Uhr_ 

Gießen: Mitgliederversammlung der DKP. 
Büro der Partei „Die Linke“, Marktplatz 2, 
19.00 Uhr. 


FR ★ 27. JAN 


Düren: „45 Jahre nach dem .Radikalen¬ 
erlass’“, Rückblick und Diskussion mit Dr. 
Rutger Booß (Berufsverbot 1972, damals 
Referendar am Gymnasium am Wirteltor), 
Dr. Raimund Teismann (Berufsverbot 1977) 
und Peter Erken (Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft Düren). KOMM, August- 
Klotz-Str. 21,19.00 Uhr. 


Ml ★ 1.FEB 


Schwerin: Mitgliederversammlung der 
DKP. Buntes Q, Lückerstraße 180, 19.00 
Uhr. 


Spendenbescheinigungen 2016 

Ohne die finanzielle Unterstützung von tausenden Menschen hätten wir 
weder das UZ-Pressefest noch andere politische Aktionen im vergangenen 
Jahr durchführen können. Über die hohe Spendenbereitschaft freuen wir 
uns sehr, möchten uns bei allen bedanken und bis Anfang Februar 2017 die 
Spendenbescheinigungen ausstellen und versenden. 

Auch zahlreiche neue Spenderinnen und Spender haben 2016 die Arbeit der 
DKP unterstützt, davon allerdings fast 300 Spendeneingänge ohne Anga¬ 
be der Postanschrift. Eine Bescheinigung können wir nur ausstellen, wenn 
uns die vollständige Anschrift vorliegt. Wer 2016 eine Spende an den DKP- 
ParteiVorstand ohne Nennung der Postanschrift überwiesen hat, kann dies 
unkompliziert nachholen. Bitte einfach den Namen und die Anschrift per 
Mail an finanzen@dkp.de 

Auch in Zukunft sind wir auf Zuwendungen angewiesen, denn: Organisierter 
Widerstand kostet Kraft - aber auch Geld! Jetzt spenden und DKP stärken! 

Klaus Leger, DKP-Bundeskassierer 


uz 


Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP 
für ein Jahr. Das Abonnement verlängert sich um ein 
weiteres Jahr, wenn es nicht spätestens 6 Wochen vor 
Ende des Bezugszeitraums gekündigt wird. 


Prämie Jahresabo 
T-Shirts „Gespenst 
des Kommunismus“ 
Herren S - 4XL 
Damen S-XL 

Größe angeben: I_I 

Oder Gutschein über 
15,- Euro für den 
UZ-Shop 


Online-Abo (Online-Ausgabe) 



□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 48,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 96,00 € 0^1 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 144,00 € 

Print-Abo (Wochenzeitung) 

□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 66,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 132,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 180,00 € 

Kombi-Abo (Online-Ausgabe + Wochenzeitung) 

□ 

Ermäßigtes Abo 

Jahrespreis 78,00 € 

□ 

Normalabo 

Jahrespreis 156,00 € 

□ 

Förderabo 

Jahrespreis 216,00 € 

Ijährlich □ halbjährlich 

□ jährlich 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Autos und kein Ende 

Ein Blick in die (Medien-)Welt der letzten Woche 


Nach 70 Jahren ist „Der Spiegel“ ein 
Presseorgan unter anderen. 

Seine beste Zeit hatte das Magazin, als 
sein Herausgeber Augstein Ende 1962/ 
Anfang 1963 für über 100 Tage in Un¬ 
tersuchungshaft saß. In einem Bericht 
über die Bundeswehr hatten Kanzler 
Adenauer und Verteidigungsminister 
Strauß einen „Abgrund von Landesver¬ 
rat“ entdeckt. 

Die offenkundig falschen Anschuldi¬ 
gungen gegen Augstein und seine Mitar¬ 
beiter führten zu zahlreichen Protesten 
vor allem junger Menschen und letztlich 
zur Entlassung des Verteidigungsminis¬ 
ters Strauß. Sie leiteten auch das Ende 
der Kanzlerschaft Adenauers noch 1963 
ein. Spiegelmacher Augstein war dann 
Mitte bis Ende der 60er Jahre bei diver¬ 
sen Diskussionsveranstaltungen - die im 
auflagenstarken Magazin dokumentiert 
wurden - in Universitäten ein gern ge¬ 
sehener Gast. Seine oppositionelle Hal¬ 
tung leistete ihren Beitrag zum Aufbruch 
der Studenten-, Schüler- und Lehrlings¬ 
bewegung. 

Mit Augsteins und des Spiegels fort¬ 
schrittlicher Haltung war es schnell vor¬ 
bei. Von den Engländern 1947 gegründet 
war die Zeitung immer ein Mainstream- 
Medium. Die heroische Phase während 
der Spiegel-Affäre verdankte man - no¬ 
lens volens - einem durchgeknallten Ver¬ 
teidigungsminister und einem senil wer¬ 
denden Kanzler. 

★ 

Laut Umfragen bleiben die Deutschen 
auch angesichts des Berliner Weih¬ 
nachtsmarktanschlages einigermaßen 
gelassen. Eine Mehrzahl unserer Lands¬ 
leute, 73 Prozent, fühlt sich sicher. Unter 
den Anhängern der Partei „Die Linke“ 
sind es sogar 96 Prozent, bei denen der 
AfD allerdings nur 34 Prozent. Ein eher 
beunruhigender Hinweis darauf, dass 
diese erfreuliche Gelassenheit nur so 
lange dauert wie sie dauert. 

★ 

Im vergangenen Jahr ist die Zahl der 
PKW-Neuzulassungen in Deutschland 


auf 3,4 Mio. gestiegen. Nur VW verzeich¬ 
net rückläufige Zahlen, hat dafür aber 
beim weltweiten Umsatz um 2,8 Prozent 
auf sechs Mio. Fahrzeuge zugelegt. Fast 
50 Prozent der hierzulande zugelassenen 
Autos sind Diesel-PKW. 

Das ist eine schlechte Nachricht - 
vor allem für die Umwelt. 16 Monate 
nach Bekanntwerden des sogenannten 
VW-Abgasskandals hat sich nichts ver¬ 
ändert. Aktuelle Studien ergeben, dass 
der C0 2 -Ausstoß eines Diesel-PKW 
höher ist als der von Lastwagen oder 
Bussen, die bei fünfmal höherem Ben¬ 
zinverbrauch weniger als die Hälfte der 
Schadstoffe von Personenwagen aussto¬ 
ßen. Möglich machen das gesetzliche 
EU-Vorgaben aus dem Jahre 2013, die 
die Hersteller zwangen den Schadstoff¬ 
ausstoß nicht nur im Testbetrieb, son¬ 
dern im realen Alltag des Fahrzeuges 
massiv zu senken. Nichts spricht dafür, 
dass das nicht auch bei PKW-Motoren 
möglich wäre. 

Dass nichts geschieht, kann nur einen 
Grund haben. Nach dem Autokanzler 
haben wir jetzt eine Autokanzlerin plus 
Autoregierung. Ein beschämender Skan¬ 
dal, der üble Folgen hat. Aktuell sind dies 
zum Beispiel hitzebedingte Sterblichkeit 
in Europa, Übertragung von Infektions¬ 
krankheiten in einigen Gebieten und 
allergene Pollen, zunehmender Schäd¬ 
lingsbefall in der Landwirtschaft, Ernte¬ 
ausfälle durch wärmere und trockenere 
Bedingungen in weiten Teilen Afrikas, 
Verlust von Küstenfeuchtgebieten und 
Küstenüberflutung infolge des gestiege¬ 
nen Meeresspiegels. Diese Auswirkun¬ 
gen werden sich verstärken und schon bis 
2020 zu akutem Wassermangel für 250 
Mio. Menschen in Afrika führen, um nur 
eine Folge zu nennen. 

Diese Szenarien sind seit Jahrzehn¬ 
ten bekannt. Dass nichts getan wird, ist 
eine der augenfälligsten Hinweise auf die 
Überlebtheit eines ausschließlich an der 
Profitmaximierung interessierten Wirt¬ 
schaftssystems - des gemeinen Kapita¬ 
lismus. Adi Reiher 


Die Panini-WM 

An der Endrunde 2026 sollen 48 Teams teilnehmen 


Die FIFA hat die Aufstockung des WM- 
Teilnehmerfeldes auf 48 Mannschaften 
im Jahr 2026 beschlossen. Und mehrere 
dürften sich darüber freuen: Als erstes 
kommt einem da Sepp Blatter ins Ge¬ 
dächtnis. Der korrupte Ex-Präsident der 
Fußballmafia hatte ursprünglich vor, mit 
einer Aufstockung des Teilnehmerfeldes 
Stimmen von Verbänden zu kaufen. Das 
gelingt jetzt Giovanni Infantino. 

Durch die zusätzlichen Teilnehmer an 
der WM-Endrunde erhöht sich auch die 
Anzahl der Spiele - von 64 auf 96. Das 
bedeutet u.a. eine Mehrbelastung für die 
Spieler. Die FIFA wird auf ihre Kosten 
noch mehr Geld einnehmen. Doch die 
wirklichen Leidtragenden sind kleine 
Fußballfans und ihre Eltern. Ihre Porte¬ 
monnaies und ihre Gesundheit werden 
leiden, denn Panini, Bitburger, Fleisch¬ 
industrie und Co. stehen schon in den 
Startlöchern. Die genauen Folgen kann 
man wohl nur erahnen. 

Zum Beispiel: Die Sammelbildchen 
der italienischen Firma Panini. Die Pani- 
ni-Sammelbildchen werden vorzugswei¬ 
se von Kindern gesammelt, mit hohem 
Suchtpotential. Zur Weltmeisterschaft 
2014 gab es noch 640 Sticker mit den 
Stadien und Spielern und Trainern usw. 
der jeweiligen teilnehmenden Mann¬ 
schaften. Dabei schlägt ein Sticker mit 
14 Cent zu Buche. 2026 wird es dann min¬ 
destens 960 Bilder geben, aber wer jetzt 
14 mal 960 nimmt, kennt das Geschäfts- 
modell von Panini nicht. Um alle Bil¬ 
der sammeln zu können, muss man weit 
mehr als die 640 bzw. 960 Bilder kaufen, 
weil es ja darauf ankommt zu sammeln. 
Dazu kaufen Kinder viele Päckchen und 
sind über die vielen doppelt und dreifach 
vorhandenen Spielervisagen deutscher 
Fußballmillionäre enttäuscht, während 
der zweite Torhüter von Trinidad und 
Tobago zum heißbegehrten Sammelbild 
wird. Allein die Mehrbelastung durch 
die Panini-Alben dürfte den deutschen 


Durchschnittsverbaucher mit mindestens 
50 Euro treffen. Dazu kommt dann noch 
der erhöhte Bierkonsum. 

Die einfache Rechnung: Mehr Spiele 
führen zu mehr Fußballabenden. Dazu 
wird im Sommer gegrillt und viel Bier 
getrunken. Auch Bitburger hatte zur WM 
2014 dazu eine Aktion mit Sammelkron¬ 
korken, die die Sammelwut anspricht. 
Um zu gewinnen, musste man alle Flag¬ 
gen der Teilnehmerländer in den Kron¬ 
korken sammeln. Mit mehr Teilnehmern 
muss man natürlich auch mehr Bier trin¬ 
ken, um an alle Kronkorken zu kommen. 

Da wohl die WM im Sommer ausge¬ 
tragen wird, es sei denn die FIFA setzt 
ihre wahnwitzige Idee einer Winter- 
WM um, muss das Bier gekühlt werden. 
Dazu braucht man einen größeren Kühl¬ 
schrank, an den dann auch der erweiter¬ 
te WM-Spielplan gehängt werden kann. 
Die Folgen des fußballgetriebenen Alko¬ 
holkonsums: Mehr Absatz für den Bier¬ 
monopolisten, Belastungen für das Ge¬ 
sundheitswesen. 

Aber die Fans dürften den FIFA-Ver¬ 
antwortlichen relativ egal sein, solange 
sie sich ihre eigenen Taschen füllen kön¬ 
nen. Und da macht es keinen Unter¬ 
schied, ob ein Giovanni Infantino oder 
ein Sepp Blatter auf dem Geldberg in der 
Züricher Zentrale sitzt. Dieser Geldberg 
wird durch die Vermarktung der Mehr¬ 
spiele nur höher. Vor noch mehr Spie¬ 
len zugunsten der Geldmacherei warnte 
Anfang Januar Mainz 05-Spieler Stefan 
Bell im Kicker. „Ich bin mittlerweile oft 
an dem Punkt, wo ich keine Lust mehr 
habe, mir Fußball anzusehen.“ 

Man muss ihm Recht geben. Am bes¬ 
ten geht man zu dem Sportverein um die 
Ecke und genießt dort noch den Fußball, 
wie er von zahllosen Amateuren geliebt 
und gelebt wird. Vielleicht sind es ja 2026 
wirklich weniger Menschen, die bereit 
sind, sich das Schmierentheater seitens 
der FIFA noch anzugucken. HS/lmö 


Besser mit Gesicht 


SC Freiburg und HSV im Vergleich - Ständige Trainer- und 
Spielerwechsel bringen keinen Erfolg 



Kein Kopf, kein Herz, keine Seele - aber einen überdimensionierten Bronze-Fuß Uwe Seelers im Vorgarten. Der HSV muss 
seine Struktur überdenken. 


I n der Winterpause dürfen einige Spie¬ 
ler den Verein wechseln. Das betrifft 
vor allem jene Spieler, die bei ihren 
bisherigen Vereinen nicht gut spielen 
oder nicht ins Konzept passen. Dafür 
sollen neue, erfolgversprechende Spie¬ 
ler kommen. 

Aber nicht nur Spieler werden raus¬ 
geschmissen, auch Trainer mussten wie¬ 
der ihren Posten räumen. In dieser Sai¬ 
son waren das bisher acht. Und alle Jahre 
wieder trifft es dabei auch einen Trainer 
des HSV, dieses Mal Bruno Labbadia. Es 
ist für ihn bereits das zweite Mal, dass er 
frühzeitig den HSV verlassen muss. 

Der Bundesliga-Dino HSV steckt 
wieder tief im Abstiegskampf, und es 
ist einfacher, den Trainer anstelle der 
Spieler zu entlassen, auch wenn Trainer¬ 
wechsel selten langfristigen Erfolg brin¬ 
gen. Dieses Mal hat Markus Gisdol die 
undankbare Aufgabe bekommen, den 
HSV zu retten. 

Seit 2007 durften sich 17 Trainer in 
der Hansestadt versuchen. Im Vergleich 
dazu hatte der SC Freiburg fünf Trainer 
in dem gleichen Zeitraum. Wobei Volker 
Finke 2007 nach 16 Jahren den SC Frei¬ 
burg verließ. Macht also fünf Trainer in 
26 Jahren. 

Der SC Freiburg hat nicht nur gerin¬ 
gere finanzielle Möglichkeiten als der 
HSV, er spielt derzeit auch wesentlich er¬ 
folgreicher unter dem Trainer Christian 
Streich. Eben dieser Herr Streich ist der 
dienstälteste Trainer in der Fußball-Bun¬ 
desliga. Aber warum wechselt gerade ein 
Traditionsverein wie der HSV häufiger 
seine Trainer? Dies liegt wohl mit an der 
Vereinsstruktur. 

In der Bundesliga spielen nur noch 
vier eingetragene Vereine - Freiburg, 
Mainz, Schalke und Darmstadt. Bei den 
anderen 14 Vereinen wurden die Profi- 
Abteilungen aus den Vereinen ausge¬ 
gliedert, um so Investoren gewinnen zu 
können. Dies klappt in manchen Fällen 
besser als in anderen. Bei Bayern Mün¬ 
chen sind mit je 8 Prozent Adidas, Allianz 
und Audi eingestiegen - und trotzdem 
behält bei Bayern die sportliche Leitung 
das Sagen. Nicht so beim HSV. Dort wur¬ 
de 2014 die Fußballabteilung in die HSV 
Fußball AG ausgegliedert. Deren Eigen¬ 
tümer sind zu 91 Prozent der HSV e.V., 
zu 1,5 Prozent Helmut B ohnhorst, ein 
Agrarunternehmer und zu 7,5 Prozent 
Klaus-Michael Kühne, Mehrheitseig¬ 
ner der Kühne + Nagel Spedition. Diese 
Ausgliederung wurde nach der knappen 
Rettung in der Relegation in der Saison 
2013/14 beschlossen und sollte der Be¬ 
ginn einer neuen Erfolgsära sein. Man 
träumte schon vom internationalen Ge¬ 
schäft. Doch was folgte? Die erneute 
Rettung in der Relegation. 


Damals übernahm Bruno Labbadia 
kurz vor zwölf den Trainerposten und 
hielt den HSV in der ersten Liga. In der 
gleichen Saison stieg der SC Freiburg 
ab - mit einem Punkt weniger als die 
Hanseaten. Freiburg hielt am Trainer fest 
und schaffte mit Christian Streich den di¬ 
rekten Wiederaufstieg. In der aktuellen 
Saison steckt der HSV wieder im Ab¬ 
stiegskampf fest, während die Freiburger 
um die internationalen Plätze kämpfen. 

Erfolg und Misserfolg kann man an 
vielen Faktoren festmachen. So hat der 
HSV einen aufgeblähten Vorstand mit 
elf Mitgliedern. Dessen Spitze bilden 
Präsident Jens Meier und der Vorstands¬ 
vorsitzende Heribert Bruchhagen, er¬ 
gänzt wird das durch die sportliche Lei¬ 
tung. Den Posten des Sportdirektors hat 
inzwischen Jens Todt inne. Im Vorstand 
herrscht auch deshalb viel Unruhe, weil 
sich Investor Kühne in das sportliche Ge¬ 
schehen einmischt und Einfluss nimmt 
auf Transferentscheidungen. 

Beim HSV werden selbst im Vor¬ 
stand oft die Posten getauscht. Auch das 
bringt Unruhe in den Verein, was sich ir¬ 
gendwann auf die Mannschaft aus wirkt. 
Nur in der Transferpolitik zeigt der HSV 
Konstanz, zwar eine recht negative, aber 
immerhin. Denn der HSV bekommt es 
irgendwie hin, Spieler zu kaufen, die bis 
dahin gute Fußballer waren. Sobald sie 
beim HSV unterschrieben haben, läuft 
es dann nicht mehr so gut. Zu nennen 


Nicht am Tatort 

Eine längere Zugfahrt steht bevor? 
Wer nach der LLL-Demo von der Ge¬ 
denkstätte der Sozialisten den Heim¬ 
weg antritt, muss nun wirklich nicht 
zum Fernsehabend zuhause sein - auch 
wenn die Folge „Wacht am Rhein“ sich 
Bürgerwehren zum Thema nimmt, die 
armseligste Antwort auf die Frage, ob 
„man“ nicht „was“ machen müsste. 

So, 15.1., 20.15 Uhr, ARD 

Idiocracy ; USA 2006 

Nein, dieser Film ist wirklich nicht 
gut. Dumme US-Amis werden vom 
Militär eingefroren und wachen 500 
Jahre später auf, um festzustellen, 
dass sie jetzt die hellsten Köpfe weit 
und breit sind. Als der Film in die Ki¬ 
nos kam meinte „The Telegraph“, der 
Film schildere eine Zukunft, die so 
aussieht, als ob Donald Trump Präsi¬ 
dent wäre. War aber als Satire auf die 
US-Präsidentschaft des unvergesse¬ 
nen George W. Bush gemeint. 

Mo, 16.1., 22.10 Uhr, arte 


sind da aus dem aktuellen Kader Nico¬ 
lai Müller, Pierre-Michel Lasogga oder 
Aaron Hunt. 

Bei der Kaderzusammenstellung ist 
kein Konzept zu erkennen. Man passt die 
einzelnen Mannschaftsteile nicht anein¬ 
ander an. Dabei sind Abwehr, Mittelfeld 
und Sturm für sich genommen gut be¬ 
setzt. Einziger Lichtblick ist Markus Gis¬ 
dol, der es geschafft hat, der Mannschaft 
ein Spielsystem zu verpassen, das im An¬ 
satz erfolgversprechend ist. 

Im Gegensatz dazu glänzt der SC 
Freiburg durch eine beeindruckende 
Ruhe in der Führungsebene, der Vor¬ 
stand besteht aus lediglich vier ehren¬ 
amtlichen Mitgliedern. Es gibt eine kla¬ 
re Vereinsphilosophie, die von vorne bis 
hinten durchgezogen wird. Es werden 
junge Spieler ausgebildet oder weiter¬ 
entwickelt, um diese dann gewinnbrin¬ 
gend zu verkaufen. 

So etwas lässt der HSV vermissen. 
Ein Weg, dem Verein zumindest mal wie¬ 
der ein Gesicht zu geben, scheiterte mit 
dem Versuch, den Enkel der HSV-Iko- 
ne Uwe Seeler, Levin Öztunali, zu hal¬ 
ten. Man verlor ihn ausgerechnet Sei¬ 
ner Amtseinführung sollen ,unzählige 
Stars 4 beiwohnen, an den Rivalen aus 
Bremen. Von dort wechselte er über Le¬ 
verkusen nach Mainz. Übrigens auch ein 
Verein, in dem mehr Ruhe herrscht und 
wo den Spielern Zeit für ihre Entwick¬ 
lung gegeben wird. Hannes Schinder 


Bühne 36 - Känguru & Co. 

Eigentlich ist Marc-Uwe Kling ja aus¬ 
gebrannt, aber die Themen der Büh¬ 
ne 36 klingen gut: Wohnen, Unterhal¬ 
tung, Arbeiten. Also doch noch mal 
reinschauen? 

Mo, 16.1. 22.40 Uhr, ARD One (Über 
Wohnen); Mo, 23.1., 22.30 Uhr, ARD 
One (Über Unterhaltung); Mo, 30.1., 
22.53 Uhr, ARD One (Über Arbeiten) 

Trump - Die Vereidigung 

Die Gala schreibt: „Am 20. Janu¬ 
ar ist es soweit: Donald Trump, 70, 
wird als neuer US-Präsident verei¬ 
digt. Seiner Amtseinführung sollen 
,unzählige Stars 4 beiwohnen. (...) 
Sogar Kleidergeschäfte in Washing¬ 
ton seien bereits ausverkauft, führt 
Trump weiter aus. Es sei schwer, 
noch ein großartiges Kleid für die 
Amtseinführung zu finden.“ Großes 
Kino. 

Fr, 20.1., den ganzen Tag auf allen Ka¬ 
nälen 


Der rote Kanal 









